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Berliner Gespräche im Immobilienrecht

25. bis 26. Juni 2010
Freitag, 25. Juni 2010

Moderation: Rechtsanwalt und Notar Ulrich Schellenberg

Themen: Dozenten:
Vermieterrechte in der Insolvenz RA Ulrich Weber
Rechtsprechung im WEG RiinAG Nicole Vandenhouten
Erwerb durch Zwangsversteigerung – was ist zu beachten? RA Torsten Martini
Brennpunkte im Grundstückskaufvertrag RA & Not. Jann Fiedler
Die Immobilie im Erbschaftssteuerrecht RA Dr. Martin Wulf

Samstag, 26. Juni 2010

Themen: Dozenten:
Mängelrechte der Wohnungseigentümer gegen Bauträger RiKG Dr. Oliver Elzer
Rechtsprechung zum Gewerbemietrecht Richter a.D. Hans-Jürgen Biber
Immobilienfinanzierung in der Krise Andreas Luckow

(insgesamt 10 Zeitstunden Unterricht)

Veranstaltungsort: Grand Hotel Esplanade Berlin, Lützowufer 15, 10785 Berlin, Fon 030 / 254780

Gebühr:
395,- € Mitglieder Anwaltverein
450,- € Nichtmitglieder
zzgl. gesetzl. USt.

Ihre Ansprechpartnerin ist Jenny Steger, Fon 030 / 726153-126, Fax -111, steger@anwaltakademie.de
Weitere Informationen finden Sie auch unter www.anwaltakademie.de

BerlinerAnwaltsVerein e.V.
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Liebe Leserinnen und Leser,

herzlich willkommen im Berliner Anwaltsblatt

N
ach vielen Entscheidungen mit

denen das Bundesverfassungs-

gericht Gesetze des Deutschen

Bundestages ganz oder zumindest teil-

weise für verfassungswidrig erklärt hat,

fragen wir uns, ob und warum Justizpo-

litik der letzten Jahre so häufig Entschei-

dungen entgegen unserer Verfassung

getroffen hat. Handelt es sich hierbei um

ein strukturelles Problem unseres Ge-

setzgebungsverfahrens? Wo stehen wir

nach dem Urteil des Bundesverfas-

sungsgerichts zur Vorratsdatenspeiche-

rung? 

D
iese und andere Fragen möchten

wir mit einem Experten und Kenner

– sowohl der aktuellen Diskussionen um

die Bürgerrechte, als auch des politi-

schen Betriebs in unserem Land gene-

rell – diskutieren. Für unsere Mitglieder-
versammlung am 19. Mai 2010, zu der

ich Sie auch auf diesem Wege herzlich

einlade, haben wir Herrn Kollegen und
Bundesminister a.D. Gerhart Baum
gewinnen können. Herr Kollege Baum –

dies sei für jüngere Kolleginnen und Kol-

legen noch einmal erinnert – gehörte als

Staatssekretär und Minister den Regie-

rungen von Brandt und Schmidt an, vier

Jahre lang war er Bundesminister des

Inneren, später Menschenrechtsbeauf-

tragter der UNO. Seit Jahrzehnten ist er

eine engagierte Stimme in der Diskus-

sion um Bürgerrechte, Sicherheit, Da-

tenschutz und Rechtsstaat. Wir freuen

uns auf eine spannende Diskussion mit

Ihnen – und mit Gerhart Baum. 

G
anz besonders möchte ich Sie

auch auf diesem Wege zur fachli-

chen Diskussion einladen: Am 25. und

26. Juni 2010 veranstaltet der Berliner

Anwaltsverein gemeinsam mit der Deut-

schen AnwaltAkademie vor Ort hier in

Berlin zum ersten Mal die Berliner Ge-
spräche im Immobilienrecht. Nam-

hafte Referenten berichten zu einem

weiten Spektrum des Immobilienrechts.

Auf der Tagesordnung: Mieterinsolvenz

– WEG – Zwangsversteigerung –Erb-

schaftssteuerrecht – Vertragsgestaltung

– Mängelgewährleistung beim

Bauträgervertrag – Gewerbemietrecht –

Immoblienfinanzierung. 

E
ine ähnliche Querschnittsveranstal-

tung für Experten- und für aktuelles

Allgemeinwissen bietet am Freitag, den

2. Juli 2010 der erste Berliner IT-Tag
mit Themen wie: Internethaftung, Daten-

schutz, Social Networking, Vertragsge-

staltung, AGB und Fernabsatz, Mobile

Commerce. 

N
ähere Informationen zu beiden Ver-

anstaltungen erhalten Sie im Berli-

ner Anwaltsblatt, und in der Geschäfts-

stelle des Berliner Anwaltsvereins. 

Mit besten kollegialen Grüßen

Ihr

Ulrich Schellenberg 
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Unsere Themen im April 2010

Außerdem finden Sie in dieser Ausgabe:

Titelthema

Von Bologna nach Babylon 101

Aktuell

Winterintensivkurse 

im Haftungs- und Versicherungs-

recht 2009 und 2010 113

Bundesrat plant Änderungen 

beim Pfändungsschutz 114

Der Jahrestag der Erbrechtler 115

BGH-Urteil vom 9.3.2010 zur nach-

träglichen Sicherungsverwahrung 

für jugendliche Straftäter 116

Musterwiderrufsbelehrung für 

Verbraucherdarlehensverträge 116

BAVintern

Jugendprojekte im BAV:

Von A wie Abtreibung bis Z wie 

Zeuge – ein Rechtslexikon für 

Jugendliche 117

Kollegialer Rat bei finanziellen 

Schwierigkeiten 118

60 Kolleginnen und Kollegen 

beim Arbeitskreis Medizinrecht 118

Arbeitskreis Mediation 119

Ladung zur ordentlichen 

BAV-Mitglieder-Versammlung 120

Veranstaltungen des BAV 121

Kammerton

Die Rechtsanwaltskammer Berlin

teilt mit 124

Mitgeteilt

Rechtsanwaltskammer 

des Landes Brandenburg 130

Urteile

Gebührenverfahrensrecht:
RVG schlägt BRAGO 132

WEG: Eigentumswohnung darf 
als Ferienwohnung vermietet 
werden 132

Dokumentenpauschale im 
Beratungshilfeverfahren 133

Sinnentleerte Verfassungs-
beschwerde 133

Wissen

Neue Datenschutzvorschriften 
beim Forderungseinzug 134

Forum

Leserbrief 135

Büro&Wirtschaft

Datensicherung in der Kanzlei – 

keine leichte Aufgabe 136

Bücher

Buchbesprechungen 138

Termine

Terminkalender 139

Beilagenhinweis

Dieser Ausgabe liegen Prospekte 
der Firmen

Juristische Fachseminare, Bonn, und

www.Berliner-Anwalt.de, Berlin, 
(Teilauflage) 

bei.

Wir bitten um freundliche Beachtung

Von Bologna nach Babylon
Rechtsanwalt und Notar Bernd Häusler berichtet über den gegenwärtigen Stand des Bologna-Prozesses 

in der Juristenausbildung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Seite 101

Der Jahrestag der Erbrechtler
Rechtsanwalt und Notar Dr. Eckart Yersin über den 5. Deutschen Erbrechtstag in Berlin  . . . . . . . . . . . . . . . . . . Seite 115

Ladung zur ordentlichen Mitgliederversammlung des Berliner Anwaltsvereins  . . . . . . . . . . . . . . Seite 120

Elternrechte im Jugendgerichtsverfahren
von Rechtsanwältin Ulrike Zecher, Vorstandsmitglied der Rechtsanwaltskammer Berlin  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Seite 125

Auf den Mittelseiten 

dieser Ausgabe ist das

Jahresregister 2009
beigeheftet
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Die Mitgliedschaft im Berliner Anwaltsverein bringt Ihnen viel, kostet Sie aber fast nichts,

wenn Sie die Vorteile der Mitgliedschaft in Anspruch nehmen:

für den Mitgliedsbeitrag von 98,50 Euro im Jahr für Junganwältinnen und Junganwälte in den ersten zwei Jahren 

nach Zulassung, danach für 198 Euro im Jahr bieten wir Ihnen

Alle Leistungen des Berliner Anwaltsvereins

• kostenlos das Berliner Anwaltsblatt (10mal jährlich),

• kostenlos DAV-Ratgeber in den ersten zwei Jahren nach Zulassung, danach gegen eine Schutzgebühr von 5 Euro,

• kostenlos Vermittlung von Namen und Anschriften von Anwälten im europäischen Ausland,

• Sonderkonditionen beim Zugang zu den Fortbildungsveranstaltungen des Berliner Anwaltsvereins,

• Sonderkonditionen beim Abschluss einer Krankenversicherung bei der DKV,

• Sonderkonditionen beim Abschluss von Berufshaftpflicht und Kanzleiversicherungen im Gerling-Konzern,

• Sonderkonditionen beim Abschluss von Kapital, Renten- u. Berufsunfähigkeitsversicherung bei der 

Deutschen Anwalts- u. Notarversicherung,

• Sonderkonditionen beim Eintrag in den „gewusst-wo“-Rechtsberatungsspiegel in Zusammenarbeit mit dem

Verlag Schmidt-Römhild

Alle Leistungen des Deutschen AnwaltVereins (in dem Sie über den BAV automatisch Mitglied werden)

• kostenlos das Anwaltsblatt (11mal jährlich), 

• kostenlos die DAV-Depesche (wöchentlich per E-Mail),

• kostenlos Europa im Überblick (per E-Mail), 

• DAV-Service-Hotline zum Gebührenrecht,

• kostenlose Aufnahme in den Datenbestand der Deutschen AnwaltAuskunft, der Anwaltvermittlung des DAV 

(nur für DAV-Mitglieder), 

• kostenlose AnwaltCard - die Kreditkarte des DAV, in Kooperation mit der Santander Consumer Bank AG,

• Zugang zu den DAV-Arbeitsgemeinschaften (nur für Mitglieder), die u. a. einen Erfahrungsaustausch ermöglichen, 

• Sonderkonditionen bei den Fortbildungsveranstaltungen der Deutschen Anwaltakademie, 

• Sonderkonditionen bei den Fortbildungsveranstaltungen des DAV, 

• Sonderkonditionen für das Anwaltverzeichnis (ca. 40 Euro Ersparnis), 

• Sonderkonditionen für Neufahrzeuge der Marken Opel und Saab, 

• Sonderkonditionen bei Mietwagen über eine Kooperation mit Hertz-Autovermietung, 

• Sonderkonditionen beim Telefonieren in Mobilfunk-Netzen bei der Grundgebühr über T-Mobile und E-Plus, 

• Sonderkonditionen im Festnetz/Mobilfunk/Internetzugang über Telego!, 

• Sonderkonditionen bei Kauf oder Miete digitaler Kopiersysteme, Drucker usw. der Marken RICOH und TOSHIBA über den

DAV-Kooperationspartner HOFMANN & WÖLFEL BÜROORGANISATION GmbH, 

• Sonderkonditionen beim Zugang zu Jurion (bis zu 50% Ersparnis für DAV-Mitglieder), 

• Sonderkonditionen bei der Nutzung von juris, mehr dazu unter www.juris.de/dav,

• Sonderkonditionen beim Bezug der NJW (22,00 Euro Ersparnis jährlich), 

• Sonderkonditionen beim Erwerb und Onlinenutzung des AnwaltKommentars zum Bürgerlichen Gesetzbuch der 

Nomos Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG (Sie sparen bis zu 30%),

• Sonderkonditionen in Hotels der NH-Hotelkette in Deutschland http://anwaltverein.de/leistungen/rabatte/hotels,

• Vergünstigungen bei verschiedenen Hotelketten über die Mitgliedschaft des DAV im Bundesverband der freien Berufe

Beitritt

Nehmen Sie unsere zahlreichen Vorteile in Anspruch, stärken Sie unseren gemeinsamen Einfluss

in Politik und Wirtschaft, arbeiten Sie mit uns an einer gemeinsamen und starken Berliner Anwaltschaft.

Daher: Zögern Sie nicht länger
und treten Sie dem zweitgrößten örtlichen Anwaltsverein Deutschlands mit über 3500 Mitgliedern bei. BAV
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Hört man „Bologna“, denkt man heute an

Studienreform. Die Wissenschaften müs-

sten heraus aus dem Elfenbeinturm. Dies

gelte insbesondere für die Rechtswissen-

schaft. Heraus aus dem Elfenbeinturm

hieße heute aber auch, sich „international

aufstellen“, Europäisierung der Rechts-

wissenschaft. Das klingt gut. Die Sprach-

verwirrung beginnt aber schon bei der

Frage, wie verbindlich der Bologna-Pro-

zess ist. Sie entzündet sich meist, wenn

bei Vorstellung unterschiedlicher Lö-

sungskonzepte darüber gestritten wird,

welche Mindestbedingungen in Umset-

zung des Bologna-Prozesses zwingend

erfüllt werden müssen - so auch auf der

Tagung, über die zu berichten ist. Die Be-

teiligten müssen sich daher davor hüten,

den Elfenbeinturm nicht mit dem von Ba-

bylon, dem Symbol der Sprachverwir-

rung, einzutauschen.

I. Vorgeschichte

1. Lissabonner Konvention von 1997

Am 11.04.1997 hat der Europarat und

die UNESCO ein Übereinkommen über

die Anerkennung von Qualifikationen im

Hochschulbereich in der europäischen

Region getroffen, dem eine jahrzehnte-

lange Vorarbeit vorausging und in dem

sechs bestehende Vereinbarungen - die

älteste aus dem Jahre 1953 – zusam-

mengefasst sind. Dieses Übereinkom-

men ist von der Bundesrepublik

Deutschland ratifiziert und vom Bundes-

präsidenten am 16.05.2007 ausgefertigt

worden. Es ist im Bundesgesetzblatt

Jahrgang 2007 Teil II, Nr. 15, Seite 712

veröffentlicht. Allein aus dem Zeitablauf

lässt sich der Eifer entnehmen, mit dem

Bildungspolitik im internationalen Be-

reich von der Bundesrepublik Deutsch-

land betrieben wird.

In diesem Übereinkommen haben sich

die Vertragsstaaten grundsätzlich zur

gegenseitigen Anerkennung u.a. von

Qualifikationen, die den Zugang zur

Hochschule öffnen, der Gleichwertigkeit

von Studienzeiten und von Hochschul-

abschlüssen verpflichtet. Die Anerken-

nung kann versagt werden, wenn ein

wesentlicher Unterschied beim Erwerb

der Qualifikation zwischen „Ausbil-

dungsstaat“ und „Anerkennungsstaat“

besteht. Um die Prüfbarkeit der Gleich-

wertigkeit der Qualifikation und damit

deren Anerkennung überhaupt zu er-

möglichen, haben sich die Vertragsstaa-

ten darüber hinaus verpflichtet, den je-

weiligen Hochschulurkunden Leistungs-

nachweise (diploma supplement) beizu-

fügen .

Des Weiteren bestimmt die Konvention,

dass eine ablehnende Entscheidung zu

begründen ist. Sie muss darüber hinaus

rechtsmittelfähig sein. Unabhängig hier-

von hat der „Anerkennungsstaat“ die

Pflicht, den Antragsteller im Falle der

Ablehnung umfassend zu unterrichten,

unter welchen Voraussetzungen, insbe-

sondere durch Teilnahme an zusätzli-

chen Kursen und  Prüfungen, die Aner-

kennung gleichwohl erteilt werden kann.

Der von der Lissabonner Konvention an-

gestrebte Mechanismus setzt also ganz

offensichtlich darauf, durch Transparenz

des Verfahrens, Begründungspflicht der

Ablehnung, Rechtsmittelfähigkeit der

Entscheidung und Auferlegung zusätzli-

cher Informationspflichten den Miss-

brauch bei der Verweigerung der Aner-

kennung von Qualifikationen gering zu

halten. 

Hervorzuheben ist, dass es der Konven-

tion nicht - oder zumindest nicht nur -

um Verbesserung der Wettbewerbs-

fähigkeit und Berufsfähigkeit der Studie-

renden geht. Hochschulbildung fördere

nicht nur den Einzelnen, sondern sei

„ein außergewöhnlich wertvolles kultu-

relles  und wissenschaftliches Gut“. Ihr

käme „eine wesentliche Rolle bei der

Förderung des Friedens, des gegensei-

tigen Verständnisses  und der Toleranz

sowie bei der Schaffung gegenseitigen

Vertrauens  zwischen den Völkern und

Nationen“ zu. Damit setzt die Konven-

tion den Ansatz in Art. 13 Abs. 1 des In-

ternationalen Paktes über wirtschaftli-

che, soziale und kulturelle Rechte (IP-

WSKR) vom 19.12.1966 fort, mit dem

die Allgemeine Erklärung der Men-

schenrechte vom 10.12.1948 fortge-

schrieben worden ist. Auch Art. 13 Abs.

1 IPWSKR sieht Bildung nicht als Mittel

zum Broterwerb, sondern als Vorausset-

zung, Demokratie auszufüllen und zu le-

ben. Folgerichtig  stellt die Konvention

auch gleich zu Beginn fest, dass es sich

bei dem Recht auf Bildung um ein Men-

schenrecht handelt.

2. Sorbonne-Erklärung

Im Mai 1998 haben sich die Minister für

Bildung und Wissenschaft aus Frank-

reich, Italien, dem Vereinigten Köni-

greich und der Bundesrepublik

Deutschland zu einer gemeinsamen Sit-

zung in Paris getroffen. In einer Er-

klärung vom 25.05.1998, die später

nach dem Tagungsort – der Sorbonne –

benannt wurde, haben sie die Verpflich-

tung zur Umsetzung der Lissabonner

Konvention bekräftigt und darüber hin-

ausgehend bereits ein zweistufiges Aus-

bildungssystem - „undergraduate“ und

„graduate“- angedacht, das später als

Bachelor- und Master-Abschluss be-

zeichnet werden wird. Auch wird bereits

ein Leistungspunktesystem - European

Credit Transfer System (ECTS) - zur

Herstellung der Vergleichbarkeit von

Studienleistungen gefordert. Von Frie-

Thema
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Von Bologna nach Babylon
Streiflichter von einer Tagung1

über den gegenwärtigen Stand des Bologna-Prozesses in der Juristenausbildung

Bernd Häusler

1 New Perpectives of Legal Education in

Europe“, 18./19.03.2010 im Deutschen

Bankforum Berlin, veranstaltet vom

DAAD, der Hochschulrektorenkonferenz

(HRK) sowie dem Stifterverband für die

deutsche Wissenschaft. Gefördert wurde

das Vorhaben vom Bundesministerium

für Bildung und Forschung, der EU, Lin-

klaters LLP und der Deutschen Bank. 
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densförderung, Toleranz und Völkerver-

ständigung ist nicht mehr die Rede. Al-

lerdings wird betont, dass Europa nicht

nur aus dem Euro, den Banken und der

Wirtschaft besteht. Vielmehr müsse

auch die geistige, kulturelle, soziale und

technische Dimension des Kontinents

gestärkt werden. Von Menschenrechten

ist nicht mehr die Rede.

3. Bologna-Erkärung

Die Bologna-Erklärung vom 19.06.1999

greift auf die Sorbonne-Erklärung

zurück. Sie konkretisiert diese weiter

und ergänzt sie. Die beiden Ausbil-

dungsstufen werden zwar weiterhin als

„undergraduate“ und „graduate“ be-

zeichnet. Als Abschluss für den zweiten

Ausbildungsabschnitt wird jedoch

schon der „Master“ oder die „Promo-

tion“ genannt. Unter dem Eindruck des

kurz zuvor erfolgten NATO-Einsatzes im

Kosovo besinnt man sich unter Bezug-

nahme auf die Geschehnisse in Südost-

europa der Ausgangspunkte in der Liss-

abonner Konvention und hebt hervor,

dass Bildung und Bildungszusammen-

arbeit stabile, friedliche und demokrati-

sche Gesellschaften stärkt. Gleichzeitig

wird aber auch betont, dass es um ar-

beitsmarktbezogene Qualifizierung der

Bürger geht. In der verhältnismäßig kur-

zen Erklärung kommt dreimal der Begriff

des Arbeitsmarktes vor. Die Umsetzung

der Ziele soll spätestens mit Ablauf der

ersten Dekade des nächsten Jahrhun-

derts – also bis 31.12.2010 – abge-

schlossen sein. Abschließend verpflich-

ten sich die Signatarstaaten, sich in

zwei Jahren wieder zu treffen, um die

auf Grund der Erklärung ergriffenen

Maßnahmen zu bewerten. Im Gegensatz

zur Sorbonne-Erkärung ist die Bologna-

Erklärung von nun 31 Personen unter-

zeichnet, die 29 Staaten vertreten. 

4. Folgekonferenzen

Wie in der Bologna-Erklärung angekün-

digt, kam es 2001

zur Folgekonferenz

in Prag, der im

Rhythmus von je-

weils zwei Jahren

weitere Konferen-

zen folgten: 2003 in

Berlin, 2005 in Ber-

gen, 2007 in Lon-

don und 2009 in

Leuven. Die Zahl

der Signatarstaaten

hatte sich 2009 be-

reits auf 46 erhöht.

Auf diesen Konfe-

renzen wurden die

in der Bologna-Er-

klärung vorgegebe-

nen Reformziele

durch die Vereinba-

rung zusätzlicher

Maßnahmen weiter

spezifiziert. Späte-

stens im Jahre

2011 wird nun Re-

chenschaft abzule-

gen sein, ob das

selbstgesteckte

Ziel der Umsetzung

bis Ende 2010 er-

reicht worden ist. 

5. Rechtlicher Charakter 
der Erklärungen

Vergleicht man die drei vorgenannten

„Vereinbarungen“, so kommt allein der

Lissabonner Konvention rechtliche Qua-

lität zu. Das folgt schon aus dem Ratifi-

zierungs- und Ausfertigungsverfahren.

Auch inhaltlich hat das Übereinkommen

bei allen Schwächen, die es haben mag,

rechtliche Qualität - nicht zuletzt wegen

der vereinbarten Rechtsmittelfähigkeit

ablehnender Bescheide. All dies kann

man von den nachfolgenden Erklärun-

gen – einschließlich der der Folgekonfe-

renzen – nicht sagen, die auch inhaltlich

und sprachlich über bloße Absichtser-

klärungen nicht hinauskommen.

Was auch immer in Bologna und auf

den Folgetreffen vereinbart wurde, hat

keine völkerrechtliche Qualität und so-

mit auch keine rechtliche Verbindlich-

keit. Die Beteiligten sind daher in der

Ausgestaltung ihrer Reformvorhaben bis

auf die geringen Vorgaben in der Liss-

abonner Konvention rechtlich völlig frei.

Streitigkeiten darüber, ob der sog. Fla-

schenhals zwischen Bachelor- und Ma-

sterstudium eine Durchlässigkeit von

25% oder 50% haben darf, sind daher

überflüssig. Er darf sogar 100% haben.

Maßgeblich ist, was die Hochschulpoli-

tiker letztlich „festklopfen“ werden.

II. Bericht

Das von DAAD, HRK und Stifterverband

aufgestellte Programm war umfangreich

und anspruchsvoll. Es wurde im Plenum

und in fünf Workshops getagt. Es gab

Einzelvorträge und Panels. Angesichts

dieser Fülle war es für den Einzelnen gar

nicht möglich, alle Veranstaltungen zu

besuchen. Der nachfolgende Bericht

kann daher nur „Streiflichter“ wiederge-

ben und erhebt keinen Anspruch auf

Vollständigkeit. Dem Bericht werden

sich einige Anmerkungen anschließen. 

1. Erwartungen und Verheißungen
des Studiums 

der Rechtswissenschaft

Neben der Vorstellung und Erörterung

der Ergebnisse der einzelnen Work-

shops befasste sich das Plenum u.a. mit

den „Erwartungen und Verheißungen
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des Studiums der Rechtswissenschaft“.

Um die Diskussion hierüber anzukur-

beln, wurde das Thema erst in einem

Panel erörtert, das nicht nur aus (vier)

Hochschullehrern, sondern auch aus

(vier) Studenten bestand, die aus acht

europäischen Universitäten kamen. Die

Kritik der Studenten war je nach Ausbil-

dungsland sehr unterschiedlich. Im Er-

gebnis wünschten alle aber eine stärker

an der beruflichen Praxis orientierte

Ausbildung, die ihre Wettbewerbs- und

Berufsfähigkeit nicht nur im Ausbil-

dungsland erhöht. Gleichzeitig solle die

Ausbildung jedoch auch mehr

Grundsätzliches enthalten, um  die Be-

rufseinsteiger zu befähigen, sich in un-

bekannte Gebiete einzuarbeiten, insbe-

sondere auch im Hinblick auf künftige

Veränderungen des Marktes.

2. Studium der Rechtswissenschaft
in Europa im Überblick

Einen bemerkenswert neuen Ansatz bot

Prof. Dr. Heribert Hirte von der Univer-

sität Hamburg mit seiner rechtsverglei-

chenden Studie über juristische Ausbil-

dung in Europa. Ansatz der Untersu-

chung war, nicht nur die juristische Aus-

bildung selbst in den einzelnen Ländern

gegenüber zu stellen, sondern auch die

Zulassungsvoraussetzung zum Beruf

einzubeziehen. Im Ergebnis stellte Prof.

Hirte fest, dass in Ländern, in denen -

wie z.B. in Deutschland, Österreich usw.

- die juristische Ausbildung selbst stark

reguliert ist, die Zulassungsvorausset-

zungen zum späteren Berufsleben nur

geringen Regulierungen unterliegen.

Umgekehrt finden sich in Ländern mit

weniger Regulierung der Ausbildung

umso strengere Regulierungen der Zu-

lassung zum Beruf.

Bedenkt man nun, dass das Ziel des

Bologna-Prozesses u.a. die Verbesse-

rung der internationalen Wettbewerbs-

fähigkeit der Studierenden und deren in-

ternationale Berufsfähigkeit sein soll,

kann dieser von Prof. Dr. Hirte aufge-

zeigte Zusammenhang nicht unberück-

sichtigt bei der Europäisierung des

rechtswissenschaftlichen Studiums blei-

ben, mag dies in anderen Studien-

fächern auch anders sein. Prof. Dr. Hirte

gebührt daher Dank dafür, dass er die

Hochschul- und Studienfunktionäre von

ihrem auf die Universität beschränkten

„Tunnelblick“ befreit hat. Es wird künftig

unerlässlich sein, viel stärker das ge-

setzliche Berufsbild der juristischen Be-

rufe in den einzelnen Mitgliedsländern

einzubeziehen, wenn man über Europäi-

sierung des juristischen Studiums ver-

handelt.

3. Reform des rechtswissen-
schaftlichen Studiums in Europa aus

der Sicht des Arbeitgebers

So wohltuend der Ansatz der vorge-

nannten Untersuchung wegen seines

„Rundumblicks“ war, so fragwürdig war

Thema
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schon die Konzeption der nachfolgen-

den Diskussionsrunde „Reform des

rechtswissenschaftlichen Studiums in

Europa aus der Sicht des Arbeitgebers.“

Entsprechend der Thematik war auch

das Panel besetzt mit Herrn Prof.Dr. Pe-

ter M. Huber, dem Innenminister des

Landes Thüringen, Herrn Rechtsanwalt

Dr. Michael Lappe, deutscher Senior-

partner von Linklaters LLP in München

und Herrn Rechtsanwalt Dr. Daniel Pe-

titpierre aus der Schweiz, der jedoch

nicht in seiner Eigenschaft als Rechts-

anwalt, sondern als Präsident der

Schweizer Vereinigung der Unterneh-

mensberater teilnahm. Damit wurde

zwar der Arbeitsmarktorientierung der

Bologna-Erklärung Rechnung getragen,

das Thema deckte aber nur einen klei-

nen Teil  juristischer Berufsausübung

ab. Gleichwohl ließ sich auch hieraus

Gewinn ziehen. Einer Frage aus dem

Plenum, ob nicht deutsche Berufsein-

steiger in internationalen Sozietäten ge-

genüber ihren britischen und amerikani-

schen Kollegen wegen deren stärker an

der Praxis orientierten Ausbildung das

Nachsehen hätten, wurde die Antwort

zuteil, dass sich solche Unterschiede

schnell auswüchsen. Von größerer Be-

deutung sei eine

solide Grundlagen-

ausbildung, auch

weil auf längere

Sicht mit sich än-

dernden Betäti-

gungsfeldern zu

rechnen sei.

4. Workshops

Hieran schlossen

sich fünf Work-

shops an, die sich

mit dem anwaltli-

chen Berufsbild

(Workshop 1), mit

Hochschuldidaktik und Prüfungs-

grundsätzen (Workshop 2), mit der Inte-

gration internationaler Erfahrungen ins

Studium (Workshop 3), mit dem Erfor-

dernis zusätzlicher Fertigkeiten neben

der Erlangung von Rechtskenntnissen

(Workshop 4) und der Verbesserung

wissenschaftlicher Kompetenz der Stu-

denten (Workshop 5) befassten.

5. Überlegungen zu Gemeinsam-
keiten und Unterschieden der 

juristischen Ausbildung in Europa
und den USA

Mit Prof. Wilson, dem langjährigen Di-

rektor der International Human Rights

Law Clinic, ergriff nicht nur ein engagier-

ter Jurist, sondern auch kritischer Beob-

achter des Rechtsberatungsmarktes

das Wort. Denn bevor er sich seinem

Thema „Überlegungen zu Gemeinsam-

keiten und Unterschieden der juristi-

schen Ausbildung in Europa und den

USA“ näherte, nannte er erst einmal

eine Handvoll Veröffentlichungen, die

sich kritisch mit der Entwicklung des

Anwaltsberufs in den letzten Jahren in

den USA auseinander setzen2. Hervor-

ragende, aber sehr teure, weil private

Ausbildungsstätten drängten die durchs

Studium hoch verschuldeten Berufsein-

steiger ins Business des „Big Law“, weil

nur in den global operierenden Groß-

kanzleien Vergütungen erzielbar seien,

die eine Ausgleichung der ausbildungs-

bedingt aufgelaufenen Schulden in einer

verhältnismäßig überschaubaren Zeit

ermöglichten. Der Beruf würde auf das

bloße Geschäftemachen reduziert. Wer

eine aus deutscher Sicht zwar immer

noch teure, aber deutlich preiswertere

Ausbildung absolviere, würde nicht in

hochrangigen Law Firms, sondern in Le-

gal Clinics mit pro bono work trainiert.

So hätten sich bereits zwei gänzlich un-

terschiedliche Rechtskulturen etabliert.

An Gemeinsamkeiten in beiden Ausbil-

dungsregionen nannte er u.a. die stän-

dig wachsende Zahl der Studenten und

Anwälte, die zunehmende Bedeutung

von Frauen in den juristischen Berufen,

eine gewisse Unschärfe  und Welt-

fremdheit des Rechts, eine Professora-

lität der Lehrenden mit wenig prakti-

schen Bezügen. In Europa stünden eher

die rechtstechnischen Fähigkeiten des

Anwalts im Vordergrund, in den USA

eher seine Rolle als Problemlöser; in Eu-

ropa hätten die Professoren einen stär-

keren Einfluss auf die Entwicklung des

Rechts, während dies in den USA fest in

den Händen der Richter läge; in Europa

sei der Zugang zum juristischen Stu-

dium frei, in den USA sehr, sehr teuer

und damit begrenzt; das juristische Stu-

dium in USA setze einen akademischen

Abschluss voraus, in Deutschland ist

keiner erforderlich.

6. Abschlussdebatte

Der internationale Teil der Veranstaltung

fand seinen Abschluss mit einer Debatte

im Plenum darüber, dass der Bologna-

Prozess die Gelegenheit sei, die überfäl-

lige Modernisierung der Juristenausbil-

dung voranzubringen. Es wurden unter-

schiedliche Modelle der Integration des

Bachelor- und Masterstudiengangs in

Thema
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dem bisherigen Ausbildungsgang erör-

tert. Einigkeit bestand nur darüber, dass

mindestens 240 ECTS - die in acht Se-

mestern zu erwerben sind -  erforderlich

sind, um sich zum ersten Staatsexamen

melden zu können, das nach wie vor

fortbestehen und nun nicht mehr Ab-

schlussprüfung der universitären Ausbil-

dung, sondern Zugangsprüfung zum

Referendariat sein soll. Ob dafür der Ba-

chelor ausreicht, ist schon streitig. Aller-

dings verlangt das Modell, das den Ba-

chelor ausreichen lässt, ein achtse-

mestriges Studium und damit 240

ECTS. Den Fortbestand des zweiten

Staatsexamens stellen manche in

Frage und wollen stattdessen im An-

schluss an ein einsemestriges Refe-

rendariat eine einjährige universitäre

Spezialisierung, die mit dem Master-

abschluss enden soll. Daneben steht

das Problem der „Quereinsteiger“,

also derjenigen, die nach Erlangung

eines Bachelors in jedem anderen

Fach nun zum juristischen Beruf stre-

ben. Ihnen müssen in gewissem Um-

fang ECTS aus diesen sachfremden

Studiengängen für die juristische

Ausbildung angerechnet werden.

Da nicht jeder das gleiche Modell

vertritt und seine diesbezügliche Po-

sition nicht immer deutlich macht,

können Unklarheiten nicht ausblei-

ben. Es wurde aber auch der Versuch

unternommen, mit kleineren Lösun-

gen anzufangen. So wurde vorge-

schlagen, die juristischen Fächer zu

ermitteln, in denen auf Grund der

vorangeschrittenen europäischen

Rechtssetzung die Inhalte im We-

sentlichen gleich sind. Als Beispiel

wurde das europäische Wettbe-

werbsrecht genannt. Daneben gäbe

es sicherlich noch fünf, sechs weitere

Rechtsgebiete mit ähnlichen Bedin-

gungen. In diesen Fächern ließe sich

verhältnismäßig schnell eine Verein-

heitlichung des Unterrichtsstoffes

vereinbaren, so dass die solcher-

maßen erworbenen ECTS angerech-

net werden könnten. Dies würde die

Mobilität der Studenten erhöhen.

Dieser Vorschlag wurde vom Dekan

der juristischen Fakultät des Univer-

sity College London abgelehnt. Die

deutsche Ausbildung sei eine „under-

graduate“, die britische eine „graduate“

Ausbildung und damit höherwertiger.

Die Studienleistungen ließen sich daher

nicht mit einander vergleichen.

Nach dieser Abschlussdebatte gab es

ausschließlich für die deutschen Teil-

nehmer ein weiteres Abschlussforum.

Es wurde erkennbar, dass für manchen

die Favorisierung des Bologna-Prozes-

ses aus der Erfahrung kommt, dass das

rechtswissenschaftliche Hochschulstu-

dium reformresistent sei. Trotz großer

Widersprüche auch in dieser Debatte

zeigte sich weitgehende Zustimmung zu

der von Frau Prof. Dr. Dauner-Lieb aus-

gesprochenen Forderung, dass sich

auch die Prüfungskultur ändern müsse.

Es werde immer mehr Wissen und im-

mer weniger Verständnis geprüft. Dies

sei früher anders gewesen.

III. Anmerkungen

Ergänzend zu den Redebeiträgen lagen
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Broschüren der Veranstalter aus, die

knapp gefasst waren und auf den sonst

im Wissenschaftsbereich gepflegten

wissenschaftlichen Habitus verzichte-

ten, was ihnen aber keinen Abbruch tat.

Diese Feststellung sollte jedoch nicht

über die Komplexität des Stoffes hin-

wegtäuschen. Aus jedem Absatz in je-

der Broschüre ließen sich eine Fülle wis-

senschaftliche Abhandlungen fertigen,

was sicherlich noch erfolgen wird, so-

weit dies nicht schon geschehen ist. Der

Verfasser nimmt daher in der Hoffnung,

nicht gleich als inkompetent abgetan zu

werden, das gleiche Recht der „verein-

fachten Darstellung“ für sich in An-

spruch, abgesehen davon, dass ihm als

Freiberufler und einem nur ehrenamtlich

mit dieser Thematik Befassten die Zeit

und die Mittel fehlen, die den meisten

Teilnehmern schon auf Grund ihres Am-

tes von ihrem Dienstherren zur Verfü-

gung gestellt werden. Dies vorange-

stellt, seien die folgenden Anmerkungen

erlaubt, die jedoch nicht dem im Bericht

wiedergegebenen Ablauf, sondern ihrer

inneren Logik folgen.

1. Legitimation 
des Bologna-Prozesses

Bedenkt man, dass zumindest die ange-

strebten Ergebnisse weit über den Inhalt

der Lissabonner Konvention hinausge-

hen, die ihrerseits der Ratifizierung be-

durfte, bekommt man doch Zweifel, ob

ein so weitgehender Umbau der Hoch-

schullandschaft, wie er mit der Bologna-

Erklärung und den Folgeerklärungen an-

gestrebt wird, ohne gesetzliche Ermäch-

tigung noch legitim ist. Die Lissabonner

Konvention taugt als Rechtsgrundlage

hierfür nicht, ebenso wenig die Bezug-

nahme hierauf in den jeweiligen Er-

klärungen. In diesem Zusammenhang

muss man sich vor Augen halten, dass

einige Teilnehmer ihr Engagement für

den Bologna-Prozess damit begründe-

ten, dass sich die juristischen Fakultä-

ten in der Vergangenheit reformresistent

gezeigt hätten, mit anderen Worten: sich

gegen jede gesetzliche Veränderung

des status quo erfolgreich zur Wehr ge-

setzt haben. Soll nun contra oder prae-

ter legem der status quo geändert wer-

den? Man ist doch erstaunt über das

Rechtsverständnis von in der Rechts-

wissenschaft Lehrenden. Soweit der

Bologna-Prozess bereits jetzt schon zu

Eingriffen in Lehre und Studium geführt

hat, bestehen diese Bedenken erst

recht. 

2. Beteiligung und Erwartungen der
Studentenschaft

Die Beteiligung der Studentenschaft

durch die Veranstalter ist lobenswert.

Schließlich sind es die Studenten, um

deren Zukunft es geht. Dies gilt umso

mehr, als sich im vergangenen Jahr

starke studentische Proteste in fast al-

len deutschen Universitätsstädten zeig-
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ten. Die HRK sah sich sogar veranlasst,

in ihren letzten Bologna-News die

protestierenden Studenten zu Wort

kommen zu lassen. In wie weit dies nur

ein taktischer Schachzug war, wird die

Zukunft erweisen. 

Ob jedoch die in den Panels aufgestell-

ten Studenten als repräsentativ für die

deutsche oder gar europäische Studen-

tenschaft  gelten können, erscheint

schon jetzt zweifelhaft. Von den insge-

samt acht Studenten wies bei drei Stu-

denten der jeweilige Lebenslauf keiner-

lei Bezüge auf, die eine gewisse Reprä-

sentanz belegen könnten. Zwei Studen-

ten hatten den Weg zur Tagung

offensichtlich über eine Großkanzlei ge-

funden. Nur drei waren in zivilrechtli-

chen studentischen Organisationen

tätig. Angesichts des Umstandes, dass

das deutsche Hochschulwesen - abge-

sehen von verschwindend geringen

Ausnahmen – noch immer öffentlich-

rechtlich organisiert ist und eine verfas-

ste Studentenschaft kennt, die allge-

mein als AStA bekannt ist, muss es be-

fremden, wenn kein einziger ihrer Ver-

treter, die als allein legitimiert gelten, für

die Studentenschaft einer Hochschule

in ihrer Gesamtheit zu sprechen, an der

Tagung geschweige denn an einem Pa-

nel teilnahm. Auch ELSA (European Law

Students’ Association) ist nur eine zivil-

rechtliche Vereini-

gung, die lediglich

auf  die Interessen

einzelner Gruppen

in der Studenten-

schaft fokussiert ist.

Da die Veranstalter

selber öffentlich-

rechtlich organisiert

und/oder mit der

Wahrnehmung öf-

fentlicher Aufgaben beliehen sind, be-

steht hier ein Erklärungsbedarf, zumal

es auch um die Verwendung öffentlicher

Mittel geht.

Zu den studentischen Forderungen

selbst muss man sagen, dass sie in ge-

wisser Weise die Quadratur des Kreises

verlangen. Das juristische Studium ist

jetzt schon mit der Vermittlung und Prü-

fung von zu viel Einzelwissen überfrach-

tet. Zu Recht ist daher in der Abschluss-

debatte der deutschen Teilnehmer eine

andere Prüfungskultur - mehr Prüfung

von Verständnis statt Einzelwissen - ge-

fordert worden. Auf die Komplexität die-

ser Problematik kann jedoch erst nach

Erörterung weiterer Gesichtspunkte ein-

gegangen werden.

3. Arbeitsmarktorientierte 
Zielsetzung gegen Dienst 

an der Gerechtigkeit 

Wie sich nicht nur aus Ziff. II. 3. des Be-

richts ergibt, war die Tagung stark ar-

beitsmarktorientiert. Der Fokus engte

sich daher auf die Berufsfähigkeit des

angestellten Anwalts ein. Dies wäre nur

dann sachgerecht, wenn tatsächlich die

überwiegende Anzahl der Anwaltschaft

in unselbständiger Stellung tätig wäre.

Das Gegenteil ist der Fall.

Die dem Verfasser zur Verfügung ste-

henden Unterlagen3, enthalten zwar

keine Aussage über die Anzahl der an-

gestellten und der selbständig tätigen

Rechtsanwälte, doch lässt sich den Sta-

tistiken entnehmen, dass auch noch

2008 die Mehrheit der Rechtsanwälte -

nämlich 55 % - als Einzelanwälte tätig

waren4. Für 2009 finden sich diesbezüg-

lich keine Angaben. Die Tätigkeit als

Einzelanwalt setzt begrifflich Selbst-

ständigkeit voraus. 45% waren in So-

zietäten tätig. Angaben über den Anteil

der unselbständigen Rechtsanwälte in

dieser Gruppe lassen sich dem Zahlen-

material nicht entnehmen. Allerdings er-

geben sich Anhaltspunkte aus einer Son-

dergruppe, nämlich der 30 größten Wirt-

schaftskanzleien in Deutschland. Dort

waren im Jahre 2008 insgesamt 6.155

Anwälte tätig, davon 2.200 als Partner

und im Jahr 2009 wenig verändert:

6.295 Anwälte davon 2.389 Partner5.

Zwei Drittel waren also Angestellte. Be-

zogen auf die Anwaltschaft insgesamt
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beträgt ihr Anteil 4,2% bzw. 1,2%.

Überträgt man dieses  Verhältnis von

selbständigen zu angestellten Rechts-

anwälten auf die 45% der Sozietäten

insgesamt, kommt man auf einen Anteil

von 30% angestellter Anwälte. In Wirk-

lichkeit wird der Prozentsatz jedoch

niedriger liegen, insbesondere bei den

kleinen und mittleren Sozietäten. 

Dem steht nicht die jüngst von Homme-

rich und Kilian veröffentlichte Statistik6

entgegen. Danach ist der Anteil der

Rechtsanwälte mit Einkünften überwie-

gend aus selbständiger Tätigkeit an al-

len Anwälten von 51,3% im Jahre 1977

auf 39,5% im Jahre 2004 gesunken. Aus

den 60,5% muss man nämlich den nicht

unerheblichen Anteil jener herausrech-

nen, die nach Lockerung des anwaltli-

chen Berufsrechts auf Grund der Recht-

sprechung des Bundesverfassungsge-

richts im Jahre 1987 berufsfremden un-

selbständigen Tätigkeiten nachgehen.

Diese sind eben nicht als angestellte

Rechtsanwälte tätig. Zu berücksichtigen

ist auch, dass der angestellte Anwalt

meistens nur ein Durchgangsstadium

zum selbstständigen Anwalt ist. 

Vor diesem Hintergrund ist es absurd,

die ausbildungspolitische Diskussion ei-

nes Berufs an Anforderungen einer be-

ruflichen Durchgangsstation zu führen.

Noch viel weniger kann sich das Ausbil-

dungsprofil des Rechtsanwalts nach

den Wünschen einer Arbeitgeberschaft

aus den Großkanzleien bestimmen, die

nur 1,2% der gesamten Anwaltschaft

ausmachen.

Etwas anderes lässt sich auch nicht aus

Umsatzzahlen dieser oder jener Kanz-

leien herleiten. Denn der riesige Teppich

des Rechtsfriedens, der jeden Tag in

diesem Land gewebt wird und auf dem

seine Bürger weitgehend sicher und

friedlich dahin schreiten, wird überwie-

gend von den Einzelkämpfern und den

kleinen und mittle-

ren Sozietäten ge-

knüpft. Das ist in

den meisten Fällen

sicherlich kein

großes Geschäft. 

Diese Sicht muss

im Interesse des

Landes und seiner

Bürger bei Fragen

der Gestaltung der

juristischen Ausbil-

dung als Erstes

kommen. Der vor-

auseilende Gehor-

sam, mit dem die

Veranstalter ohne

Not einer Entwick-

lung, wie sie Prof.

Wilson  mit dem

Begriff des „big

law“ für die USA

beschrieben hat,

hinterherlaufen, ist

nicht nachvollzieh-

bar. Hier zeigen

sich Schwäche und

Charakter des Bo-

logna-Prozesses:

Hochschulpolitik

unter dem Primat

der Arbeitsmarktpolitik. Wenn die Hoch-

schulpolitik im Bereich der juristischen

Ausbildung überhaupt ein Primat hinzu-

nehmen hat, dann das der Gerechtig-

keit. 

Bezeichnenderweise fand sich daher

auch in keinem Panel ein Vertreter der

Anwaltschaft - weder von den Rechts-

anwaltskammern noch von den An-

waltsvereinen. Offensichtlich scheut

man - wie schon bei der Beteiligung der

verfassten Studentenschaft - die Beteili-

gung der verfassten Anwaltschaft. Auch

hierzu besteht Erklärungsbedarf. 

4. „Undergraduate“ und „graduate“
Zyklus

Soweit von zwei unterschiedlichen Aus-

bildungszyklen in der juristischen Aus-

bildung die Rede ist, hat der Bologna-

Prozess jedenfalls nicht das deutsche

System von Hochschulstudium und

anschließender Referendarzeit vor Au-

gen. Mit „undergraduate“ Studium ist

ein Studium vor Erlangung eines Hoch-

schulabschlusses gemeint. Mit „gra-

duate“ Studium ist ein Studium gemeint,

das einen Hochschulabschluss - also ei-

nen akademischen „Grad“ voraussetzt.

In den sog. Case-law-states ist die Aus-

bildung zum Anwalt meist ein „gra-

duate“ Studium. Dabei ist grundsätzlich

unerheblich, in welchem Fach man sei-

nen „Grad“ erlangt hat. Dies kann auch

in einem naturwissenschaftlichen Fach

sein. Je nach Nähe des vorangegange-

nen Studiums zum juristischen richtet

sich die Dauer der anwaltlichen Ausbil-

dung. Dies alles ist mit dem deutschen

Ausbildungssystem schon von der

äußeren Form her nicht vergleichbar.

Natürlich gibt es auch noch inhaltliche

Unterschiede. Außerdem kommt hinzu,

dass schon die Voraussetzungen des

Hochschulzugangs bisweilen nicht ver-

gleichbar sind und die ersten Semester

in manchen Ländern eher dem Inhalt

hiesiger allgemeinbildender Schulen

entsprechen. Allein für Europa dürften

die Studienformen und -inhalte so um-

fangreich und unterschiedlich sein, dass
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es wirklich nur wenige geben dürfte, die

allein im juristischen Bereich alle Gege-

benheiten kennen. 

Bei alledem ist bisher unberücksichtigt

geblieben, dass in föderativen Staaten

wie der Bundesrepublik Deutschland es

noch Abweichungen von Bundesland zu

Bundesland geben kann. Nicht jeder im

Ausland erlangten Studienleistung, die

vom Landesjustizprüfungsamt eines

Bundeslandes anerkannt wird, wider-

fährt die gleiche Wohltat in einem ande-

ren Bundesland. Mit der Förderung der

internationalen Kompetenz der in

Deutschland Rechtswissenschaft Stu-

dierenden hat dies wenig zu tun.

Vor diesem Hintergrund ist in der Dis-

kussion nicht immer feststellbar, was

andere Diskutanten außer dem Ausbil-

dungsgang im eigenen Land sonst noch

wissen. Für Teilnehmer aus Deutschland

gilt dies auf Grund der länderspezifi-

schen Unterschiede sogar für das ei-

gene „Heimatland“. Wenn dann grenzü-

berschreitende Vergleiche angestellt

werden, beschleicht einen manchmal

das Gefühl babylonischer Sprachverwir-

rung oder gar Schlimmeres. Es scheint

daher nachdenkenswert, ob die Kräfte

nicht zunächst einmal auf eine Verein-

heitlichung der Anerkennung innerhalb

Deutschlands gerichtet werden sollten.

Soweit Juristen aus dem angloamerika-

nischen Rechts-

kreis bisweilen mei-

nen, allein aus dem

formalen Umstand,

dass dort die an-

waltliche Ausbil-

dung grundsätzlich

ein „graduate“, in

Deutschland  ein

„undergraduate“

Studium ist, die

Schlussfolgerung ziehen zu dürfen, ihre

Ausbildung sei schon deswegen höher-

wertiger, sollte man ihnen hemmungslos

den Zahn ziehen. Es wäre der erste

Schritt zu mehr inhaltlicher Arbeit.

5. „Rundumblick“ 
gegen „Tunnelblick“

Die Beteiligten sollten Prof. Hirtes An-

satz nicht nur aufgreifen, sondern wei-

terführen. Dazu gehören nicht nur Fra-

gen der Reglementierung über die Zu-

lassung zum Beruf, sondern auch Fra-

gen wie Einheitsjurist oder getrennte

Ausbildung, weitere Aufspaltung der

rechtsdienstleistenden Berufe und Aus-

wirkungen von Veränderungen in der

Ausbildung auf den Rechtsgang.

a) Einheitsjurist 
oder Spartenausbildung

Trotz wiederholter Diskussionen in der

Vergangenheit sprach sich die Anwalt-

schaft letztlich immer wieder für den

Einheitsjuristen aus. Soweit andere Mo-

delle diskutiert wurden, geschah dies

teils auch mit unlauteren Zielen, nämlich

zumindest den letzten Teil anwaltlicher

Ausbildung in die Hand zu bekommen,

um so den Zugang zum Beruf zu regeln

und sich unliebsame Konkurrenz vom

Hals zu halten. Letztlich siegte jedoch

stets das Argument, dass nur bei ein-

heitlicher Ausbildung der Anwalt mit

dem Richter „auf gleicher Augenhöhe“

verhandeln kann, was im Interesse des

Mandanten liegt. Für die Richtigkeit die-

ses Ansatzes spricht einiges.

Soweit immer wieder behauptet wird,

Deutschland werde wegen seines Ein-

heitsjuristen weltweit beneidet, vermag

der Verfasser dies nicht zu beurteilen.

Erwähnenswert in diesem Zusammen-

hang scheint jedoch, dass irische Kolle-

gen auf dem 28. Anwaltstag der Kroati-

schen Anwaltschaft Anfang März 2010

berichteten, dass die Ausbildung zum

Barrister zunehmend auch von Berufs-
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tätigen in Wirtschaft und Verwaltung

absolviert werde - weniger mit dem Ziel,

selbst Barrister zu werden, sondern weil

die in der Ausbildung vermittelten

Fähig- und Fertigkeiten gerade auch in

Wirtschaft und Verwaltung gefragt sind.

Dies würde zumindest ein tatsächliches

Bedürfnis am Einheitsjuristen auch in

anderen Rechtsordnungen belegen.

Bevor man also anfängt, auf Grund ei-

nes vermuteten oder behaupteten

Marktbedarfs den generellen Ausbil-

dungsansatz des Einheitsjuristen zu

Gunsten einer fragwürdigen auf Spezial-

wissen getrimmten Marktorientierung

aufzugeben, sollte man sich doch ernst-

hafter als bisher über Tendenzen in den

Nachbarländern vergewissern. Will man

am Einheitsjuristen festhalten, muss

man aber aber auch bei jeder Teilfrage

inhaltlicher Gestaltung der juristischen

Ausbildung die Frage gefallen lassen, ob

dadurch nicht das Leitbild des Einheits-

juristen ausgehöhlt wird. 

b) Aufspaltung der
rechtsdienstleistenden Berufe

Daneben droht die Gefahr der Aufspal-

tung der rechtsdienstleistenden Berufe

selbst. Denn unterdessen hat die Arbeits-

teilung auch bei Anwalt und Notar Ein-

zug gehalten. Man sucht „juristische

Knechte“, die wie in Legebatterien Ver-

träge „schrubben“ oder Schriftsätze

entwerfen. Auch der Notar hat Bedarf

am wissenschaftlich hoch qualifizierten

Mitarbeiter, dem jedoch die letzten Wei-

hen fehlen und dem somit verwehrt ist,

dem Notar Konkurrent zu werden. Eine

Förderung dieser Entwicklung liefe fak-

tisch auf eine Zweiteilung des Berufs

hinaus, nämlich auf den (auch) foren-

sisch tätigen Rechtsanwalt und den,

dem die Fertigkeiten zur gerichtlichen

Tätigkeit fehlen oder in der Legebatterie

abhanden gekommen sind. 

Das angelsächsische Rechtssystem

kennt die Zweiteilung des Berufs in Soli-

citor und Barrister, wenn auch aus an-

deren eher auf Standesdünkel beruhen-

den Gründen. So bezeichnete Forbes

noch 1977 in einer Darstellung der

rechtsdienstleistenden Berufe den Soli-

citor als „legal Untermensch“7. Zweifel-

los haben sich seitdem die gegenüber

den Solicitors bestehenden Vorurteile

abgeschwächt, aber zu Recht stellt

Graef noch 1995 fest: „Old habits die

hard“8. Ob aber eine Orientierung an ei-

ner historisch bedingten Aufspaltung

des Berufs, die nicht wenigen im eige-

nen Land als antiquiert erscheint, sinn-

voll ist, erscheint fragwürdig.

c) Profil des rechtsdienstleistenden
Berufs und seine Bedeutung im

Rechtssystem 

Das Berufsbild des Rechtsanwalts be-

stimmt sich nicht nur nach dem Berufs-

recht, sondern auch nach dem Rechts-

dienstleistungsgesetz (RDG). Damit hat

sich der Gesetzgeber nach einer jahre-

langen Debatte grundsätzlich für die

Beibehaltung des anwaltlichen Bera-

tungsmonopols entschieden. Die

Gründe sind zahlreich und können hier

nicht abgehandelt werden. Auf die Dar-

stellung eines Aspekts soll hier nicht

verzichtet werden.

Die Beratung des Rechtsdienstlei-

stungsgesetzes war begleitet von der

Kampagne einiger Fachhochschulen,

die selbständige Rechtsberatung auch

den Diplom-Wirtschaftsjuristen zu öff-

nen. Dieser Studiengang wurde von der

FH Lüneburg 1991 kreiert und war eine

der ersten Früchte, die die Idee des

Wettbewerbs unter den Hochschulen

trug, mit dem die Hochschulen aus

ihrem angeblichen Dornröschenschlaf

erweckt werden sollten. Nach Auffas-

sung der FH Lüneburg war der an der

Hochschule und im Referendariat aus-

gebildete klassische Volljurist für die

Wirtschaft uninteressant. Er wäre zu

sehr an Fragen allgemeiner Gerechtig-

keit orientiert und verstünde zu wenig

von wirtschaftlichen Vorgängen. Flugs

wurde ein Studium zurechtgezimmert,

das in sieben Semestern und einem

Prüfungssemester ein bisschen Rechts-

wissenschaft mit einem bisschen Be-

triebs- und Volkswirtschaftslehre  ver-

band. Für solche Hochschulabsolventen

gäbe es einen Markt(!). Andere Fach-

hochschulen kupferten ab. Tausende

von Studenten wurden angeblich ar-

beitsmarktorientiert ausgebildet. Doch

der Markt nahm sie nicht, bzw. nicht in

dem von der FH Lüneburg erwarteten

Umfang an. Nun versuchte man, ihnen

den Rechtsberatungsmarkt (!) zu öffnen,

jedoch ohne Erfolg, wie nicht anders zu

erwarten war. 

Denn aus jeder Rechtsberatung kann

Rechtsbesorgung entstehen, aus jeder

Rechtsbesorgung Prozessvertretung.

Sinnvolle Rechtsberatung ohne Kennt-

nisse und Erfahrung in Prozessvertre-

tung ist daher nicht denkbar. Von der er-

sten Sekunde jeder Beratung spielen

daher immer auch Fragen der Durchset-

zung und damit prozessuale und pro-

zesstaktische Fragen eine Rolle. Natür-

lich hätte der Gesetzgeber auch einen

zweiten, weniger qualifizierten rechts-

dienstleistenden Beruf zulassen können.

Dieser Gedanke wurde auch nach dem

Motto „Nicht jeder muss einen Jaguar

fahren“ erörtert. Nur mit Recht und Ge-

rechtigkeit hat dies nichts zu tun. Eine

Aufspaltung in qualifizierte und weniger
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qualifizierte Rechtsdienstleistung führt

zwangsläufig zu einem ungleichen Zu-

gang zum Recht, der von der wirtschaft-

lichen Leistungsfähigkeit des Rechtssu-

chenden abhängig ist. Die Folge ist ein

Zwei-Klassen-Recht, dass sich weder

mit Grundsätzen der Demokratie noch

mit den Menschenrechten vereinbaren

lässt. 

Den vorstehenden Argumenten steht die

angelsächsische Berufsaufspaltung nicht

entgegen. Denn der Solicitor wird ge-

rade darin ausgebildet, den Prozess

vorzubereiten, den der Barrister führt. 

Natürlich hätte der Gesetzgeber des

RDG dies alles anders sehen können

und Demokratie und Menschenrechte

auf dem Altar einer Arbeitsmarktorien-

tierung – wahrscheinlich sogar unge-

straft – opfern können. Denn ein Scha-

den wäre auch nicht sofort, sondern

über Jahre schleichend eingetreten.

Hinterher hätte man sich noch heftig

aber unergiebig über Kausalitäten strei-

ten können.  

Hieraus gilt es zu lernen. Welche Gestalt

auch immer ein künftiges Studium der

Rechtswissenschaft in Deutschland,

das mit vergleichbaren Studiengängen

in Europa kompatibel ist, annehmen

soll, es muss mit jeder seiner Regelun-

gen und in seiner Gesamtheit auf den

Prüfstand, ob dadurch elementare

Werte unserer Rechtspflege beeinträch-

tigt, ausgehöhlt oder gefährdet werden.

6. Rechtspflege als Markt

Prof. Wilsons Ausführungen haben ge-

zeigt, welche Folgen es hat, wenn man

die Rechtspflege dem Markt überlässt:

Aufspaltung in zwei Rechtskulturen.

Wenn man die hehren Ziele der Bologna

Erklärung wirklich will, muss man daher

den arbeitsmarktpolitischen Ansatz spä-

testens aus diesem Grund aufgeben. 

Alle kennen „the invisible hand“ des

Adam Smith, die den Markt schon rich-

ten wird, und glauben unerschütterlich

daran, obwohl die Wirtschaftsnachrich-

ten nicht nur erst seit der Finanzkrise

starke „Glaubenszweifel“ begründet ha-

ben müssten. Alle kennen aber auch

den Erfahrungssatz, und der als solcher

schwerer wiegt als nur ein Glaubens-

satz, dass nämlich eine Ausbildung, die

sich ehrlich an der Sache orientiert, im-

mer (d.h. nachhaltig) ihren Mann bzw.

Frau ernährt. Es überrascht daher, wie

blind Glaubenssätzen nachgelaufen

wird, während man in Jahrhunderten

gehärteten Erfahrungssätzen kein Ver-

trauen schenken will.

Wenn man schon meint, nicht von der

Arbeitsmarktorientierung des Bologna-

Prozesses abrücken zu können, sollte

man zumindest das

Folgende beherzi-

gen: Eine akademi-

sche Ausbildung ist

eine mehrjährige

und teure Angele-

genheit. Nachhaltig

ist sie nur dann,

wenn sie nicht je-

der Mode des Ar-

beitsmarktes folgt

und nach kurzer

Zeit schon überholt

ist. Aus diesem

Grund kann nur

dem Bedarf am Ar-

beitsmarkt nachge-

gangen werden,

der auch auf Nach-

haltigkeit setzt.

Nachhaltig sind

aber nur solche Ar-

beitgeberkonzepte,

die nicht auf kurz-

fristige und sofort

profitable Verwert-

barkeit der Arbeits-

ergebnisse des

Hochschulabsol-

venten setzen, son-

dern als erstes

dessen Fähigkeit fordern, sich in ange-

messener Zeit in unterschiedliche Ge-

biete einzuarbeiten, in der Folgezeit die

Entwicklung auf diesen Gebieten von

sich aus zu beobachten und diese zu

gegebener Zeit selbständig in die beruf-

liche Praxis einzuarbeiten. 

Auch der Student muss Erwartungen,

insbesondere seine Konsumentenhal-

tung aufgeben. Die besten Hochschul-

lehrer sind nicht immer die „kuschelig-

sten“. Lernen tut manchmal weh und

meist ist man dann allein. Diese Situa-

tion will jeder Student natürlich vermie-

den wissen. Auch dieser Zahn ist zu zie-

hen. Im sozialen Bereich ist anerkannt,

dass die beste Hilfe die Hilfe zur Selbst-

hilfe ist. Ein akademisches Studium ist

nicht zuletzt Ausbildung zum Selbststu-

dium. Die Erfahrung zu machen, die

Fähigkeit zum Selbststudium erlangt zu

haben, ist für jeden großartig. Dies gilt

nicht nur für den Jura-Studenten, nicht
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nur für jeden Studenten, sondern für je-

den Menschen überhaupt. 

Es ist daher folgerichtig, statt der Ver-

mittlung von immer mehr Wissen die

Vermittlung von Verständnis zu verlan-

gen, wie dies bei einigen Teilnehmern

anklang. Allerdings ist Verständnis in ei-

nem dogmatischen System, wie es das

deutsche Rechtssystem ist, schwerer zu

vermitteln als in einem case-law-sy-

stem. Das eine ist eine Kette aneinander

gereihter wunderschöner Perlen, das

andere ein Collier bestehend aus meh-

reren Reihen vernetzter nicht weniger

schöner Perlen. Vernetztes Denken ist

anstrengender und erfordert die gleich-

zeitige Betrachtung  mehrerer „Perlen“.

Der Unterschied lässt sich bis in die

Denk- und Sprachstruktur verfolgen mit

Vor- und Nachteilen in beiden Kulturen9.

Es besteht daher kein Grund zur Über-

heblichkeit, wohl aber zur Gelassenheit

gegenüber dem oft gepriesenen angel-

sächsischen Pragmatismus.

7. Prüfungskultur und Zeitgeist

Zu Recht ist daher gefordert worden,

dass sich auch die Prüfungskultur än-

dern müsse. Es sollte wie früher mehr

Verständnis und weniger Wissen geprüft

werden. Die Forderung fand breiten An-

klang. Der Wille allein wird aber nicht

reichen, denn der Zeitgeist steht dage-

gen. Der Zeitgeist ist das Primat der

Wirtschaft und ihr Instrument die Eva-

luierung. Sarkastisch sprechen manche

schon von Evaluitis als Ausdruck des-

sen, dass sich die Zwanghaftigkeit zu

evaluieren bereits pandemisch verbrei-

tet hat. 

Nun kann man gegen Qualitätssiche-

rung durch Evaluierung nicht ernsthaft

sein. Jeder Notar wird alle vier Jahre

vom Notarrevisor evaluiert. Selbst Rich-

ter werden trotz richterlicher Unabhän-

gigkeit „überhört“, in der Sprache der

Zertifizierer nichts anderes als die Ferti-

gung eines Audits. Nur das alles sind

keine quantitativen, sondern qualitative

Bewertungen. Aus der Soziologie kom-

mend, die noch beide Methoden ver-

wendet, wird die Evaluierung in der Be-

triebswirtschaft weitgehend auf ihre

quantitative Variante  beschränkt. Es ist

die Welt des Kaufmanns, der schnell

handeln muss. Es wird gemessen, ge-

zählt und gewogen. Das geht schnell. Er

orientiert sich daher an Zähl-, Mess-

und Wiegbarem. Das funktioniert. Kom-

plexe Vorgänge lassen sich jedoch nur

schwer quantitativ evaluieren. Alles

hängt von der Qualität der Fragen ab,

deren Erstellung zunächst einmal eine

qualitative Evaluierung voraussetzt.

Diese erfordert jedoch fachlichen Ver-

stand, an dem es meist fehlt, selbst in

der Hochschule, und aufwendige Erhe-

bung, für die die Mittel fehlen. Wer hat

sich nicht schon über die Fragwürdig-

keit  einzelner Fragen geärgert, z.B.

wenn bei der Evaluierung einer rechts-

wissenschaftlichen Lehrveranstaltung

ernsthaft - nicht als Kontrollfrage - ge-

fragt wird, ob Filme gezeigt wurden und

ob dies bemängelt wird, falls nicht. 

Das jahrelange Wahrnehmen quantitati-

ver Evaluierung, die aktive oder passive

Beteiligung daran  hat letztlich auch auf

unser Denken eingewirkt und dieses un-

bemerkt verändert. Wir denken daher

lieber in quantitativen als qualitativen

Kategorien. Das Quantitative scheint

objektiver, eher nachprüfbar und leich-

ter zu rechtfertigen. Man glaubt, damit

auf der sicheren Seite zu sein. Obwohl

wir wissen, dass z.B.  billig - quantitativ

- nicht immer das Beste - qualitativ - ist,

wird nicht nur im Konsum-, sondern

auch im Vergabebereich ständig gegen

die Vernunft gehandelt. Das Abwiegen

wird dem Abwägen vorgezogen. Davon

sind auch Prüfer nicht frei. Wissen zu

zählen ist auch konfliktärmer als Ver-

ständnis zu werten. So wird es kusche-

lig in der Prüfungskommission. 

Ohne Überwindung des Zeitgeistes, der

(Un-)Kultur des Wiegens statt Wägens

wird man die Prüfungskultur nicht än-

dern können. 

IV.

Der „wahre“ Bologna-Prozess

Hört der Jurist „Bologna“, sollte er an

den Rechtsanwalt Pepo denken, der in

den letzten Jahrzehnten des 11. Jahr-

hunderts in Bologna wirkte. Er be-

herrschte den Codex Justinianus und

die Institutiones und beeindruckte damit

nicht nur vor Gericht, sondern lehrte ihn

auch10. Er war der Vorläufer der Glossa-

toren, die ab Ende des 11. Jahrhunderts

von Bologna aus das römische Recht

wiederbelebten. Dieses war in dem jahr-

hundertelangen Verschmelzungspro-

zess spätrömischer Kultur mit germani-

scher Herrschaft immer mehr in Verges-

senheit geraten11. Vereinfacht gespro-

chen war Gottesurteil auch einfacher als

lesen und schreiben. Nicht ohne Grund

wird diese Zeit auch als das „dunkle

Jahrhundert“ bezeichnet. Bedingt u.a.

durch die Reichsgründung entwickelte

sich eine staatliche, gesellschaftliche

und rechtliche Komplexität, die feinerer

Rechtsinstrumente bedurfte. 

Die von den Glossatoren eingeleitete

Rezeption des römischen Rechts hat

nicht nur die deutsche, sondern auch

die kontinentaleuropäische Rechtskultur

bis heute geprägt. Auch nach der zwei-

ten Reichsgründung bestand ein Bedarf

an rechtlicher Erneuerung. Es ist das

Verdienst v. Savignys, dass man sich

bei der Schaffung des BGB erneut auf

die römischen Rechtsquellen besonnen

hat. So wurde Anfang des 20.Jahrhun-

dert die deutsche Rechtswissenschaft

zur beherrschenden Größe im europäi-

schen Rechtsdenken12. Der von den

Glossatoren vor 800 Jahren angescho-

bene „Prozess von Bologna“ dauert

noch heute an und ist fruchtbar. Er

nahm viele Wege, nicht aber den über

Babylon.

Der Autor ist Rechtsanwalt und Notar in

Berlin und Vizepräsident der RAK Berlin.

Thema
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19 Hans Dieter Gelfert, Englisch mit Aha!, S.

187ff., der amüsant die strukturellen Un-

terschiede des Deutschen und des Engli-

schen an Hand zweier Zitate, die den Be-

griff Humor definieren, erläutert.

10 Peter G. Stein, Römisches Recht und Eu-

ropa – Die Geschichte einer Rechtskultur,

S.80

11 AaO. S. 68.

12 AaO.
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Winterintensivkurse
im Haftungs- und

Versicherungsrecht
2009 und 2010

Die alljährliche

einwöchige Ver-

anstaltung für

Pflichtfortbil-

dung nach § 15

FAO im Versi-

cherungs- und

Verkehrsrecht

entwickelt sich

mehr und mehr

zu einem geho-

benen Qualitätszirkel im Programm der

DeutschenAnwaltAkademie. Je zehn

Stunden für beide Sparten werden an-

geboten. Nach der konzeptionellen

Überleitung aus dem früheren Skirecht -

vgl. Berliner Anwaltsblatt 4/2008, Seite

117 - und dem Wechsel 2008 auf den

Kollegen Axel Thönneßen fanden die

letzten Veranstaltungen 2009 in Ober-

tauern und 2010 in Großarl statt. Mit 46

Anmeldungen belegte das Seminar in

diesem Jahr die stetige Annäherung an

die vom Kollegen Thönneßen gesetzte

Obergrenze von 50 Teilnehmern.

Die Veranstaltung 2009 befasste sich

schwerpunktmäßig mit der Novellie-

rung des VVG zum 1. Januar 2008. Ar-

beitsthemen behandelten materiell-

rechtliche Fragen, praktische Auswir-

kungen und neuere Entwicklungen in

den Bereichen Unfall-, Kranken- und

Kfz-Versicherung. Hinzu kamen Einzel-

beiträge zur Sozial- und Rechtsschutz-

versicherung, zur Unfallschadensregu-

lierung, zum Vermittlerrecht sowie zum

besonders haftungsrisikopotentiellen

Haushaltsführungsschaden. Das Semi-

nar 2010 behandelte die Unfall-, Sozial-,

Rechtsschutz-, Kasko- und Haftpflicht-

versicherung sowie Themenstellungen

zum Leasingvertrag, zum Kfz-Schaden

und der vorvertraglichen Anzeigepflicht.

Bei der Wahl der Referenten aus Wis-

senschaft, anwaltlicher Praxis und Judi-

katur mit Rang und Namen sowie be-

achtlichem Sachbuchautorenausweis

beweist Thönneßen

Kontinuität. Maier -

Wissenschaft -, Heß,

Kilger, Meixner,

Riedmeyer und

Schubach - Anwalt-

schaft - sowie Well-

ner - Richter am 6.

Senat des BGH -re-

ferierten in diesem

Jahr. 

Martin van Bühren,

Sohn des früheren

Tonmeisters des

Seminars, Hubert van Bühren, steuerte

einen gelungenen Erstvortrag zum Rei-

seinsolvenzrecht bei. Einen besonderen

Höhepunkt stellte ein Doppelvortrag

von Anwalt Heß und Richter Wellner dar.

In anschaulichem Vortragduett gestalte-

ten sie zwei Vorträge zum Libretto „Ak-

tuelle Rechtsprechung im Schadens-

recht“. Zu fachlicher Wissensvermittlung

über ausgewählte juristische Fallkon-

stellationen gesellte sich aus höch-

strichterlichem Mund ein Einblick in die

komplexe und mitunter komplizierte

Rechtsfindungskultur des BGH. Es gelte

nachdrücklich, den „redlichen Versiche-

rungsnehmer“ - Originalton Wellner - im

schillernden, vertrauenssensiblen und

bei weitem nicht zu Ende gedachten

Kfz-Schadensrecht zu schützen; das er-

gäbe auch beim BGH immer wieder

neue Einsichten.

Wie sehr sich gleich zu gleich gesellt,

zeigten insbesondere die Rahmenpro-

gramme der Veranstaltungen. Vom

Skirecht übernommen und authentisch

gehegt, gibt es einen geselligen „Hüt-

tenabend“, von Thönneßen erfolgreich

zu einem a cappella-Event sangesfreu-

diger Juristen stilisiert, eine nächtliche

Wanderung zum Abbau zu vieler kom-

pakter Seminarluft sowie das krönende

Skirennen am Schlusstag als Zucker-

guss über einen anspruchsvollen und

engagierten Fortbildungstreff. Allein we-

gen dieser Traditionsverbundenheit des

unverzichtbaren Beiprogramms bedarf

der Winterintensivkurs einer lokalen

geografischen Mindesthöhe zu seiner

Durchführung. Im nächsten Jahr wird

die von der DeutschenAnwaltAkademie

organisierte Veranstaltung vom 21. – 25.

März 2011 in Obergurgel, Österreich

stattfinden.

Dr. Dr. Eberhard Fedtke, LL.M. oec.,

Aachen/Braga

Aktuell
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Die Teilnehmer des Winterintensivkurses in Großarl 2010

RA Heß und RiBGH Wellner beim Vortrag

Eberhard Fedtke
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Einer aktuellen Bundesratinitiative zu-

folge stehen möglicherweise bald Ände-

rungen im Zwangsvollstreckungsrecht

der ZPO ins Haus. Die Bundesländer

Sachsen und Baden-Württemberg ha-

ben am 11. März einen Gesetzentwurf

zur Neustrukturierung und Modernisie-

rung des Pfändungsschutzes (GNeu-

MoP) in den Bundesrat eingebracht

(BR-Drs. 139/10 vom 11.03.2010). Ge-

genstand der geplanten Änderungen

sind die Pfändungsschutzvorschriften

der §§ 811 und 850ff. ZPO. Mit dem Ge-

setzentwurf soll das Recht des Sach-

und des Forderungspfändungsschutzes

in der zivilprozessualen Zwangsvoll-

streckung modernisiert, vereinfacht und

mit den Bestimmungen anderer Rechts-

gebiete, insbesondere des Sozialrechts,

harmonisiert werden. 

Bei dem Pfändungsschutzsystem der

ZPO handelt es sich nach der Entwurfs-

begründung um ein „inhomogenes Ge-

flecht von Vorschriften“, die teilweise

veraltet sind und denen zum Teil noch

die weitgehend überholten sozialen

Strukturen des 19. Jahrhunderts zu-

grunde lägen. Das Pfändungsschutz-

recht bereite nicht nur bei der Anwen-

dung in der Praxis erheblichen Aufwand,

es weiche auch von den Anknüpfungs-

punkten und Maßstäben in anderen

Rechtsgebieten ab und setze die Ziele

der Zwangsvollstreckung nicht ausrei-

chend um.

Insbesondere beim Schutz von Forde-

rungspfändungen bestünden regel-

mäßig gegenläufige Interessen von

Gläubigern und Schuldnern: Einerseits

ist die Einkommenspfändung beim

Schuldner die wohl häufigste Maß-

nahme, die von Gläubigern zur Voll-

streckung ihrer titulierten Geldforderun-

gen beantragt wird. Andererseits ver-

dient das Einkommen besonderen

Schutz, da es der Existenzsicherung

des Schuldners und seiner Familie

dient. Wegen dieser zentralen Bedeu-

tung muss der Forderungspfändungs-

schutz möglichst transparent und leicht

verständlich ausgestaltet sein, sodass

der Schuldner auch als juristischer Laie

nachvollziehen kann, welcher Betrag

ihm zur Existenzsicherung verbleibt.

Dies werde von den geltenden Pfän-

dungsschutzvorschriften in den §§ 850

ff. ZPO nicht gewährleistet. So stimmten

etwa die Grundfreibeträge des Forde-

rungspfändungsschutzes (§ 850c ZPO)

nicht mehr mit ihren sozialhilferechtli-

chen Bezugspunkten überein, was zu

einer mangelnden Transparenz und zu

einer mangelnden Kohärenz mit dem

Sozialrecht führe. Darüber hinaus sehen

die Entwurfsverfasser Überarbeitungs-

bedarf bei den Katalogen der unpfänd-

baren bzw. bedingt pfändbaren Bezüge

in §§ 850a und 850b ZPO.

Die Berechnung der Grundfreibeträge

beruhe auf Pauschalierungen, die nicht

mehr gerechtfertigt seien. Die Pfän-

dungsfreigrenzen enthielten erhebliche

und kompliziert strukturierte Zuschläge

für Erwerbstätige, obwohl der Pfän-

dungsschutz auch für Pensionen, Be-

triebsrenten und gesetzliche Renten

gelte und mittlerweile auf Einkünfte jed-

weder Art und Herkunft sowie den Kon-

topfändungsschutz ausgedehnt worden

sei. Zudem wird nicht berücksichtigt,

dass die Wohnkosten innerhalb

Deutschlands erheblich voneinander

abweichen. Die Folge ist häufig eine Be-

nachteiligung der Schuldner in städti-

schen Zentren gegenüber Schuldnern

aus ländlichen Gebieten, die verhältnis-

mäßig einen höheren Pfändungsschutz

genießen.

Die Normen zum Forderungspfän-

dungsschutz in §§ 850ff. ZPO sollen

deshalb verständlicher strukturiert und

übersichtlicher gestaltet werden. Mehr-

verdienste des Schuldners werden künf-

tig unabhängig von ihrer Herkunft - bis-

lang unterlag nach § 850 ZPO nur „Ar-

beitseinkommen“ dem Pfändungs-

schutz - durch zusätzliche Freibeträge

geschützt. Hinsichtlich des zu schützen-

den Existenzminimums des Schuldners

und seiner Familie wird mittels Verwei-

sung auf sozialrechtliche Normen der

Gleichklang mit dem Sozialrecht herge-

stellt, wodurch die Notwendigkeit von

ständigen Anpassungen des zwangs-

vollstreckungsrechtlichen Schutzni-

veaus an die wirtschaftliche und soziale

Entwicklung entfällt. Die Belange von

Aktuell
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Folgende Änderungen sind geplant:

• Der Sachpfändungsschutz in § 811 ZPO wird vereinfacht. Die unpfändbaren

Sachen werden ohne wesentliche Veränderung des Schutzumfangs abstrahie-

rend zusammengefasst.

• Die Grundfreibeträge des § 850c ZPO werden dem Sozial- und Wohngeldrecht

angepasst. Durch Verweisung auf die Normen des Sozial- und Wohngeld-

rechts wird eine Dynamisierung und eine stets mit dem Sozial- und Wohngeld-

recht parallel verlaufende Anpassung der geschützten Beträge erreicht. 

• Die in den Freibeträgen enthaltenen Wohnkosten werden durch die Verwei-

sung auf die entsprechenden Vorschriften und Tabellen des Wohngeldrechts

regionalisiert und damit gerechter ausgestaltet. 

• Die Mehrerwerbsanreize des Pfändungsschutzrechts werden vereinfacht und

von der Ausübung einer Erwerbstätigkeit („Arbeitseinkommen“) abgekoppelt.

Entscheidend für die Gewährung zusätzlicher pfändungsfreier Beträge ist künf-

tig allein der Mehrerwerb als solcher, unabhängig von seiner Art und Herkunft. 

• Die Vorschriften zur Unpfändbarkeit in den §§ 850a und 850b ZPO werden an

den in § 850c ZPO enthaltenen Mehrerwerbsschutz angepasst und übersichtli-

cher gestaltet. 

Bundesrat plant Änderungen beim Pfändungsschutz 
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Vom 18. März bis zum 20. März 2010

veranstaltete der Deutsche Anwaltver-

ein, Arbeitsgemeinschaft Erbrecht, or-

ganisiert von der Deutschen Anwaltsa-

kademie in Berlin den 5. Deutschen Erb-

rechtstag. 

Man kann – im positiven Sinne – sagen,

der Jahrestag der Erbrechtler hat zu sei-

ner Routine gefunden, bei der Schwer-

punktthemen abgearbeitet und aktuelle

Themen behandelt werden können. Dies

waren als rechtliche Schwerpunktthe-

men diesmal Vorerbschaft und Nacherb-

schaft sowie Testamentsvollstreckung.

Als weitere Themen, die über den recht-

lichen Bereich hinausgriffen, standen im

Mittelpunkt Pflege, Vorsorgevollmacht

und Bevollmächtigten-/Betreuerhaftung.

Aktuell wurde aufgegriffen die steuerli-

che Selbstanzeige, überhaupt aktuelle

Rechtsprechung zum Erbrecht und die

ersten Erfahrungen mit der Erbrechtsre-

form, oder dem, wie ein Podiumsdiskus-

sionsteilnehmer zu Recht sagte, „Re-

förmchen“. 

Im Block I – Erbrecht und demographi-

scher Wandel – ging es um sehr handfe-

ste soziologische Perspektiven (Prof. Dr.

Marc Szydlik, Universität Zürich), die

erbrechtlichen Herausforderungen des

Wandels (Prof. Dr. Inge Kroppenberg,

Universität Regensburg) und Probleme

der Pflege im Zivilrecht (Prof. Dr. Peter

A. Windel, Ruhr-Universität Bochum). Im

Block II – Vorerbschaft / Nacherbschaft

– ging Notar Dr. Timm Starke, Bonn auf

deren Gestaltung im Testament und die

erstrebten Folgen ein, Rechtsanwalt bei

dem BGH Dr. Joachim Kummer, Ettlin-

gen, behandelte die Haftung des Vorer-

ben. Notarin Dr. Thekla Schleifenbaum,

Bonn erörtete die Fragen der Lösung

von der Nacherbenbelastung. Block III

behandelte die Vorsorge. Rechtsanwalt

und Notar Dr. Thomas Grote, Essen

widmete sich der Frage der Gestaltung

von Vorsorgevollmacht und Patienten-

verfügung. Rechtsanwalt Dr. Dietmar

Kurze, Berlin trug zur Haftung des Be-

vollmächtigten / Betreuers vor. 

In der Aktuellen Stunde am Sonnabend

ging es um strafbefreiende Selbstan-

zeige bei Erbschaftssteuerhinterziehung

– durchaus aktuell (Rechtsanwalt Dr.

Heinz-Willi Kamps, Köln). Rechtsanwalt

Alexander Knauss, Bonn, stellte der Ver-

sammlung die herausragenden aktuel-

len Entscheidungen der Obergerichte

dar. Rechtsanwalt Eberhard Rott, Bonn,

warb für das aktive Auftreten der An-

waltschaft als berufene Amtsträger der

Testamentsvollstreckung. Zum Aus-

klang befassten sich in der Podiumsdis-

kussion Rechtsanwalt Dr. Andreas Frie-

ser, Bonn, Richter am LG Stuttgart a. D.

Walter Krug, Rechtsanwalt beim BGH

Richard Lindner, Karlsruhe, Direktor des

AG Traunstein Dr. Ludwig Kroiß, mit er-

sten Erfahrungen mit den Erbrechtsre-

formen, wobei sie mit Kritik nicht

zurückhielten. 

Nachdem der Erbrechtstag von den all-

gemeinen Betrachtungen in die konkre-

ten Probleme einstieg, wurde die Veran-

staltung immer spannender, sodass

man nach der Podiumsdiskussion sa-

gen konnte, es hat sich gelohnt, für die

FAO-Bescheinigung gem. § 15 FAO

über 10,75 Stunden sowieso. 

RA Dr. Eckart Yersin

Aktuell

Berliner Anwaltsblatt 4/2010 115

Schuldnern mit minderjährigen Kindern

werden besser berücksichtigt. 

Die Zentralnorm des Sachpfändungs-

schutzes - § 811 ZPO - wird neu gefasst

und verkürzt, ohne dass sich dadurch

aber der bisherigen Schutzumfang

grundlegend ändern soll. 

Der Gesetzentwurf sieht außerdem eine

Anpassung der Grundfreibeträge des §

850c ZPO durch eine dynamische Ver-

weisung auf das Sozial- und Wohngeld-

recht vor. Die Dynamisierung ermöglicht

eine mit dem Sozial- und Wohngeld-

recht parallel verlaufende Anpassung

der geschützten Beträge. Durch die Ver-

weisung auf die entsprechenden Vor-

schriften und Tabellen des Wohngeld-

rechts würden zudem die in den Freibe-

trägen enthaltenen Wohngeldkosten re-

gionalisiert und

materiell gerechter

ausgestaltet. Dies

hätte zur Folge,

dass in Gebieten,

in denen die Miet-

kosten geringer

sind, auch die

Pfändungsfreibe-

träge entsprechend

niedriger ausfallen. 

Der Gesetzentwurf wurde am 26.03.

zunächst im Bundesrat beraten und den

Ausschüssen zur weiteren Beratung zu-

gewiesen. Das Änderungsgesetz soll

sechs Monate nach seiner Verkündung

in Kraft treten.

Thomas Vetter 

5. Deutscher Erbrechtstag Berlin 2010

Der Jahrestag der Erbrechtler

Bitte unbedingt 

den Redaktionsschluss beachten:

Immer am 20. des Vormonats
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Das Bundesjustizministerium hat sich in

einer Pressemitteilung anlässlich der am

9. März ergangenen BGH-Entscheidung

zur nachträglichen Sicherungsverwah-

rung für nach Jugendstrafrecht verur-

teilte Straftäter geäußert. Justizministe-

rin Sabine Leutheusser-Schnarrenber-

ger betont darin den absoluten Ausnah-

mecharakter eines Freiheitsentzugs

nach voll verbüßter Strafe und bezeich-

net die Sicherungsverwahrung als

„schärfstes Schwert“ bzw. allerletztes

Mittel in Extremfällen.

Der Schutz der Allgemeinheit vor beson-

ders gefährlichen Straftätern müsse mit

dem absoluten Ausnahmecharakter ei-

nes Freiheitsentzugs nach voll verbüßter

Strafe in Ausgleich gebracht werden.

Hierbei sei Sachlichkeit das Gebot der

Stunde - das gelte gerade im Jugend-

strafrecht, welches in erster Linie vom

Erziehungsgedanken geprägt sei.

Am 22. Juni 2009 hatte das Landgericht

Regensburg nachträglich die Unterbrin-

gung des zur Tatzeit jugendlichen Verur-

teilten in der Sicherungsverwahrung an-

geordnet, wobei es sich auf die erst mit

Gesetz vom 8. Juli 2008 eingefügte Vor-

schrift des § 7 Abs. 2 Nr. 1 Jugendge-

richtsgesetz (JGG) gestützt hat. Eine

nachträgliche - nicht mit der Verurtei-

lung verbundene - Anordnung der Si-

cherungsverwahrung ist seitdem auch

bei nach Jugendstrafrecht verurteilten

Straftätern möglich (§ 7 Abs. 2 bis 4

JGG). Das Gesetz war nicht zuletzt we-

gen des nun entschiedenen Falles und

im Hinblick auf die bevorstehende Frei-

lassung des Täters erlassen worden. 

Der Verurteilte hatte die verhängte Ju-

gendstrafe zwar vollständig verbüßt,

vom LG war aber nach Haftverbüßung

wegen der negativen Rückfallprognose

aufgrund einer sachverständigenseits

festgestellten multiplen Störung der Se-

xualpräferenz mit sadistischer Kompo-

nente und einer schweren Persönlich-

keitsstörung die Sicherungsverwahrung

gem. § 7 Abs. 2 JGG angeordnet wor-

den. Die hiergegen eingelegte Revision

hat der 1. Senat nun mit Urteil vom 9.

März 2010 (1 StR 554/09) - in der ersten

Entscheidung zur nachträglichen Siche-

rungsverwahrung für jugendliche Straf-

täter überhaupt - verworfen und dabei

auch die Verfassungsmäßigkeit der auf-

grund des „Gesetzes zur Einführung der

nachträglichen Sicherungsverwahrung

bei Verurteilungen nach Jugendstraf-

recht“ vom 8.7.2008 (BGBl. I S. 1212)

mit Wirkung vom 12.7.2008 eingeführ-

ten  Vorschrift des § 7 Abs. 2 Nr. 1 JGG

geprüft, diese aber verneint. 

„Verfassungsrechtlich sind wir im

Grenzbereich – aber noch nicht über die

rote Linie“, so der Vorsitzende des 1.

Strafsenats,  Armin Nack, bei der Ur-

teilsverkündung. Die Regelung verstoße

Aktuell

116 Berliner Anwaltsblatt 4/2010

„Im Grenzbereich“
BGH-Urteil vom 9.3.2010 zur nachträglichen Sicherungsverwahrung 

für jugendliche Straftäter

Das Bundeskabinett hat am 24. März

einen Gesetzentwurf zur Einführung

einer Musterwiderrufsinformation für

Verbraucherdarlehensverträge be-

schlossen (BR-Drs. 157/10). Damit

kommt die Bundesregierung einer

Aufforderung durch den Deutschen

Bundestag aus dem Jahr 2009 nach,

ein „amtliches“ Muster für die Infor-

mation über das Widerrufsrecht bei

Darlehensverträgen einzuführen, um

endlich Rechtssicherheit bei den An-

wendern zu schaffen und den Rechts-

verkehr zu vereinfachen.

Das neue Muster wird als Anhang

dem Einführungsgesetz zum Bürgerli-

chen Gesetzbuch (EGBGB) angefügt

und erhält dadurch den Rang eines

formellen Gesetzes. Der Entwurf sieht

vor, dass bei Verwendung des Mu-

sters die gesetzlichen Anforderungen

an die Widerrufsinformation als erfüllt

gelten (Gesetzlichkeitsfiktion). Mit der

(freiwilligen) Verwendung des gesetzli-

chen Musters kann der Darlehensge-

ber also davon ausgehen, dass er die

gesetzlichen Belehrungspflichten er-

füllt. 

Das Muster betrifft im Wesentlichen

bereits bestehende gesetzliche

Pflichtangaben in Verbraucherkredit-

verträgen und schafft keine neuen In-

formationspflichten. Daneben enthält

der Gesetzentwurf einige Anpassun-

gen und Klarstellungen zum geltenden

Verbraucherdarlehensrecht. Künftig

soll es dem Darlehensgeber ermög-

licht werden, gesetzliche Pflichtanga-

ben auch noch nach Vertragsschluss

nachzuholen. Andernfalls könnten

selbst kleinste Versäumnisse dazu

führen, dass der Darlehensvertrag

endgültig widerrufen werden kann.

Der Darlehensnehmer wird durch den

in der Widerrufsbelehrung enthaltenen

Hinweis geschützt, dass die Wider-

rufsfrist erst mit der Information zu

laufen beginnt. Neu ist, dass der

Darlehensnehmer über in den Ver-

tragstext nicht aufgenommene Pflicht-

angaben noch nachträglich in Text-

form informiert werden kann; die Wi-

derrufsfrist beträgt dann einen Monat.

Der Darlehensnehmer ist mit den

nachgeholten Pflichtangaben

nochmals auf den Beginn der Wider-

rufsfrist hinzuweisen. 

Der Entwurf wurde dem Bundesrat zur

Stellungnahme zugeleitet. Das Ge-

setzgebungsverfahren, bei dem das

Bundesministerium der Justiz feder-

führend ist, soll bis zur Sommerpause

abgeschlossen werden.

Thomas Vetter 

Musterwiderrufsbelehrung 
für Verbraucherdarlehensverträge
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weder gegen das verfassungsrechtliche

Rückwirkungsverbot noch gegen das

Doppelbestrafungsverbot, da es sich

bei der Unterbringung in der Siche-

rungsverwahrung um eine präventive,

der Verhinderung zukünftiger Straftaten

dienende Maßnahme handele und nicht

um eine repressive, dem Schuldaus-

gleich dienende Sanktion. Auch der Ver-

hältnismäßigkeitsgrundsatz sei ange-

sichts des engen Anwendungsbereichs

des § 7 Abs. 2 JGG gewahrt. Der Kata-

log der Anlasstaten sei im Jugendstraf-

recht noch enger gefasst als im Erwach-

senenstrafrecht; er sei auf schwerste

Verbrechen gegen Personen beschränkt

und setze eine Verurteilung wegen einer

solchen Katalogtat zu einer Jugend-

strafe von mindestens sieben Jahren

voraus. 

Das Urteil des EGMR vom 17. Dezem-

ber 2009 (Beschwerde-Nr. 19359/04)

stehe der Anordnung der nachträglichen

Sicherungsverwahrung hier nicht entge-

gen, da eine abweichende Fallgestal-

tung vorliege. Außerdem sei das EGMR-

Urteil noch nicht rechtskräftig. Die

Straßburger Richter hatten in der auf-

grund einer Gesetzesänderung nach-

träglich angeordneten unbefristeten Si-

cherungsverwahrung - anders als das

Bundesverfassungsgericht im Jahre

2004 - eine unzulässige Rückwirkung

(Art. 103 Abs. 2 GG, Art. 7 Abs. 1 EMRK)

gesehen.

Derzeit wird über eine Neukonzeption

des Instituts der (nachträglichen) Siche-

rungsverwahrung diskutiert. Die Justiz-

ministerin plädiert für eine rechtsstaat-

lich wasserdichte Lösung, bei der die

Sicherungsverwahrung unter Berück-

sichtigung des notwendigen Schutzes

der Bevölkerung ihren Ausnahmecha-

rakter behält und auf allerschwerste

Fälle beschränkt bleibt. Die Bundesre-

gierung werde das Urteil des Bundesge-

richtshofes mit Blick auf die anstehende

Neukonzeption der Sicherungsverwah-

rung sorgfältig auswerten.

Thomas Vetter
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Eine Flut von

Rechtsratge-

bern gibt es in

Deutschland.

„Zu Recht fin-

den“ - unter

diesem Titel hat

Kollegin Ulrike

Hinrichs aus

Berlin-Schöne-

berg einen Rechtsratgeber für Jugend-

liche geschrieben, der von A wie Ab-

treibung bis Z wie Zeuge Orientierung

bietet. 

Im Rahmen des ehrenamtlichen Pro-

jekts „Anwälte gehen in die Schule“

des Berliner Anwaltsvereins hat Ulrike

Hinrichs die Erfahrung gemacht, dass

viele Jugendliche nur eine abstrakte

Ahnung davon haben, was Recht und

was Unrecht ist.

Was steht im Gesetz? Was passiert,

wenn ich das Gesetz übertrete? Wer

kann mir helfen? Diese und weitere

Fragen beantwortet Ulrike Hinrichs in

dem Buch. Mit Hilfe konkreter Alltags-

situationen wird die juristische Sach-

lage von mehr als 180 Rechtsfragen er-

klärt. Aufbereitet wie ein Lexikon eignet

sich das Buch auch als Unterrichtshilfe

für Lehrer und als Ratgeber für Eltern. 

Ein Blick auf die Lexikoneinträge zeigt,

dass Ulrike Hinrichs ihre Themen aus

dem ganzen Spektrum des Lebens von

Jugendlichen gegriffen hat: „Online-

Auktionen“, „Onanieren in

der Öffentlichkeit“, „Be-

treutes Wohnen“, „Falsche

Benotung“, „Crystal

Speed“, „Lärm“, „Mofa-

Frisieren“, „Taschengeld-

paragraph“, „Unterhalt“,

„Widerrufsrecht“  lauten

einige der Lexikoneinträge.

Auch Erwachsene - und

sogar Rechtsexperten -

können hier also noch ei-

niges lernen... 

„Wer die Erklärungen liest,

wird verstehen, dass ‚Spielregeln’ Sinn

machen, auch wenn sie manchmal

nicht einfach sind“, schreibt Ulrich

Schellenberg, Vorsitzender des Berli-

ner Anwaltsvereins, dazu in seinem

Vorwort. Der Berliner Anwaltsverein

nutzt das Buch auch im Rahmen seiner

Jugendprojekte: der Rechtsberatung

für Jugendliche im Wedding und bei

seinem Projekt „Anwälte gehen in die

Schule“ als Geschenk an Schulen und

Lehrer. Denn dieses Buch ist eine

höchst anschauliche und nützliche Ori-

entierungshilfe für Jugendliche und

alle, die mit ihnen zu tun haben. 

Ulrike Hinrichs

ZuRecht finden 
Lexikon und Rechtsratge-

ber 

für Jugendliche 

erschienen im Verlag an

der Ruhr 

280 Seiten, 19,80 EUR 

ISBN-13: 978-3-8346-

0572-6, 

Bestellnummer: 60572

Anm. d. Red.: Der Berliner Anwaltsver-

ein ist über das Projekt „Anwälte gehen

in die Schule“ hinaus für junge Men-

schen aktiv. In der Weddinger Exerzier-

straße befindet sich für Jugendliche

aus sozial schwachen Familien eine

Beratungsstelle. Hier geben Anwälte

zweimal wöchentlich kostenlosen

Rechtsrat.

Jugendprojekte im Berliner Anwaltsverein:

Von A wie Abtreibung bis Z wie Zeuge - ein Rechtslexikon für Jugendliche
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Auf Initiative von Rechtsanwältin Ulrike

Wollersheim, Rechtsanwalt Dr. Marc

Baumgart, Rechtsanwalt Dr. Robert We-

ber und Rechtsanwalt und BAV-Ge-

schäftsführer Christian Christiani wurde

am 08.03.2010 der Arbeitskreis für Me-

dizinrecht beim Berliner Anwaltsverein

gegründet. Der Arbeitskreis dient dem

fachlichen kollegialen Austausch für me-

dizinrechtlich interessierte Rechtsan-

wältinnen und Rechtsanwälte. Fachan-

wälte für Medizinrecht haben die Mög-

lichkeit, ihren gesamten Fortbildungsbe-

darf durch die Teilnahme an den

Veranstaltungen mit (FAO-)Teilnahme-

bescheinigung abzudecken.

Erwartungsgemäß stieß die Gründung

eines Arbeitskreises für Medizinrecht

auf ein reges Interesse: mehr als 60 Kol-

leginnen und Kollegen fanden sich zur

Gründungssitzung zusammen. Nach der

Begrüßung durch den Geschäftsführer

des Berliner Anwaltsvereins, Herrn 

Christian Christiani, übernahmen die

Sprecher des Arbeitskreises die fachli-

che Leitung des Sitzungsblockes und

referierten zu drei aktuellen Urteilen

oberster deutscher Gerichte aus dem

Bereich des Medizin- und Sozialrechts:

Frau Ulrike Wollersheim kommentierte

das Urteil des Bundessozialgerichtes

vom 28. Oktober 2009 zur Anfechtung

einer Zweitpraxisgenehmigung, Herr

Dr. Robert Weber behandelte die Ent-

scheidung des Bundessozialgerichtes

vom 17. Dezember 2009 zur vollen

Übernahme von Hörgerätekosten durch

die betreuende Krankenkasse und Herr

Dr. Baumgart führte schließlich in die

Problematik zur Beweislastumkehr bei

groben Behandlungsfehlern durch un-

terlassene Befunderhebung ein. Er erör-
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Beratung für Anwälte 

Kollegialer Rat 
bei finanziellen
Schwierigkeiten 

In mehr als 100 Fällen hat die Berater-

gruppe im Berliner Anwaltsverein Kolle-

ginnen und Kollegen in finanziellen

Schwierigkeiten bereits ehrenamtlich

und kostenlos beraten. Sie alle sind Ex-

perten in den Feldern Insolvenzrecht,

Schuldnerberatung und im anwaltlichen

Berufsrecht. Das Problemspektrum

reicht von Problemen im Rahmen der

Existenzgründung bis hin zum Mandats-

rückgang, von Umsatzausfall in Folge

von Krankheit, Scheidung oder Geldan-

lage bis zu betriebswirtschaftlichen Op-

timierungsmöglichkeiten, steuerlichen

Risiken und berufsrechtlichen Fragen.

Die Erfahrung lehrt: Als selbst professio-

neller Berater scheut mancher Kollege

eigenen Beratungsbedarf in einem mög-

lichst frühzeitigen Stadium zu erkennen

und eine vorsorgliche Beratung zu nut-

zen. Doch hierin sind sich alle Kollegin-

nen und Kollegen aus der Beratergruppe

einig: Wer frühzeitig den nüchternen,

professionellen Blick auf eine eigene

Problemlage zulässt, dem kann hier ge-

holfen werden. 

Termine können über die BAV-Ge-

schäftsstelle vereinbart werden: Tel. 030

- 251 38 46. 

Christian Christiani, 

Geschäftsführer 

des Berliner Anwaltsvereins

Die ehrenamtliche Beratergruppe für Anwälte in finanziellen Schwierigkeiten (von links
nach rechts): Rechtsanwälte Dr. Volker Beissenhirtz, Barbara Kroll, Ulrich Weber, Regina
Starke, Birk Becker sowie Bank- und Kreditexperte Jürgen Tech. Ebenfalls in der Berater-
gruppe aktiv: Rechtsanwälte Dr. Carsten Nolte und Jürgen Petsch.

BAV-Premiere:
60 Kolleginnen und Kollegen beim Arbeitskreis Medizinrecht

Die Sprecher des
neuen Arbeitskreises
Medizinrecht: 
Dr. Robert Weber, 
Ulrike Wollersheim
und 
Dr. Marc Christoph
Baumgart
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terte in diesem Zusammenhang das zu-

grunde liegende Urteil des Bundesge-

richtshofes vom 29. September 2009.

Dies war der Einstieg zur Diskussion

zwischen den Teilnehmern.

Die Sitzungen des Arbeitskreises Medi-

zinrecht finden ab nun zunächst monat-

lich, jeweils am zweiten Montag eines

Monats, um 18.00 Uhr statt. Für die

Festlegung des Sitzungsmodus in der

zweiten Jahreshälfte ist eine einver-

nehmliche Abstimmung mit den Veran-

staltungsteilnehmern im Verlaufe der

nächsten Termine vorgesehen. 

Das nächste Thema am 12.04.2010:
Vertragsarztrecht. Die Teilnahme an

den Sitzungen ist für Mitglieder des Ber-

liner Anwaltsvereins kostenlos. Anmel-

dungen für die Veranstaltungen des Ar-

beitskreises Medizinrecht können jeder-

zeit unter der E-Mail-Adresse ak-medi-
zinrecht@berliner-anwaltsverein.de
vorgenommen werden.

Goce Markovsi

AK Mediation

Sitzungsrückblick

Die März-Sitzung des Arbeitskreises

Mediation am 10.03. fand diesmal in

Form eines Workshops unter dem

Thema „Mediation im interkulturellen
Kontext“ statt. 

Der von Frau Sosan Azad*

und Herrn Jörg Pahnke*

moderierte Workshop be-

gann mit interaktiven Ele-

menten. Anschließend

folgte eine Präsentation

zur Einführung in die inter-

kulturelle Mediation. Zum

Abschluss der Veranstal-

tung wurde zur Verdeutli-

chung der zuvor vermittel-

ten Kriterien eine Media-

tion als Rollenspiel durch-

geführt. 

Der Workshop sorgte für

eine Sensibilisierung hin-

sichtlich der bei einer in-

terkulturellen Mediation zu

beachtenden spezifischen

Aspekte und bot den An-

wesenden Anregungen für

ihre berufliche Praxis. 

Die Sitzungen des Ar-

beitskreises Mediation fin-

den regelmäßig jeden zweiten Mitt-
woch im Monat um 18.30 Uhr statt. 

Alle interessierten Mitglieder des BAV

sind herzlich zur Teilnahme eingeladen! 

Weitere Themen und Informationen zum

Arbeitskreis Mediation finden sie unter

www.berliner-anwaltsverein.de. 

Anmeldung und Kontakt unter: ak-me-

diation @ berliner-anwaltsverein.de.

Till Schönherr 

* Sosan Azad, Mediatorin mit den

Schwerpunkten Familienmediation und

interkulturelle Mediation, Sprecherin der

Regionalgruppe Bundesverband Media-

tion e.V. und 

RA und Mediator Jörg Pahnke, Mediator

mit Schwerpunkt Wirtschaftsmediation,

einer der Sprecher des AK Mediation im

BAV.

Bitte beachten Sie: 

Ab sofort erfolgt der Versand des Berliner Anwaltsblatts an die Mitglieder der

Rechtsanwaltskammer Brandenburg nach den Adress-Daten der RAK Brandenburg.

Es kann dadurch zu Abweichungen gegenüber der bisherigen Lieferanschrift kommen.

Bitte melden Sie jede Adressänderung an die Kammer in Brandenburg.

Der Versand an die Empfänger in Mecklenburg-Vorpommern erfolgt weiterhin 

nach den Daten des Verlages. 

Melden Sie in diesem Fall bitte Anschriftenänderungen direkt an den 

CB-Verlag Carl Boldt · E-Mail cb-verlag@t-online.de oder Fax (030) 833 91 25
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Berliner Anwaltsverein e.V.

Ladung zur ordentlichen Mitgliederversammlung
am Mittwoch, den 19. Mai 2010, um 18.00 Uhr

im Sitzungssaal des DAV-Hauses, Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tagesordnung

1. Formalien der Einladung

2. Bericht des Vorsitzenden über die Tätigkeiten des Vereins im Jahr 2009

3. Aussprache über den Bericht des Vorsitzenden

4. Bericht des Schatzmeisters und Vorlage des Jahresabschlusses 2009

5. Bericht der Kassenprüfung und Beschlussfassung über die Entlastung 

des Vorstandes

6. Vorlage des Haushalts und Beschlussfassung über den Haushalt und 

den Mitgliedsbeitrag 2010

7. Neuwahl des Vorstandes

8. Verschiedenes

9. Vortrag und Diskussion
mit Rechtsanwalt und Bundesminister a.D. Gerhart Baum:

Rechtspolitik gegen die Verfassung? Wo stehen wir nach dem 
Urteil des BVerfG zur Vorratsdatenspeicherung?

Im Anschluss an die Mitgliederversammlung sind alle Teilnehmer herzlich zu einem

kleinen Empfang eingeladen.

Der Vorstand
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Veranstaltungen des Berliner Anwaltsvereins
Anmeldungen: service@berliner-anwaltsverein.de

Datum / Ort / Gebühr Referent Thema

Mittwoch, 21.04.2010
18.30 Uhr
Ort: Littenstr. 11, 10179 Berlin
Anmeldung: 
ak-strafrecht@berliner-anwaltsverein.de

RA Dr. Malte Passarge
Vorstand des Instituts für
Compliance im Mittelstand

Arbeitskreis Strafrecht im Berliner Anwaltsverein:

Compliance
Was ist und wozu nützt uns Compliance?

Dienstag, 04.05. 2010
18.00 - 20.00 Uhr 
DAV Haus, Littenstraße 11, 10179 
Anmeldung: 
ak-mietrecht@berliner-anwaltsverein.de

Arbeitskreis Mietrecht und WEG 
im Berliner Anwaltsverein

Mittwoch, 05.05.2010
19.00 - 21.00 Uhr, DAV-Haus, Littenstr.
11, 10179 Berlin, EG
Anmeldung: 
ak-arbeit@berliner-anwaltsverein.de

RA’in Sabine Assmann
RA Markus W. Gülpen

Arbeitskreis Arbeitsrecht 
im Berliner Anwaltsverein:

Thema: Bühnenarbeitsrecht
Rechtsprechungsübersicht

Montag, 10.05.2010
18.00 - 20.00 Uhr
DAV-Haus, Littenstr. 11, 10179 Berlin 
Anmeldung: 
mail@berliner-anwaltsverein.de

Arbeitskreis Medizinrecht 
im Berliner Anwaltsverein:

Medizinische Sachverständigengutachten
im gerichtlichen Verfahren

Mittwoch, 19.05.2010
18.30 Uhr
Ort: Littenstr. 11, 10179 Berlin
Anmeldung: ak-strafrecht@berliner-an-
waltsverein.de

Dienstag, 20.04.2010
18.00 Uhr 
DAV-Haus, Littenstr. 11, 10179 Berlin
Anmeldung: 
telefonisch unter: (030) 726152188
oder per Mail: 
buchholz@anwaltverein.de

Arbeitskreis Strafrecht im Berliner Anwaltsverein:

11. DAV-Stellenbörse
Die Veranstaltung bietet Studierenden, Refe-
rendaren und Assessoren die Gelegenheit, mit
Kanzleien aus Berlin und Umgebung ins Ge-
spräch zu kommen und sich über die angebo-
tenen Anwaltsstellen, Anwaltsstationen und
Praktika zu informieren.
Bewerbungsunterlagen sind ggf. mitzubringen 

Donnerstag, 20.05.2010
18.00 – 20.00 Uhr
DAV-Haus, Littenstr. 11, 10179 Berlin
Mitglieder: 30,00 EUR zzgl. USt
Nichtmitglieder: 70,00 EUR zzgl. USt

VRiLG Heinz Hansens Richter- und Anwaltschaft im Dialog:

Aktuelle Rechtsprechung zu Gerichtskosten,
RVG und PKH

Dienstag, 11.05.2010
18.00 – 20.00 Uhr
DAV-Haus, Littenstr. 11, 10179 Berlin
Mitglieder: 30,00 EUR zzgl. USt
Nichtmitglieder: 70,00 EUR zzgl. USt

RiKG Dr. Gangolf Hess Richter- und Anwaltschaft im Dialog: 

Aktuelle Rechtsprechung des Kammer-
gerichts zum gewerblichen Rechtsschutz und
Urheberrecht

Die Teilnahmegebühren verstehen sich zuzüglich Umsatzsteuer. 

Anmeldung unter mail@berliner-anwaltsverein.de; Tel. (030) 251 38 46; Fax (030) 251 32 63
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Freitag, 04.06. – Samstag, 05.06.2010
Rechtsanwaltskammer Berlin, Litten-
straße 9, 10179 Berlin
Teilnahmegebühr: 680,00 EUR

Anmeldung (bis 25.05.2010): 
per Fax: 030-306931-99/  
E-Mail: info@rak-berlin.de

RA Dr. Wolf-Peter Groß, 
RA Michael Scheer

Der Weg zur „idealen“ kleinen 
Rechtsabteilung
- Ökonomischer Einsatz der „Ressource Recht“
im Unternehmen - 

Intensiv-Seminar für Syndikusanwälte in Koope-
ration von Rechtsanwaltskammer Berlin, Berliner
Anwaltsverein, Arbeitsgemeinschaft der Syndiku-
sanwälte im Deutschen Anwaltverein
und Christoph H.Vaagt und Partner

Montag, 14.06.2010
18.00 - 20.00 Uhr 
DAV-Haus, Littenstr. 11, 10179 Berlin
Anmeldung: 
mail@berliner-anwaltsverein.de

Arbeitskreis Medizinrecht im Berliner Anwaltsver-
ein:
Arzthaftungsrecht

Mittwoch, 02.06.2010
19.00 - 21.00 Uhr, DAV-Haus, Littenstr.
11, 10179 Berlin, EG 
Anmeldung: 
ak-arbeit@berliner-anwaltsverein.de

RA’in Sonja Boss
RA’in Jacqueline Piran

Arbeitskreis Arbeitsrecht 
im Berliner Anwaltsverein:

Thema: Scheinselbstständigkeit (Allgemeines
und Besonderheiten im Medienbereich)
Rechtsprechungsübersicht

Montag, 07.06.2010
18.00 – 20.00 Uhr
DAV-Haus, Littenstr. 11, 10179 Berlin
Mitglieder: 30,00 EUR zzgl. USt
Nichtmitglieder: 70,00 EUR zzgl. USt

Ri’inKG Heike Hennemann Richter- und Anwaltschaft im Dialog: 

Aktuelle Rechtsprechung des Kammerge-
richts zum Familienrecht

Mittwoch, 16.06.2010
18.30 Uhr
Ort: Littenstr. 11, 10179 Berlin
Anmeldung: 
ak-strafrecht@berliner-anwaltsverein.de

Arbeitskreis Strafrecht im Berliner Anwaltsverein:

Dienstag, 15.06.2010
18.00 – 20.00 Uhr
DAV-Haus, Littenstr. 11, 10179 Berlin
Mitglieder: 50,00 EUR zzgl. USt
Nichtmitglieder: 80,00 EUR zzgl. USt

RA Dr. Nicco Hahn Aktuelle Gestaltungsfragen bei der GbR
Alle Teilnehmer erhalten ein Exemplar der Neuer-
scheinung: Hahn, Verträge mit Erläuterungen –
Gesellschaft des Bürgerlichen Rechts, 
Beck Verlag 2009.

Dienstag, 01.06.2010
18.00 - 20.00 Uhr 
DAV Haus, Littenstraße 11, 10179 
Anmeldung: 
ak-mietrecht@berliner-anwaltsverein.de

Arbeitskreis Mietrecht und WEG
im Berliner Anwaltsverein

Freitag, 25.06. – Samstag, 26.06.2010 
Hotel Esplanade, Lützowufer 15, 
10785 Berlin-Tiergarten 
Mitglieder: 395,00 EUR zzgl. USt
Nichtmitglieder: 450,00 EUR zzgl. USt 
Anmeldung: Jenny Steger, 
Tel. 030 / 726153-126, Fax -111,
steger@anwaltakademie.de

Berliner Gespräche im Immobilienrecht 
Mieterinsolvenz – Aktuelle Rechtsprechung zum
WEG – Zwangsversteigerung – Erbschaftsteuer-
recht – Vertragsgestaltung – Mängelgewährlei-
stung beim Bauträgervertrag – Gewerbemiet-
recht – Immobilienfinanzierung in der Krise

Mittwoch, 30.06.2010
19.00 Uhr
Berliner Rathaus
Rathausstr. 15, Berlin-Mitte

u.a. 
Wolfgang Wieland, MdB

Der Einigungsvertrag - Juristische Folgen der
SED-Diktatur
Eine Veranstaltung des Berliner Landesbeauf-
tragten für die Stasi-Unterlagen und der Robert-
Havemann-Gesellschaft e.V. in Kooperation mit
dem Berliner Anwaltsverein e.V.
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wann?

Samstag, 12.06.2010 

15.00-19.00 Uhr

B E R L I N E R 

J U R I S T E N O R C H E S T E R

wir befinden uns im aufbau und suchen

mitglieder in allen instrumentengruppen

Wir treffen uns am Samstag, den 12.06.2010 15-19 Uhr im Ferenc-Friscay-Saal des RBB 

am Theodor-Heuss-Platz, Masurenallee 8-14, 14057 Berlin zu einer ersten Probe. Ge-

plant sind anschließend Projekt-Wochenenden mit Konzerten bei 

juristischen Veranstaltungen. Die Leitung hat der Dirigent Luis Celada aus Madrid.

Spielen Sie ein Instrument und haben Sie Interesse? Dann rufen Sie einfach

Frau Hellweg 0175/591 71 67 an oder schreiben Sie eine e-mail an jurior@gmx.de unter 

Angabe Ihrer Kontaktdaten, Instrument und Orchestererfahrung.   

wo?

Ferenc-Friscay-Saal/RBB

Theodor-Heuss-Platz

Masurenallee 8-14

14057 Berlin 

bei fragen:

Frau Hellweg

Tel: 0175/591 71 67 

e-mail: jurior@gmx.de 
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Änderungen der

Berufsordnung ab

01.07.2010

Die Satzungsversammlung hat auf ihrer

Sitzung am 06./07.11.2009 folgende

Beschlüsse gefasst.

1. § 6 Abs. 2 Satz 2 BORA erhält fol-
gende Fassung:

„Hinweise auf Mandate und Mandanten

sind nur zulässig, soweit der Mandant

ausdrücklich eingewilligt hat.“

2. § 10 Absatz 3 BORA wird als neuer
§ 10 Absatz 1 BORA wie folgt ge-
fasst:

„Der Rechtsanwalt hat auf Briefbögen

seine Kanzleianschrift anzugeben.

Werden mehrere Kanzleien, eine oder

mehrere Zweigstellen unterhalten, so ist

für jeden auf den Briefbögen Genann-

ten seine Kanzleianschrift (§ 31 BRAO)

anzugeben.“

Die bisherigen Absätze 1 und 2 des § 10

BORA werden in dieser Reihenfolge zu

Absatz 2 und 3. Der bisherige Absatz 4

bleibt unverändert.

3. In § 23 BORA werden die Worte
„und Fremdgelder“ gestrichen.

Die Bundesministerin der Justiz hat mit-

geteilt, dass sie keine Bedenken gegen

die Rechtsmäßigkeit hat, so dass die

Beschlüsse vom 06./07.11.2009 im Heft

2/2010 der BRAK-Mitteilungen veröf-

fentlicht werden und am 01.07.2010 in

Kraft treten.

Gleichstellung nichtehelicher Kinder

Bisher sind vor dem 1. Juli 1949 gebo-

rene nichteheliche Kinder im Erbrecht

ehelichen Kindern nicht vollständig

gleichgestellt. Der Europäische Ge-

richtshof für Menschenrechte (EGMR)

hat in einer Entscheidung vom 28.Mai

2009 festgestellt, dass dies gegen die

Europäische Konvention zum Schutz

der Menschenrechte und Grundfreihei-

ten (EMRK) verstößt und Deutschland

deshalb zu Entschädigungszahlungen

an ein betroffenes nichteheliches Kind

verpflichtet ist.

Ein Gesetzentwurf des BMJ will die Un-

gleichbehandlung, die bisher vom

BVerfG unter dem Gesichtspunkt des

Vertrauensschutzes für die Vaterfamilie

für verfassungsgemäß erklärt wurde,

nunmehr rückwirkend für Erbfälle nach

dem 28. Mai 2009 aufheben. Härtefällen

soll dadurch  begegnet werden, dass

das dadurch neu erbberechtigte Kind

im Verhältnis zur Ehefrau oder zum Le-

benspartner des Vaters nur Nacherbe

wird. 

Außerdem soll der Staat, sofern er Fis-

kalerbe wurde, verpflichtet sein, dem

nichtehelichen Kind den Wert des

Nachlasses zu erstatten.

Der Vorstand begrüßt den Gesetzent-

wurf als überfällig, befürwortet auch die

geplante Rückwirkung des Gesetzes

auf den 29. Mai 2009 , fordert aber die

Streichung der vorgesehenen Vor-

/Nacherbschaft. (im Volltext unter

www.rak-berlin.de unter Stellungnah-

men der RAK über den Service rechts).

Zusatzgebühr unbedenklich

Prozessfinanzierer werben damit, bei

übernommener Finanzierung dem be-

auftragten Rechtsanwalt eine Zusatzge-

bühr von 1.0 aus dem finanzierten

Streitwert zu zahlen. Der Vorstand hat

erörtert, ob dies im Hinblick auf die Un-

abhängigkeit des Anwalts bedenklich

sein könnte. Er könnte durch das Ver-

sprechen der Zusatzgebühr verleitet

werden, den Mandanten zu einer Pro-

zessfinanzierung zu überreden. 

Der Vorstand sieht diese Gefahr nicht

als real. Die Zusatzgebühr deckt viel-

mehr die Mehrarbeit ab, die durch zu-

sätzliche Stellungnahmen, Vorarbeiten

und Begutachtungen entsteht.

Haftungsfalle im Erbrecht droht
Rückwirkende Gleichstellung nichtehelicher Kinder

Das Bundesministerium der Justiz hat

Ende 2009 einen Referentenentwurf vor-

gelegt, durch den uneheliche Kinder, die

vor dem 01.07.1949 geboren wurden,

erbrechtlich den ehelichen Kindern

gleichgestellt werden sollen. Der Ent-

wurf folgt dabei der Entscheidung des

EGMR vom 28. Mai 2009 (FamRZ 2009,

1293-1294), die die bisherige Regelung

des Art. 12 § 10 Abs. 2 NEhelG als einen

Verstoß gegen das Diskriminierungsver-

bot des Art. 14 i.V.m. Art. 8 der Europäi-

schen Konvention zum Schutze der Men-

schenrechte und Grundfreiheiten ansah.

Nach dem vorliegenden Entwurf soll die

erbrechtliche Gleichstellung rückwirkend

ab dem 29. Mai 2009 in Kraft treten; das

nichteheliche Kind erhält ab diesem Zeit-

punkt ein gesetzliches Erbrecht nach sei-

nem Vater. Obwohl die Anwendungsfälle

infolge des sehr kleinen Kreises der Be-

troffenen gering sind, ist es zur Vermei-

dung von Regressfällen unumgänglich, in

der rechtsberatenden Tätigkeit diese Pla-

nungen des Gesetzgebers zu beachten.

Dies gilt insbesondere bei der Gestaltung

letztwilliger Verfügungen. Die Einzelheiten

des Referentenentwurfs können unter

www.bmj.bund.de (Pressemitteilungen

2009) nachgelesen werden. 

RA Dr. Marcus Mollnau, Vizepräsident

der Rechtsanwaltskammer Berlin

TOP im…
Vorstand am 10. März 2010 
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Elternrechte im Jugendgerichtsverfahren
Recht der Eltern auf uneingeschränkten und unüberwachten Besuch des Jugendlichen im Untersuchungshaftvollzug

Von Rechtsanwältin Ulrike Zecher

Obwohl das Jugendgerichtsgesetz (JGG)

Eltern eines jugendlichen Beschuldigten

(14 - 18 Jahre alt) eine starke Rechtspo-

sition im Jugendstrafverfahren einräumt,

nutzen sie diese selten. Ein Grund liegt

sicherlich auch darin, dass ihnen Polizei,

Staatsanwaltschaft und die Gerichte

nicht vermitteln, welche positiven Aus-

wirkungen die Wahrnehmung ihrer Betei-

ligungsrechte in der Praxis zugunsten ih-

res Kindes haben können. Zudem hat es

den Anschein, als ob den Gerichten die

Reichweite des von Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG

geschützten Verantwortungsbereichs

der Eltern, die Rechte ihrer Kinder dem

Staat oder Dritten gegenüber zu schüt-

zen, nicht bewusst ist. 

Das Bundesverfassungsgericht stellt in

seinem Urteil vom 16.01.2003 (BVerfGE

107, 104 - 133 = FamRZ 2003, 296 - 303

= StraFO 2003, 84 - 88) klipp und klar

fest, dass das elterliche Recht zur Wahr-

nehmung der Schutz- und Beistands-

funktion für das Kind das Recht ein-

schließt, im Jugendstrafverfahren eigene

Erziehungsvorstellungen geltend zu ma-

chen. Konsequenterweise leitet es dar-

aus ab, dass zur Erziehung auch gehört,

wie sich der Jugendliche auf den gegen

ihn erhobenen Vorwurf einlässt und mit

welchen, im Rahmen des JGG und der

StPO vorgesehenen, Mitteln er diesen zu

entkräften versucht. Diese Rechte gelten

sowohl für die Hauptverhandlung als

auch für das Ermittlungs- und Zwi-

schenverfahren. So postuliert das Bun-

desverfassungsgericht ausdrücklich „von

Verfassungs wegen die Notwendigkeit

der frühzeitigen Beteiligung von Eltern im

Jugendstrafverfahren“ (BVerfGE, aaO, 2.

LS).

Dies kann nicht anders verstanden wer-

den, als dass bei einem Jugendlichen,

gegen den Untersuchungshaft vollstreckt

wird, den Eltern die Möglichkeit ein-

zuräumen ist, sich jederzeit alleine oder

zusammen mit der Verteidigerin mit dem

Jugendlichen zu besprechen, und zwar

ohne die übliche Gesprächsüberwa-

chung. Dem entspricht das Recht des

Jugendlichen, sich jederzeit mit seinen

Eltern vertraulich beraten zu können. 

Jüngst hat in dem Verfahren gegen einen

Jugendlichen und einen Heranwachsen-

den, das unter ihren Vornamen "Rigo &

Yunus" in der Öffentlichkeit bekannt ge-

worden ist, die Vorsitzende der Jugend-

strafkammer auf Antrag der Verteidigerin

dem Rechnung getragen und einen Be-

schluss gefasst, der es den Eltern gestat-

tete, ihren inhaftierten Sohn ohne zeitli-

che Begrenzung sowohl alleine als auch

im Beisein der Verteidigerin aufzusu-

chen. Außerdem wurde ausdrücklich be-

stimmt, dass das Recht des Angeklag-

ten, die Eltern zu den regulären Sprech-

zeiten als Besucher zu empfangen, da-

von unberührt bleibe. 

Dieser Beschluss sorgte in der JVA für

helle Aufregung. "Sowas", wurde der

Verteidigerin zunächst entgegengehal-

ten, habe es noch nie gegeben. Auf so-

fortigen telefonischen Zuruf des Teilan-

staltsleiters schränkte die Vorsitzende

diesen Beschluss durch einen weiteren

Beschluss dahingehend ein, dass die

Gespräche der Eltern mit ihrem inhaftier-

ten Sohn "nur im Rahmen des von der

Haftanstalt organisatorisch Leistbaren

gestattet werden können". Auch wurde

"präzisiert", dass die gestatteten Ge-

spräche "lediglich von der inhaltlichen,

nicht jedoch von der visuellen Kontrolle

befreit sind". Auf den Protest der Vertei-

digerin hin wurde das "Leistbare" ermög-

licht durch einen weiteren Beschluss, in

dem es heißt, "dass bei den genehmig-

ten unüberwachten Gesprächen des An-

geklagten mit seinen gesetzlichen Vertre-

tern die Anwesenheit eines Bediensteten

der Haftanstalt nicht erforderlich ist". Be-

züglich des "Organisatorischen"  einigte

man sich auf eine vorherige Anmeldung

der Besuche, im Übrigen sollten sie - bis

auf die übliche Einlasskontrolle der Eltern

- ohne Beschränkungen stattfinden. Die

daraufhin möglich gewordenen vertrauli-

chen Besprechungen sowohl der Eltern

mit ihrem Sohn alleine als auch im Bei-

sein der Verteidigerin, haben das Eltern-

Kind-Verhältnis gestärkt und zur Erhal-

tung der Stabilität des Jugendlichen un-

ter den einschneidenden Bedingungen

des Untersuchungshaftvollzuges und zu

dem später erfolgten Freispruch beige-

tragen.

Den Eltern steht m. E. für die Haftbesu-

che eine Entschädigung in entspre-

chender Anwendung der Vorschriften

über die Zeugenentschädigung nach

dem JVEG zu. Zwar normiert § 50 Abs.

2 JGG lediglich die Anwendung dieser

Vorschriften für die Anwesenheit in der

Hauptverhandlung. Für die Ausübung

des verfassungsrechtlich geschützten

Elternrechtes außerhalb der Hauptver-

handlung kann jedoch nichts anderes

gelten. Als Entschädigung sieht das

JVEG vor Fahrtkostenersatz, Entschädi-

gung für Aufwand, z. B. Tage- und

Übernachtungsgeld, Ersatz für sonstige

Aufwendungen, z. B. notwendige Ver-

tretungen und notwendige Begleitper-

sonen, Entschädigung für Zeitversäum-

nis, für Nachteile bei der Haushalts-

führung sowie für Verdienstausfall. 

Rechtsanwältin Ulrike Zecher ist Fach-

anwältin für Strafrecht und Familien-

recht und seit 2003 im Vorstand der

Rechtsanwaltskammer Berlin
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Der erste Teil der Veranstaltungsreihe

der Rechtsanwaltsakammer zu “20

Jahre Wiedervereinigung - 20 Jahre

vereinte Anwaltschaft” findet statt am

Mittwoch, 28. April 2010 um 19 Uhr
im Saal 1502 (1. Etage) im Amtsgericht

Mitte in der Littenstraße 12 - 17. Das

Thema: “Vom Kollegium der Rechts-
anwälte zur Rechtsanwaltskammer
- Die anwaltliche Berufsorganisation
der DDR und die Wiedervereinigung
der Berliner Anwaltschaft.”

Es referieren und diskutieren: 

RA Dr. Friedrich Wolff,
Gründungsmitglied des Kollegiums

der Rechtsanwälte Berlin und dessen

Vorsitzender von 1954 bis 1970; 1984

bis 1988 und 1990 bis zur Auflösung

Vorsitzender des Rates der Vorsitzen-

den der Kollegien der DDR.

RA u. Notar a.D. Dr. Bernhard Dom-
bek, zwischen 1989 und 1999 Präsi-

dent der RAK Berlin, von 1999 bis

2007 Präsident der BRAK.

RA Dr. Marcus Mollnau,                
1989 - 1993 Studium der Rechtswis-

senschaften in Halle (Saale) und Berlin,

seit 1996 Rechtsanwalt in Berlin, seit

2009 Vizepräsident der RAK Berlin.

Um Anmeldung zu dieser Veranstal-
tung bis zum 22.04.2010 (per Fax an

030 - 306 931 99 oder per Email an

info@rak-berlin.de) wird gebeten. Ein

Anmeldeformular und das Programm

der beiden weiteren Veranstaltungen

am 09.06.2010 (“Rechtsanwälte und
Notare in der DDR - Berufsalltag
und Erlebnisse aus der
Wendezeit”)und im Herbst 2010 (“In-
nen- und Außenansichten zur
Rechtsanwaltschaft in der DDR -
Zeitzeugen im Gespräch”) - der ge-

naue Termin steht noch nicht fest - fin-

den sich unter www.rak-berlin.de unter

Aktuelles/ Nachricht vom 13.04.2010

und im Kammerton März 2010, S.78.

Im Beschluss vom 11.11.2009 (Berliner

Anwaltsblatt 2009, 458) leitet die

Rechtsanwaltskammer die Pflicht eines

Rechtsanwalts zum Tragen der Robe al-

lein daraus ab, dass es der Übung ent-

spricht. 

Daher kann ich den Kollegen Eisenberg

verstehen, der sich gegen eine

„Zwangsberobung“ zu Wehr setzt (In-

terview im Berliner Anwaltsblatt

12/2009). Ich kann auch den Kollegen

Dr. Heinrichs verstehen, der das Tragen

der Robe nur noch als eine lieb gewor-

dene Gewohnheit älterer Kollegen be-

trachtet (Leserbrief im Berliner Anwalts-

blatt 1-2/2010).

Diese Diskussion geht meines Erach-

tens an der Sache vorbei. Der Vorstand

hat zu Recht darauf hingewiesen, dass

die Robe Privileg des Rechtsanwalts ist

und im Gegensatz zu anderen Rechts-

dienstleistern seine Stellung als Organ

der Rechtspflege unterstreicht. 

Wir sollten uns deutlich machen, dass

das Tragen einer Robe einen tieferen

Sinn hat. 

Seit Jahrtausenden macht die Kleidung

eines Funktionsträgers, sei es ein Prie-

ster, ein Krieger oder - in neuerer Zeit -

ein Rechtsanwalt, deutlich, dass es sich

nicht um den Alltagsmenschen mit sei-

nen persönlichen Motiven handelt, son-

dern um einen Menschen, der berufen

ist, einem höheren Ziel zu dienen. 

Die einheitliche Amtstracht der Organe

der Rechtspflege signalisiert, dass es

nicht um einen Kaffeeklatsch geht, son-

dern darum, eine gerechte Lösung zu

finden mit dem Ziel, die Selbstjustiz des

Stärkeren zu verhindern und durch eine

hohe Akzeptanz der gefundenen Lö-

sung ein friedliches Zusammenleben

unter den Menschen zu fördern.

Dass Rechtsanwälte kein Urteil spre-

chen dürfen, ist nicht Ausdruck ihrer

Ohnmacht, sondern beruht auf ihrer

speziellen Funktion. Sie haben die

Macht, zäh zu prozessieren, die anderen

Organe der Rechtspflege zu kontrollie-

ren und gegebenenfalls Rechtsmittel

einzulegen. Bei Verdacht der Parteilich-

keit können sie den entsprechenden

Richter wegen Befangenheit ablehnen,

ihm also seine Funktion als Organ der

Rechtspflege absprechen. Sie können

im Gegensatz zum Richter in die näch-

ste Instanz gehen und seine Entschei-

dung überprüfen und kassieren lassen,

wenn sie von ihnen als nicht mit dem

Recht vereinbar angesehen wird. Damit

verhandeln sie auf gleicher Augenhöhe

mit den anderen Organen der Rechts-

pflege. 

Nach allem haben Rechtsanwälte als

unabhängige Organe der Rechtspflege

die herausragende Rolle, sich für die

rechtlichen Interessen ihrer Mandanten

einzusetzen. Wie weit das gehen kann,

hat Hans Litten demonstriert: Als Vertei-

diger und Robenträger zwang er Hitler in

den Zeugenstand und stellte ihn vor aller

Öffentlichkeit bloß, indem er die Un-

rechtmäßigkeit seiner Ziele offenbarte.

Daher kann ich dem Kollegen Eisenberg

nicht beipflichten, die Robe verschleiere

die Ohnmacht des Rechtsanwalts. Im

Gegenteil: Ohne Robe degradiert sich

der Rechtsanwalt zum Privatmann, der

Gefahr läuft, seine Tätigkeit auf reinen

Gelderwerb reduzieren. 

Vor diesem Hintergrund betrachte ich

es als Ehre und Verpflichtung, die Robe

zu tragen, unabhängig davon, ob sie mir

vorgeschrieben wird.

Und ich bin stolz darauf, dass die

Rechtsanwälte bis heute unbequem

und daher von der Obrigkeit nicht gelit-

ten sind. Sie werden nicht nur in tota-

litären Staaten verfolgt, sondern haben

auch im eigenen Lande einen schweren

Stand, sowohl wirtschaftlich, als auch

inhaltlich, etwa durch immer weitere Be-

schneidung der Rechtsmittel und Ver-

komplizierung der Rechtsvorschriften

durch eitle Ministerialbürokraten.

Die Robe – Ausdruck der Würde des Rechtsanwalts

Diskussionsbeitrag von Rechtsanwalt Norbert Maes

20 Jahre 
vereinte Anwaltschaft

AW 4-10 Umbruch 1  14.04.2010  15:17 Uhr  Seite 130



Kammerton

Berliner Anwaltsblatt 4/2010 127

Zahl der Rechtsanwälte steigt langsamer
Presseerklärung der Bundesrechtsanwaltskammer vom 19.03.2010

Beiträge zur 
Haftpflichtversicherung

als Arbeitslohn

Unterlassungsverpflichtungen

Herr Jürgen Stagneth hat sich in einer

Unterlassungsverpflichtungserklärung

gegenüber der Rechtsanwaltskammer

Berlin verpflichtet, 

es zu unterlassen, als Rechtsanwalt

aufzutreten, solange nicht die Zulas-

sung zur Rechtsanwaltschaft erfolgt ist. 

Herr Hasan Ak hat sich gegenüber der

RAK Berlin dazu verpflichtet,

es zu unterlassen, als Rechtsanwalt

aufzutreten, solange nicht die Zulas-

sung zur Rechtsanwaltschaft erfolgt ist,

sowie mit der Bezeichnung “Kanzlei

Spezialisiert auf Verkehrsrecht” und

“Kukuk Ofisi” zu werben.

Rechtsanwaltskammer Berlin
Hans-Litten-Haus

Littenstraße 9, 10179 Berlin

Tel. 306 931 - 0 Fax: 306 931 - 99

www.rak-berlin.de

E-Mail: info@rak-berlin.de

Berliner Grundbuchämter

ziehen um

Seit dem 22. Februar 2010 ist das

Amtsgericht Charlottenburg wieder das

Grundbuchamt für seinen Gerichtsbe-

zirk Charlottenburg-Wilmersdorf. Bis-

lang war das Amtsgericht Schöneberg,

Zweigstelle Lichterfelde, auch für das

Grundbuch von Charlottenburg-Wil-

mersdorf zuständig.

Der Umzug war Auftakt einer Reihe von

weiteren Umzügen der Berliner Grund-

buchämter in diesem Jahr. Nähere In-

formationen zu diesen Änderungen ste-

hen unter 

www.berlin.de/sen/justiz/grundbuch-

portal/index.html

Nach der Rechtsprechung der Finanz-

gerichte (FG Nürnberg, Urteil vom

0.05.2006, Az.: VI 200/2005; BFH, Urteil

vom 26.07.2007, Az.: VI R 64/06; FG

Baden-Württemberg, Urteil vom

18.12.2008, Az.: 13 K 2508/09) stellt die

Übernahme der Beiträge zur Berufs-

haftpflichtversicherung eines angestell-

ten Rechtsanwalts durch den Arbeitge-

ber steuerpflichtigen Arbeitslohn dar. 

Aufgrund der gesetzlichen Verpflich-

tung des angestellten Rechtsanwalts

zum Abschluss einer Berufshaftpflicht-

versicherung (§ 51 BRAO), erfolge die

Übernahme der Haftpflichtversiche-

rungsbeiträge nicht nur im eigenbe-

trieblichen Interesse des Arbeitgebers,

sondern auch im Interesse des Anwalts,

selbst wenn die Versicherungssumme

über die Mindestversicherungssumme

nach § 51 Abs.4 BRAO hinausgehe.

Damit zählen diese Beiträge zu den Ein-

künften aus nichtselbstständiger Arbeit. 

Der Bundesfinanzhof hat mit Beschluss

vom 06.05.2009 (VI B 4/09) eine Nicht-

zulassungsbeschwerde gegen die o.a.

Entscheidung des FG Baden-Württem-

berg mit der Begründung zurückgewie-

sen, dass die Rechtsfrage geklärt sei.

Die Rechtsanwaltskammer Berlin weist

auf diese Entscheidungen hin, da die

Rechtsprechung trotz ihrer Bedeutung

für viele Kammermitglieder oft nicht be-

kannt ist und die Finanzverwaltung bei

Betriebsprüfungen von Rechtsanwalts-

kanzleien auf unversteuerte Übernah-

men von Haftpflichtversicherungs-

beiträgen achtet.

Insgesamt 153.251 Rechtsanwälte und

Rechtsanwältinnen waren zum 1.1.2010

in der Bundesrepublik zugelassen, das

sind 1,91 % mehr als im Vorjahr. Damit

hat sich die Zunahme der Anwaltszah-

len wie schon in den letzten Jahren wei-

ter verlangsamt.

Die höchste Mitgliederzahl verzeichnet

weiterhin die RAK München mit 19.186

(Zuwachs 3,55 %), gefolgt von der RAK

Frankfurt mit 17.080, der RAK Hamm

mit 13.414 und der RAK Berlin mit

12.429. Einen Zuwachs von über 3 %

hat neben der RAK München nur die

RAK Stuttgart (3,22 %). Acht Kammern

legten um mehr als 2 % zu, darunter die

RAK Berlin mit 2,83%. Bereits zwei

Kammern müssen dagegen einen leich-

ten Rückgang hinnehmen (RAK Meck-

lenburg-Vorpommern, RAK Sachsen-

Anhalt). Die Anzahl der Rechtsanwältin-

nen ist im Vergleich zum Vorjahr um

3,55 % angestiegen, insgesamt gibt es

48.393 Rechtsanwältinnen im Bundes-

gebiet (31,58%; in Berlin: 31,7%).  

Bemerkenswert ist die Steigerung der

Fachanwaltszahlen. Für alle 20 beste-

henden Fachanwaltschaften wurden bis

zum 1.1.2010 insgesamt 38.745 Fach-

anwaltstitel verliehen. Das sind 7,87 %

mehr als ein Jahr zuvor.  

"In diesen Fachanwaltszahlen schlägt

sich nicht zuletzt das ständig wach-

sende Qualitätsbewußtsein der deut-

schen Anwaltschaft nieder", erläutert

Axel C. Filges. "Die fortschreitende Ver-

rechtlichung unseres Alltags erfordert

mehr und mehr spezialisierte hochkom-

petente anwaltliche Beratung. Da die

gesetzlich vorgeschriebene regel-

mäßige Fortbildung der Fachanwälte

streng durch die Rechtsanwaltskam-

mern kontrolliert wird, bleibt gewährlei-

stet, dass dieser besondere Beratungs-

bedarf auch weiterhin gedeckt wird."  

Stärkste Fachanwaltschaft ist die Fach-

anwaltschaft für Arbeitsrecht (8.368),

gefolgt von der Fachanwaltschaft für Fa-

milienrecht (8.098), der Fachanwalt-

schaft für Steuerrecht (4.463), der Fach-

anwaltschaft für Verkehrsrecht (2.420)

und der Fachanwaltschaft für Strafrecht

(2.414). Die neue Möglichkeit, drei Fach-

anwaltstitel zu führen, wurde bisher von

87 Rechtsanwälten und Rechtsanwältin-

nen genutzt. Zwei Fachanwaltstitel ha-

ben bundesweit 5.440 Rechtsanwälte

und Rechtsanwältinnen erworben.
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Effektives Selbstmanagement durch Coaching
Interview mit Frau RAin Christiane Huismans, Personal + Business Coach, 

die am 3. Juni 2010 die neue Fortbildungsveranstaltung der Rechtsanwaltskammer Berlin leitet

Frage: Frau  Huismans, Sie bieten am
03.06.2010 für die RAK Berlin ein Se-
minar mit dem Titel „Coaching für
Rechtsanwälte und Rechtsanwältin-
nen“ an.  Wann ist Coaching für eine
Anwältin oder einen Anwalt sinnvoll?

RAin Huismans:

Die Anforderungen an die anwaltliche

Tätigkeit sind in den vergangenen Jah-

ren kontinuierlich weiter gestiegen. Das

Rechtssystem wird immer komplexer,

der Wettbewerb stärker und der Zeit-

druck höher. Diesen Herausforderungen

können Anwälte und Kanzleien nur ge-

recht werden, wenn sie über effiziente

Arbeitsstrukturen verfügen und jeder

Anwalt dauerhaft hoch motiviert ist. Wir

Anwälte können unsere Tätigkeit in vie-

lerlei Hinsicht optimieren und so unsere

beruflichen Ergebnisse und zugleich un-

sere persönliche Zufriedenheit im Beruf

steigern. 

Die persönliche Zufriedenheit ist eine

zentrale Voraussetzung für die individu-

elle Leistungsfähigkeit jedes Anwalts

und für den Erfolg einer jeden Kanzlei.

Bislang ist Coaching überwiegend ein

Thema in internationalen Großkanzleien.

Es gibt aber auch in vielen kleineren und

mittelgroßen Kanzleien Optimierungs-

möglichkeiten. Im üblichen anwaltlichen

Arbeitsalltag geht die Beschäftigung mit

Themen dieser Art häufig unter. Als An-

wältin kenne ich viele dieser Probleme

und kann daher gemeinsam mit den Kli-

enten individuell passgenaue Lösungs-

möglichkeiten erarbeiten.

Wo setzt ein Coaching für Anwälte
konkret an?

Im Mittelpunkt stehen immer die kon-

krete Situation und der persönliche Be-

darf eines Anwalts/einer Anwältin. Ein

zentrales Thema ist häufig, wie der ei-

gene Erfolg gesteigert und höhere Um-

sätze generiert werden können. Ge-

meinsam mit seinem Coach kann der

Anwalt an der Verbesserung seines Auf-

tretens gegenüber Dritten arbeiten und

z.B. bislang ungenutzte individuelle Ak-

quisemöglichkeiten herausarbeiten.

Auch ein effektiveres Selbstmanage-

ment und ein individuell angemessener

Umgang mit der hohen Arbeitsbela-

stung sowie die Life-Balance sind im-

mer wieder wichtige Themen im Coa-

ching.

Der Coaching Prozess lebt ganz we-

sentlich davon, dass der Coach durch

offene Fragestellungen dem Klienten er-

möglicht, eine Distanz zur aktuellen Si-

tuation herzustellen und dadurch zu der

für ihn passenden

Lösung zu kommen.

Was bieten Sie in
Ihrem Seminar an?

Das Seminar setzt

bei den sogenannten

weichen Erfolgsfak-

toren an, deren Rele-

vanz häufig unter-

schätzt wird oder

über die sich viele

Anwälte schlicht im

Unklaren sind. Wir

befassen uns u.a. mit

der Fragestellung,

was die Kolleginnen

und Kollegen bei der

Berufsausübung und in ihrem Leben

motiviert und ihnen wichtig ist. Es liegt

auf der Hand, dass hierbei in einem

Gruppenseminar, deren Teilnehmer sich

nicht oder möglicherweise nur aus einer

Wettbewerbssituation kennen, höchst-

persönliche Anliegen keine Rolle spielen

können und sollen. Im weiteren be-

schäftigen wir uns mit der Frage, inwie-

weit diese Parameter bereits erfüllt sind,

welcher Erfüllungsgrad in der Zukunft

angestrebt wird und welche Möglichkei-

ten zur Umsetzung bestehen. Die Teil-

nehmer bekommen eine Anleitung mit

auf den Weg, wie sie für sich persönlich

diese Erst-Analyse durchführen können.  

Dieses Seminar richtet sich speziell an

derzeitige oder zukünftige Partner in

kleinen oder mittelständischen Kanz-

leien, da die Frage nach dem „Was

möchte ich, was kann ich persönlich lei-

sten und wo möchte ich hin?“ hier als

Grundlage für alles weitere besonders

wichtig ist. 

Fragen: RA Benno Schick

Informationen zum Programm und zur

Anmeldung finden Sie rechts.

Rechtsanwältin Christiane Huismans

Foto: Guido Karp
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Veranstaltungen der Rechtsanwaltskammer Berlin 
Veranstaltungsorte: RAK ist angegeben, wenn das Seminar in der 4. Etage der Rechtsanwaltskammer, Littenstr. 9, 10179 Berlin, stattfindet.

Die Anmeldeunterlagen finden sich unter www.rak-berlin.de in Aktuelles/Termine. In der 2. Jahreshälfte 2010 findet weiterhin statt:  

Die dienstliche Beurteilung und personelle Auswahlentscheidung im Dienstrecht am 24.09., Kommunikation und Rhetorik für Mitarbeiter
und Aufbauworkshop Kommunikation am 29.10., Seminar zum Personalvertretungsrecht am 26.11. Ausgebucht sind die Seminare RVG

2010 am 30.04.2010 und Aktuelle Entwicklungen im Individualarbeitsrecht am 04.05.2010. 

Termin/ Ort/ Gebühr Dozentin/Dozent Thema

Zwangsvollstreckungspraxis
Mit oder ohne Sicherheitsleistung / Sicherungsvollstreckung / Vollstreckungs-

hindernisse / Organe der Zwangsvollstreckung / Vollstreckung wegen einer

Geldforderung / Vollstreckung wegen anderer Ansprüche als Geldforderungen

u.a.

Monika Wiesner,
geprüfte Bürovorste-
herin im Rechtsan-
walts- und Notarfach

Freitag, 23.04.2010,
13.00 - 18.00 Uhr, RAK

40,- €, Überweisung:

Zwangsvollstreckungs-

recht am 23.04.2010

Die neue HOAI 
Wesentliche Änderungen; Werdegang der HOAI; Neue Struktur der HOAI; An-

wendungsbereich der HOAI: Inländer-HOAI ; Inkrafttreten und Folgen; Die Ho-

norarabrechnung nach HOAI 2009

RA Dr. Bernhard von
Kiedrowski, Berlin

Gem. § 15 FAO für Bau-

u. Architektenrecht

Freitag, 07.05.2010, 

14 - 18 Uhr, RAK Berlin

40,- €, Üwsg: HOAI-

Seminar am 07.05.10

Die steuerlichen Belange einer Rechtsanwaltskanzlei für Berufsanfänger

Teil 1 am 31.05.2010: Die Umsatzsteuer: (StB Ahrens)

Teil 2 am 07.06.2010: Finanzbuchhaltung und Ertragssteuer (StBin Seyerlein-

Busch, RA und StB Ellermann)

RA Nobert Eller-
mann, Björn Ahrens,
Christine Seyerlein-
Busch, alle Steuerbe-

rater

Montags, 31.05.10
und 07.06.10 jew. 

14 - 18 h, RAK, 50,- €

(insges.), Überweisung:

Steuerl. Belange ab

31.05.2010

Der Rechtsanwalt, der Mandant und sein Rechtschutzversicherer
Die Begründung und Abwicklung eines Mandatsverhältnisses unter besonderer

Berücksichtigung der Beteiligung eines Rechtsschutzversicherers auf Seiten

des Auftraggebers (Eine Orientierung für Berufsanfänger).

RAuN Wolfgang 
Gustavus und 

RA Michael Rudnicki,
Vorstandsmitglieder

der Rechtsanwalts-

kammer Berlin

Mittwoch, 02.06.2010,
14 - 18 Uhr, RAK, 

40,- €, Überweisung:

RA, Mandant und

Rechtsschutzversiche-

rung am 02.06.2010

Intensivseminar für Syndikusanwälte
Der Syndikusanwalt wird durch dieses Seminar – und insbesondere auch durch

den fachlichen Austausch mit Kollegen – in die Lage versetzt, Optimierungspo-

tentiale zu erkennen und den Einsatz der Ressource Recht ökonomischer und

effektiver zu gestalten.

RA Dr. Wolf-Peter
Groß, Vaagt und Part-

ner, München; 

RA Michael Scheer,
Arb.gem. der Syndi-

kusanwälte im DAV.

Do., 03.06, 18 Uhr bis
Sa., 05.06.2010, 16.30
Uhr, RAK, 680,- € inkl.

Essen, Kunstführung etc.,

Überweisung: Syndikus-

anwälte ab 03.06.2010

Haftungsrecht der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte
Update! 

Aktuelle Rechtsprechung zum Haftungsrecht der Rechtsanwälte.

Haftungsbeschränkung des Einzelmandats

RA Dr. Christian
Köhler, Berlin

Dienstag, 08.06.2010,
16 - 19 Uhr, RAK, 

30,- €; Überweisung:

Haftungsrecht 08.06.10

Einführung in das und aktuelle Rechtsprechung zum privaten Bankrecht
2010 - Darlehen, Bürgschaft, Zahlungsverkehr
Punktuell vertieft werden nach den jeweils aktuellen Bedürfnissen der Praxis

das Recht des (Verbraucher-) Darlehens, das Bürgschaftsrecht und die Rechts-

probleme des Zahlungsverkehrs.

(05.11. 10: Seminar zum privaten Bankrecht, Anmeldung siehe o.a. Website)

Richter am Landge-
richt Dr. Bernhard
Dietrich, Berlin

Gem. § 15 FAO für Bank-

und Kapitalmarktrecht

Freitag, 17.09.2010,
13.30 - 18.30 Uhr, beim

DAI, Voltairestr. 1, An-

meldg. über RAK, 50,- €;

Überweisung: Einführung

Bankrecht am 17.09.10

Italienisch in der Anwaltskanzlei (Max. 15 Teilnehmer): Der Italienischkurs

richtet sich an alle RAinnen und RAe, die Kontakt mit italienischen Mandanten

bereits haben oder in der Zukunft aufnehmen wollen. Der Kurs umfasst die erfor-

derlichen sprachlichen Grundlagen für die Mandatsannahme und –betreuung. 

RAin Dott. Francesca
Rosati , Fiedler, Zmija

und Partner, Berlin

Dienstags, 11.05. und
18.05.2010, 14 - 18 h.

RAK, 50,- € (insg.), Üwsg:

Italienisch ab 11.05.2010

Coaching für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 
Dieses Seminar richtet sich speziell an derzeitige und zukünftige Partner in klei-

nen und mittelständischen Kanzleien. Der Schwerpunkt liegt auf der Hebung

des Potenzials durch Verbesserung der eigenen Positionierung mit Blick auf die

gemeinsamen Bedürfnisse und Erwartungen der (zukünftigen) Partner.

RAin Christiane Huis-
mans, Personal and

Business Coach

Donnerstag, 03.06.10,
14 - 18 Uhr, RAK, 

90,- €; Überweisung:

Coaching am

3.06.2010
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1. Fortbildungsveranstaltungen in
Kooperation mit dem DAI
mit Nachweis zur Vorlage nach 

§ 15 FAO -

Fachinstitut für Insolvenzrecht

Titel: Restschuldbefreiung
im Verbraucher- und
Regelinsolvenz-
verfahren

Termin: 21.05.2010, 

14.00 - 19.30 Uhr

Tagungsort: Berlin, 

DAI-Ausbildungscenter

Berlin

Referent: Dr. Gerhard Pape,

Richter am BGH 

Kostenbeitrag: 260,00 €

Zeitstunden: 5 

Fachinstitut für 
Bau- und Architektenrecht

Titel: Ausgewählte
Problemfelder des pri-
vaten Baurechts 

Termine: 28.05.2010, 

9.00 - 17.00 Uhr

29.05.2010, 

9.00 - 12.30 Uhr

Tagungsort: Berlin, 

DAI-Ausbildungscenter 

Referent: RA Dr. Bernhard 

von Kiedrowski 

Kostenbeitrag: 310,00 €

Zeitstunden: 10

Fachinstitut für Erbrecht und 
Fachinstitut für Steuerrecht

Titel: Die Erbschaftsteuer
im erbrechtlichen
Mandat

Termin: 04.06.2010, 

14.00 - 19.30 Uhr

Tagungsort: Berlin, 

DAI-Ausbildungscenter 

Referent: RA Dr. Klaus Walpert,

Bonn

Kostenbeitrag: 215,00 €

Zeitstunden: 5 

Fachinstitut für Familienrecht 

Titel: Gebührenoptimierung
in Familiensachen -
Streitwerte und 
Gebühren nach 
neuem Familienrecht -

Termin: 12.06.2010, 

9.00 - 14.45 Uhr

Tagungsort: Berlin, 

DAI-Ausbildungscenter 

Referentin: Dr. Monika Keske, 

Direktorin 

des AG Bad Urach

Kostenbeitrag: 195,00 €

Zeitstunden: 5 

Fachinstitut für 
Bau- u. Architektenrecht

Titel: Vergaberecht Aktuell:
Besonderheiten der
neuen VOB/A und
SektVO und effektive
Strategien bei 
verzögerter Auftrags-
vergabe 

Termin: 04.09.2010, 

9.00 - 14.45 Uhr

Tagungsort: Berlin, 

DAI-Ausbildungscenter 

Referent: RA Prof. Dr. 

Ralf Leinemann, 

FA für Bau- u. Architek-

tenrecht, Berlin

Kostenbeitrag: 205,00 €

Zeitstunden: 5 

Fachinstitut für Kanzleimanagement

Titel: RVG Aktuell, - 
Prozesstaktik nach
gebührenrechtlichen
Aspekten - 

Termin: 10.09.2010, 

14.00 - 19.30 Uhr

Tagungsort: Potsdam, 

Seminaris SeeHotel  

Referentin: Rechtsfachwirtin 

Sabine Jungbauer,

München 

Kostenbeitrag: 105,00 €

Fachinstitut für Verwaltungsrecht

Titel: Das anwaltliche 
Mandat im Hoch-
schul- u. Prüfungs-
recht

Termin: 30.09. - 01.10.2010

Do. 15.00 - 19.15 Uhr,

Fr. 9.00 - 16.15 Uhr

Tagungsort: Berlin, 

DAI-Ausbildungscenter 

Referent: RA Dr. 

Christian Birnbaum , 

FA für Verwaltungs- u.

Arbeitsrecht, Köln 

Kostenbeitrag: 335,00 €

Zeitstunden: 10

Fachinstitut für Medizinrecht 

Titel: Aktuelle Recht-
sprechung zum 
Arzthaftungsrecht 

Termin: 15.10.2010, 

14.00 - 19.30 Uhr

Tagungsort: Berlin, 

DAI-Ausbildungscenter 

Referent: Wolfgang Frahm, 

Vors. Richter 

am OLG, Schleswig 

Kostenbeitrag: 205,00 €

Zeitstunden: 5
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Fachinstitut für Familienrecht 

Titel: Aktuelle Entwicklung
in Familiensachen im
Bezirk des OLG Bran-
denburg

Termin: 29.10.2010, 

14.00 - 19.30 Uhr

Tagungsort: Brandenburg a.d.H.,

Fachhochschule 

Referent: Jens Gutjahr, 

Richter am OLG  

Kostenbeitrag: 185,00 €

Zeitstunden: 5

Fachinstitut für Strafrecht 

Titel: „Gebühren-
optimierung in 
Straf- u. OWi-Sachen“  

Termin: 04.11.2010, 

14.00 - 19.30 Uhr

Tagungsort: Berlin, 

DAI-Ausbildungscenter 

Referentin: RAin Gesine Reisert,

FAin für Straf- u. 

Verkehrsrecht, Berlin

Kostenbeitrag: 175,00 €

Zeitstunden: 5

Fachinstitut für Strafrecht und 
Fachinstitut für Verkehrsrecht

Titel: „Aktuelle Entwicklung
in Verkehrsstraf- u.
Bußgeldverfahren“

Termin: 05.11.2010, 

9.00 - 14.45 Uhr

Tagungsort: Berlin, 

DAI-Ausbildungscenter 

Referentin: RAin Gesine Reisert,

FAin für Straf- u. 

Verkehrsrecht, Berlin

Kostenbeitrag: 175,00 €

Zeitstunden: 5

Fachinstitut für Sozialrecht

Titel: „SGB II und SGB III -
Neueste Rechtspre-
chung und Praxis“

Termin: 06.11.2010,

9.00 - 14.45 Uhr

Tagungsort: Berlin, 

DAI-Ausbildungscenter 

Referent: Dr. Jürgen Brand, 

Präsident 

des LSG NRW

Kostenbeitrag: 165,00 €

Zeitstunden: 5

Fachinstitut für Familienrecht 
und Fachinstitut für Sozialrecht

Titel: „Elternunterhalt und
Regress des Sozial-
hilfeträgers sowie
erbrechtliche Fragen
in Familien mit 
Leistungsbeziehern
nach dem SGB II und
SGB XII“

Termin: 12.11.2010, 

14.00 - 19.30 Uhr

Tagungsort: Frankfurt (Oder), 

Ramada Hotel 

Referentin: RAinuNin Susanne

Pfuhlmann-Riggert,

FAin für Familienrecht

und Sozialrecht,

Neumünster

Kostenbeitrag: 225,00 €

Zeitstunden: 5

Fachinstitut für Familienrecht

Titel: „Aktuelles Familien-
recht - FamFG - 
Unterhaltsrecht - 
Güterrecht“

Termin: 02. - 03.12.2010, 

Do. 10.00 - 17.15 Uhr,

Fr. 9.00 - 13.15 Uhr 

Tagungsort: Berlin, 

DAI-Ausbildungscenter 

Referenten: RAin Esther Caspary,

FAin für Familienrecht,

Berlin 

Dr. Jürgen Soyka, 

Vors. Richter am OLG

Düsseldorf

Kostenbeitrag: 245,00 €

Zeitstunden: 10

Fachinstitut für Arbeitsrecht

Titel: „Upgrade 
Arbeitsrecht“

Termine: 10. - 11.12.2010 und

17. - 18.12.2010

jeweils 

Fr. 15.00 - 19.15 Uhr

und 

Sa. 9.00 - 16.15 Uhr 

Tagungsort: Berlin, 

DAI-Ausbildungscenter 

Referenten: RAuN 

Bernd Ennemann, 

FA für Arbeitsrecht,

Soest

Kostenbeitrag: 210,00 €

Zeitstunden: jeweils 10

2. Zulassungen und Aufnahmen im
Kammerbezirk Brandenburg

Sebastian Lange
c/o Dombert Rechtsanwälte

Mangerstr. 26, 14467 Potsdam

Thomas Knoll-Biermann
c/o Holland-Nell & Protz

Charlottenstr. 109, 14467 Potsdam 

Katrin Küber
Rudolf-Breitscheid-Str. 12, 

15374 Müncheberg

Dr. Falko Drescher
Helene-Lange-Str. 8, 14469 Potsdam 

Martin Pirner
Am Tiefen Grund 40, 14612 Falkensee

Susanne Tiefenthal
Alte Schildower Str. 1, 16548 Glienicke

Annett Kleinert
c/o Kleinert Rechtsanwälte

Menzelstr. 12 A, 14467 Potsdam 

Heide Michaelis
c/o Höflich-Michaelis

Eichenallee 6, 

15711 Königs Wusterhausen 

Patricia Kühnel
Jugendsteg 15, 15537 Erkner

Volkmar Ross 
Ernst-Thälmann-Str. 56, 

15344 Strausberg 

Mitgeteilt
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Gebühren-
verfahrensrecht:

RVG schlägt
BRAGO

Mit dem Inkrafttreten des RVG ist
dessen Verfahrensrecht auch dann
anzuwenden, wenn in den Fällen des
§ 61 Abs. 1 Satz 1 RVG die Vergütung
des Rechtsanwalts nach dem materi-
ellen Gebührenrecht der BRAGO zu
berechnen ist. (Leitsatz des Gerichts)

Nach der Vergütungsfestsetzung durch

das Landgericht Berlin erhielt eine vor

dem 01.07.2004 bestellte Pflichtvertei-

digerin eine Abschlagszahlung von gut

5.800,- Euro. Nach der Ablehnung ihres

Antrages auf eine Pauschvergütung

durch das Kammergericht forderte die

Urkundsbeamtin des Landgerichts die

Abschlagszahlung per Beschluss

zurück. Die gegen die Rückforderung

gerichtete Erinnerung der Rechtsanwäl-

tin, die von der Urkundsbeamtin dem

KG vorgelegt wurde, gaben die KG-

Richter wieder an das Landgericht

zurück. Das Rechtsmittel richte sich

nicht gegen die KG-Entscheidung, son-

dern gegen die Aufhebung der Vergü-

tungsfestsetzung durch das LG. Über

das dagegen eingelegte Rechtsmittel

habe auch das LG zu entscheiden.

In der Sache stellte das Kammergericht

fest, dass die Entscheidung über die Er-

innerung nach dem Verfahrensrecht des

RVG zu ergehen habe. Das gelte auch

dann, wenn – wie hier – die Tätigkeit des

Anwalts bereits vor Inkrafttreten des

RVG begonnen habe. Die Übergangs-

vorschrift des § 61 Abs. 1 Satz 1 RVG,

nach der die BRAGO weiter anzuwen-

den ist, wenn der Rechtsanwalt vor dem

1. Juli 2004 bestellt worden war, stehe

dem nicht entgegen. Sie gelte nach der

ständigen Rechtsprechung des Senats

nur für das materielle Gebührenrecht.

Neues Verfahrensrecht sei immer ab

dem Zeitpunkt des Inkrafttretens anzu-

wenden. Mangels anderweitiger Bestim-

mungen seien somit auch im Gebühren-

recht die verfahrensrechtlichen Rege-

lungen seit dem 1. Juli 2004 dem RVG

zu entnehmen, und zwar unabhängig

davon, nach welchem Recht sich die

abgerechnete Vergütung richtet. Nach

Ansicht des KG-Senats habe § 61 Abs.

1 Satz 1 RVG lediglich die Funktion,

dem Anwalt weiterhin die Gebührentat-

bestände, deren Voraussetzungen und

die darin bestimmten Festbeträge, Rah-

mengebühren sowie Auslagenpauscha-

len der BRAGO zu sichern. Die Auffas-

sung, wonach bei einer Gebührenbe-

messung nach der BRAGO auch deren

Verfahrensregelungen über den 30. Juni

2004 hinaus gelten müssen, teilt der Se-

nat nicht. Eine derartige Auslegung

führe zu einer nicht praxisgerechten

Aufspaltung der gebührenrechtlichen

Rechtsbehelfe und deren Zulässigkeits-

voraussetzungen sowie zu unterschied-

lichen Zuständigkeiten. Gemäß § 61

Abs. 1 Satz 2 RVG werden die Anwalts-

gebühren eines Rechtsmittels in Abhän-

gigkeit davon berechnet, wann das

Rechtsmittel eingelegt wurde. War dies

nach dem 1.7.2004, findet das RVG An-

wendung. Zwar sehen sowohl die

BRAGO (§ 98 Abs. 2) als auch das RVG

(§ 56 Abs. 1) ein Rechtsbehelf gegen die

Gebührenfestsetzung in einem solchen

Fall vor, die konkrete Ausgestaltung der

verfahrensrechtlichen Regelungen un-

terscheidet sich doch erheblich (unbefri-

stete Beschwerde und Mindestbe-

schwerdewert nach BRAGO, Befristung

des Rechtsmittels und beschwerdewert-

unabhängige Zulassung der weiteren

Beschwerde nach RVG). Wegen dieser

unterschiedlichen Ausgestaltung der

verfahrensrechtlichen Regelungen in

dem alten und neuen Gebührenrecht sei

es geboten, die Anwendung des § 61

Abs. 1 Satz 1 RVG, wie es in der Über-

gangsvorschrift des § 60 RVG deutlicher

zum Ausdruck kommt, auf das materi-

elle Gebührenrecht zu beschränken.

Verfahrensrechtlich sei daher aussch-

ließlich das RVG maßgeblich. 

Kammergericht, Beschluss vom

10.12.2009 – Az.: 1 Ws 164/09

(eingesandt vom 

1. Strafsenat des KG)

WEG:
Eigentums-

wohnung darf als
Ferienwohnung 

vermietet werden
Wenn die Teilungsklärung nichts an-
deres bestimmt und die Wohnungsei-
gentümer nichts anderes vereinbart
haben, ist die Vermietung einer Ei-
gentumswohnung an täglich oder
wöchentlich wechselnde Feriengäste
Teil der zulässigen Wohnnutzung.
(Leitsatz des Gerichts) 

1,17 Millionen Besucher haben allein im

Januar 2010 in Berlin übernachtet.

Wenn es nach dem BGH geht, dürfen all

jene, die nicht im Hotel sondern in einer

Ferienwohnung in der Hauptstadt über-

nachtet haben, das auch weiterhin tun.

Ein Wohnungseigentümer vermietete

nämlich zwei seiner Eigentumswohnun-

gen, die in einer Anlage mit 92 Einheiten

gelegen sind, tage- oder wochenweise

an Touristen und Geschäftsreisende.

Die WEG beschloss auf einer Sitzung je-

doch, dem Eigentümer eine derartige

Nutzung zu untersagen. Gegen diesen

Beschluss wandte sich der Wohnungs-

eigentümer mit dem Argument, die Ver-

mietung an täglich oder wöchentlich

wechselnde Feriengäste und ähnliche

Mieter halte sich im Rahmen der ord-

nungsgemäßen Nutzung seiner Woh-

nungen. Sowohl vor dem Amtsgericht

Charlottenburg als auch vor dem Land-

gericht scheiterte der Kläger allerdings.

Erst der Bundesgerichtshof entschied in

seinem und im Sinne seiner Gäste. 

Urteile
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Die Bundesrichter sahen den Beschluss

der WEG weder durch einen Anspruch

nach § 15 WEG noch nach § 1004 BGB

gerechtfertigt. Mangels Beschlusskom-

petenz sei der entsprechende Be-

schluss demnach nichtig. Die Vermie-

tung habe sich im Rahmen der zulässi-

gen Wohnnutzung bewegt. Zwar gehöre

dazu in erster Linie die Nutzung einer

Wohnung als Lebensmittelpunkt. Nach

Art. 14 GG habe der Wohnungseigentü-

mer allerdings auch das mit § 13 Abs. 1

WEG auch einfachrechtlich abgesi-

cherte Recht, sein Eigentum zu vermie-

ten. Eine derartige Nutzung dürfe ledig-

lich die anderen Wohnungseigentümer

nicht über das Maß hinaus beeinträchti-

gen, dass bei einer typischen Wohnnut-

zung zu erwarten ist. Da dies für die

Überlassung einer Eigentumswohnung

als Unterkunft für einen laufend wech-

selnden Kreis von Aus- und Übersied-

lern (OLG Stuttgart NJW 1992, 3046;

BayObLG NJW 1994, 1662) im Sinne

des Wohnungseigentümers entschieden

worden sei, könne für die Vermietung an

laufend wechselnde Feriengäste und

vergleichbare Personenkreise nichts an-

deres gelten. 

Auch der Umstand, dass mit der Ver-

mietung Einnahmen erzielt werden und

die Nutzung demnach als gewerblich

anzusehen sei, ändere an der Zulässig-

keit der Ferienvermietung nichts. Ent-

scheidend sei allein, welche Nutzung in

der Wohnung selbst stattfinde. Da die

Gäste die Wohnung lediglich für den

Aufenthalt und die Übernachtung nut-

zen und eben keine gewerbliche Tätig-

keit innerhalb der Räume ausüben,

werde die Wohnung zu Wohnzwecken

genutzt. Die kurze Dauer des Aufent-

halts und die angeblich stärkere Bean-

spruchung des Gemeinschaftseigen-

tums der Wohnanlage ließen die BGH-

Richter ebenfalls nicht als Argument ge-

gen die Ferienvermietung gelten. Dies

gelte im Prinzip auch für die intendierte

längerfristige Vermietung der Wohnun-

gen, da eine schnellere Mieterrotation

bzw. unachtsame Dauermieter auch

dort nicht ausgeschlossen seien. Die

Veränderung des Charakters der Wohn-

anlage durch die Ferienvermietung sei

als Beeinträchtigungsgrund zwar

grundsätzlich denkbar. Allerdings könne

eine solche Veränderung auch ander-

weitig eintreten, wenn etwa die Eigentü-

mer wechseln oder sich innerhalb der

Anlage andere zulässige Nutzungsfor-

men durchsetzen. Wolle man dies ver-

hindern, müsse die Teilungserklärung

entsprechend abgefasst oder beson-

dere Vereinbarungen unter den Eigentü-

mern getroffen werden. Dies sei im vor-

liegenden Fall nicht erfolgt.

BGH, Urteil vom  15.01.2010 – Az.: V ZR

72/09

(eingesandt von 

RA Christian Christiani, Berlin)

Dokumenten-
pauschale 

im Beratungshilfe-
verfahren

Die Dokumentenpauschale ist bei Ko-
pien aus der Ermittlungsakte für den
in ein Ermittlungsverfahren involvier-
ten Mandanten in jedem Fall zu ge-
währen, da dies unzweifelhaft im
Rahmen einer sachgerechten Fallbe-
arbeitung erfolgt. (Leitsatz des Bear-
beiters)

Im Rahmen einer Beratungshilfe machte

ein Rechtsanwalt auch Kopierkosten für

Kopien aus der Ermittlungsakte der

Staatsanwaltschaft geltend. Der

Rechtspfleger wollte ihm diese aller-

dings nicht erstatten. Im Rahmen der

Erinnerung (§§ 11 Abs. 2 RPflG, 56 RVG)

bekam der Rechtsanwalt die Kopierko-

sten vom Amtsgericht Halle (Saale) aller-

dings doch noch ersetzt. Der Anspruch

auf Festsetzung der Kopierkosten folge

aus § 1 RVG in Verbindung mit Nr. 7000

VV RVG. Gemäß Nr. 7000 Nr. 1 a.) VV

RVG seien die Kosten für Ablichtungen

aus Behörden- und Gerichtsakten zu er-

setzen, soweit die Herstellung zur sach-

gerechten Bearbeitung geboten war.

Dass ein Rechtsanwalt, der einen Man-

danten, berät, der angibt, Opfer einer

Straftat geworden sein, Ablichtungen

aus der Ermittlungsakte für eine sachge-

rechte Bearbeitung der Angelegenheit

benötigt, versteht sich von selbst, so

das AG. Es könne nicht Sache des Ge-

richts sein, nachträglich die Arbeits-

weise des Rechtsanwalts zu bewerten

und zu kritisieren, indem ihm die Ferti-

gung von Ablichtungen untersagt oder

unzumutbar erschwert werde. Hierdurch

würde die Rechtswahrnehmungsgleich-

heit von Bemittelten und Unbemittelten

im außergerichtlichen Bereich entgegen

Art 3 Abs. 1 GG nicht mehr gewährlei-

stet. Ohne die Erstattung der Kopierko-

sten, und damit ohne die Erstellung von

Kopien, sei es beispielsweise nicht

möglich, den Mandanten kurzfristig zu

einem Termin zu „laden“ bzw. ihn darü-

ber zu informieren. Weiter brauche der

Rechtsanwalt die (jedenfalls auszugs-

weise kopierte) Akte möglicherweise für

weitere Besprechungstermine, für die

Fertigung von Schriftsätzen im Rahmen

der außergerichtlichen Vertretung sowie

um seine Pflicht, gemäß § 50 Abs. 1

BRAO durch Handakten ein geordnetes

Bild über die von ihm entfaltete Tätigkeit

geben zu können, zu erfüllen. Ange-

sichts der Tatsache, dass der Rechtsan-

walt gemäß § 1 BRAO ein unabhängiges

Organ der Rechtspflege ist, könne es

nicht Sache des Gerichts sein, dem

Rechtsanwalt eine „geringfügige Ände-

rung der anwaltlichen Praxis“ vorzu-

schreiben.

AG Halle (Saale), Beschluss vom

08.02.2010 – Az.: 103 II 3103/09

(eingesandt von 

RA Thomas Vetter, Berlin)

Sinnentleerte 
Verfassungs-
beschwerde

Anfechtung einer amtsgerichtlichen
Kostenentscheidung bringt Prozess-
bevollmächtigtem Missbrauchsge-
bühr ein. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in

einem Verfassungsbeschwerdeverfah-

ren, in dem es um den mutmaßlichen

Verfassungsverstoß einer Kostenent-

scheidung ging, eine Missbrauchsge-

bühr gegen die Beschwerdeführerin und

Urteile
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ihren Rechtsanwalt verhängt. Die 3.

Kammer des Ersten Senats brummte

den Beteiligten 500,- Euro wegen der

missbräuchlichen Inanspruchnahme

des höchsten deutschen Gerichts auf.

Zur verfassungsrechtlichen Überprüfung

stand eine Kostenentscheidung eines

Amtsgerichts. Prinzipiell seien Ko-

stenentscheidungen selbständig mit der

Verfassungsbeschwerde angreifbar,

stellte das BVerfG fest. Hierfür müsse

sich der behauptete Verfassungsverstoß

ausschließlich auf die Kostenentschei-

dung beziehen und die Entscheidung in

der Hauptsache darf davon nicht

berührt werden. Selbstverständlich

müsse aber auch der Rechtsweg im

Sinne von § 90 Abs. 2 Satz 1 BVerfGG

erschöpft sein. Hiervon gingen die Bun-

desverfassungsrichter zunächst aus, da

der Prozessbevollmächtigte der Be-

schwerdeführerin dem Gericht nicht mit-

geteilt hatte, dass von der Gegenseite

bereits eine Berufung eingelegt worden

war. Aus diesem Grund wurde die Ver-

fassungsbeschwerde an den Gegner

des Ausgangsverfahrens und an das

Landesjustizministerium zugestellt. Nach-

dem die Karlsruher Richter Kenntnis von

der Berufung des Prozessgegners er-

langt hatten, verwiesen sie die Be-

schwerdeführerin darauf, dass eine Än-

derung bzw. nachträgliche Rechtferti-

gung der - wohl objektiv willkürlichen -

Kostenentscheidung in diesem Beru-

fungsverfahren oder durch die Einle-

gung einer Anschlussberufung hätte er-

reicht werden können. Von einem

Rechtsanwalt, der das Mandat zur

Führung eines Prozesses vor dem Bun-

desverfassungsgericht annimmt, sei zu

erwarten, dass sein Sachvortrag so voll-

ständig ist, dass er das Gericht über

derart verfahrensentscheidende Um-

stände informiert. Die Verhängung der

Missbrauchsgebühr rechtfertigte das

BVerfG unter anderem damit, dass das

Bundesverfassungsgericht bei der Erfül-

lung seiner Aufgaben nicht durch eine

sinnentleerte Inanspruchnahme seiner

Arbeitskapazität behindert werden darf.

BVerfG, Beschluss vom 08.12.2009 –

Az.: 1 BvR 829/09

(Eike Böttcher)

Relativ unbe-

merkt sind am

1.4.2010 neue

Datenschutzvor-

schriften in Kraft

getreten. An die-

sem Tag trat das

Gesetz zur Än-

derung des

Bundesda-

tenschutzgeset-

zes vom 29.7.2009 (BGBl. I 2009, S.

2254) - auch bekannt als „BDSG-No-

velle I“ - in Kraft, mit welchem die Vor-

schriften des § 28a BDSG (Datenüber-

mittlung an Auskunfteien) und des § 28b

BDSG (Scoring) in das Bundesdaten-

schutzgesetz (BDSG) eingefügt wurden.

Geändert wurde auch der § 34 BDSG,

der den Auskunftsanspruch des Betrof-

fenen regelt.

Durch die Änderungen soll mehr

Rechtssicherheit bei Datenübermittlun-

gen an Auskunfteien und Inkassodienst-

leister geschaffen werden. Außerdem

werden die Verbraucherrechte beim so

genannten „Scoring“ gestärkt. In der

deshalb etwas euphemistisch als „Sco-

ring-Novelle“ bezeichneten Änderung

des BDSG verstecken sich aber auch

Vorschriften mit erheblichem Einfluss

auf das Mahn- und Forderungs-

management von Unternehme(r)n. Wer

gegen die neuen Regelungen zur Da-

tenübermittlung verstößt, muss mit er-

heblichen Strafen oder gar Schadener-

satzforderungen von Schuldnern rech-

nen. 

Von der Neuregelung betroffen sind Un-

ternehmen, die Zahlungsausfälle von

Kunden an Auskunfteien (wie z.B. die

SCHUFA) übermitteln, sowie Kreditinsti-

tute, die Vertragsrahmendaten an Aus-

kunfteien übermitteln. Datenübermitt-

lungen von der verantwortlichen Stelle

an Auskunfteien sind grundsätzlich nur

noch zulässig, soweit die Übermittlung

zur Wahrung berechtigter Interessen der

verantwortlichen Stelle oder eines Drit-

ten erforderlich ist (§ 28a Abs. 1 BDSG).

Betroffen sind aber auch Unternehmen,

die zur Eintreibung von offenen Forde-

rungen gegen private Schuldner externe

Dienstleister wie Inkassobüros, Kredit-

versicherungen oder „Verrechnungsstel-

len“ nutzen. Die Bekanntgabe der

Schuldnerdaten, ohne die ein Inkasso

bzw. der Ausgleich der Forderung durch

die Versicherung nun mal nicht möglich
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Kein Aprilscherz: 

Seit 1.4.2010 sind 
neue Datenschutzvorschriften 

beim Forderungseinzug zu beachten 

Fünf goldene Regeln 
fürs Forderungsmanagement ab

dem 1.4.2010:

Regel 1:
Die meisten Forderungen sind bei der

Übergabe an ein Inkassobüro noch

nicht tituliert und damit rechtssicher

festgestellt. Damit unterfallen sie den

Vorschriften des Datenschutzgeset-

zes.

Regel 2:
Der Schuldner muss mindestens

zweimal schriftlich gemahnt worden

sein, bevor eine Datenübermittlung

zulässig ist.

Regel 3:
Die Datenübermittlung an den exter-

nen Dienstleister darf frühestens 4

Wochen nach der ersten Mahnung er-

folgen.

Regel 4:
Der Schuldner muss auf die bevorste-

hende Datenübermittlung hingewie-

sen werden. Das muss rechtzeitig ge-

schehen, darf aber nicht vor der er-

sten Mahnung erfolgen.

Regel 5:
Wenn der Schuldner die Forderung

bestreitet, darf eine Datenübermitt-

lung nicht erfolgen. Die Tatsache des

Bestreitens ist zu prüfen und zu doku-

mentieren.

AW 4-10 Umbruch 1  14.04.2010  15:17 Uhr  Seite 138



ist, stellt eine Datenübermittlung nach

dem Bundesdatenschutzgesetz dar.

Diese ist künftig nur noch zulässig, so-

weit die Voraussetzungen des neuen §

28a Abs. 1 Nr. 1 - 5 BDSG erfüllt sind,

nämlich:

• die Forderung durch ein rechtskräfti-

ges oder für vorläufig vollstreckbar

erklärtes Urteil festgestellt worden ist

oder ein Schuldtitel nach § 794 ZPO

vorliegt (z. B. Vergleich, einstweilige

Anordnung, vollstreckbare Schieds-

sprüche, vollstreckbare Europäische

Zahlungsbefehle oder (notarielle) Ur-

kunden), oder 

• eine Forderung im Insolvenzverfahren

festgestellt und nicht bestritten ist (§

178 InsO), oder 

• der Betroffene die Forderung aner-

kannt hat, oder 

• der Betroffene nach Eintritt der For-

derungsfälligkeit mindestens zweimal

schriftlich gemahnt worden ist, zwi-

schen der ersten Mahnung und der

Übermittlung mindestens vier Wo-

chen liegen, die verantwortliche

Stelle den Betroffenen rechtzeitig vor

der Übermittlung der Angaben, je-

doch frühestens bei der ersten Mah-

nung über die bevorstehende Über-

mittlung unterrichtet hat und der Be-

troffene die Forderung nicht bestrit-

ten hat, oder 

• das der Forderung zugrunde liegende

Vertragsverhältnis aufgrund von Zah-

lungsrückständen fristlos gekündigt

werden kann und der Betroffene von

der verantwortlichen Stelle über die

bevorstehende Übermittlung unter-

richtet worden ist. 

Betroffene Unternehmen sollten ihr der-

zeitiges Mahnwesen und Forderungsm-

anagement deshalb - lieber heute als

morgen - überprüfen und an die neuen

Datenschutzvorschriften anpassen. 

Weiterer Bestandteil der Novelle ist der

Auskunftsanspruch von Verbrauchern

gegenüber Unternehmen, Banken und

Auskunfteien (wie z.B. der SCHUFA)

über gespeicherte „Scoring“-Daten (§§

29b, 34 BDSG). Mit solchen Scoring-

Verfahren wird mittels mathematisch-

statistischer Verfahren die Wahrschein-

lichkeit gemessen, mit der eine be-

stimmte Person ein bestimmtes Verhal-

ten zeigt, also z.B. einen Kredit nicht

zurückzahlt. Relevant wird dies etwa bei

einer Kreditvergabe oder beim Ab-

schluss von Miet- Versicherungs- oder

Telekommunikationsverträgen.

Verbraucher können künftig einmal im

Jahr kostenlose Auskunft darüber ver-

langen, welche Score-Werte an wen

übermittelt worden sind, wie der aktu-

elle Score-Wert lautet, welche Datenar-

ten für das berechnete Ergebnis genutzt

wurden und wie dieser Wert zustande

gekommen ist.

Die Auskünfte müssen dabei „einzelfall-

bezogen, nachvollziehbar und in allge-

mein verständlicher Form“ erteilt wer-

den (vgl. § 34 Abs. 2 Nr. 3 bzw. Abs. 4

Nr. 3 BDSG). 

Detaillierte Informationen - auch zu den

BDSG-Novellen II und III - sind nachzu-

lesen unter

http://www.haufe.de/recht/topIssue-

Start bzw. unter http://www.vzbv.de.

Thomas Vetter

Leserbrief

Steuerbetrüger:
Pflicht 

zum CD-Kauf
Im Zuge der Debatte um die Steuer-CDs

und den Schutz der Privatheit (siehe

Beitrag von Ulrich Schellenberg in Berli-

ner Anwaltsblatt 2010, Seite 57) möchte

ich mit einer deutlich anderen rechtspo-

litischen Auffassung zum Ankauf von

Dateien, auf denen Steuerbetrüger ver-

zeichnet sind, opponieren.

Ausgangspunkt der nachfolgenden Be-

trachtung ist, dass es sich in der Tat um

eine rechtspolitische und wohl nicht um

eine rechtliche Diskussion handelt.

Rechtlich scheint in der Tat nach ganz

herrschender Meinung der Ankauf der

Datei durch den Staat nicht für die auf

Seiten des Staates handelnden Perso-

nen strafbedroht. Eine davon zu tren-

nende Frage ist, ob man dies noch aus-

drücklich gesetzlich klarstellen sollte.

Rechtspolitisch bin ich der Auffassung,

dass der Staat sogar die Pflicht hat, Da-

teien mit Steuerbetrügern, die ihm ange-

boten werden, zu erwerben. Die in dem

Beitrag und der Resolution vertretenen

gegenteiligen Ansichten überzeugen

nicht.

Eine gemeinsame Sache mit Datendie-

ben würde dann vorliegen, wenn den

Datendieben Straffreiheit und Steuer-

freiheit hinsichtlich des im Austausch

gegen die Daten erlangten Geldbetra-

ges zugesichert würde.  Dies dürfte mit-

nichten der Fall sein. Wenn der Daten-

dieb eine Straftat begangen hat, so ist

sie weiterhin trotz des Ankaufs der Da-

ten verfolgbar. Wenn der Datendieb

Zahlungen erlangt hat, so muss er sie

dennoch versteuern.

Mit dem Ankauf der Daten steht der

Staat nicht moralisch auf der Seite des

Datendiebes, er steht moralisch auf der

Seite derjenigen, die ehrlich ihre Steuern

bezahlen.

Der Kollege Schellenberg behauptet

zwar, dass der Staat keineswegs wehr-

los gegen die Verschiebung von unver-

steuertem Geld in die Schweiz und an-

dere Länder ist und über ein umfangrei-

ches Instrumentarium verfüge, die In-

strumente benennt er jedoch nicht.

Augenscheinlich reichen die Instru-

mente nicht über Deutschland hinaus

bzw. bis in die Schweiz hinein. Anson-

sten würde sich nämlich das Verschie-

ben von unversteuertem Geld in die

Schweiz auch ohne Datendiebe nicht

mehr lohnen.

Auch das Argument „Welches Geheim-

nis fällt als nächstes?“ ist ein Scheinar-

gument. Der Kollege Schellenberg stellt

zu den von ihm benannten Beispielen
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richtigerweise fest, dass diese Beispiele

auch nach deutschem Recht strafbar

sind. Einer Aufweichung des Daten-

schutzrechts in den von ihm benannten

Fällen durch Änderung der gesetzlichen

Regelungen sollte in der Tat energisch

entgegengetreten werden. Sowohl bei

den von ihm benannten polnischen

Frauen, die entgegen dem Recht der

Republik Polen in Deutschland abtrei-

ben lassen als auch bei unheilbar Kran-

ken, die bei Kenntnis der Daten von kei-

nem Versicherer mehr aufgenommen

werden, handelt es sich um einen

schutzwürdigen Personenkreis.

Personen, die am oberen Ende der Ein-

kommensskala leben und augenschein-

lich genug Geld übrig haben, um Millio-

nen unversteuert in die Schweiz zu ver-

schieben, sind kein schutzwürdiger Per-

sonenkreis. Sie sind vielmehr die

Gewinner dieser Gesellschaft, die ihren

Gewinn noch durch Steuerhinterziehung

maximieren wollen.

Hier lohnt sich ein Vergleich mit den

Verlierern am unteren Ende der Einkom-

mensskala. Soweit ersichtlich, kommt

niemand auf die Idee, sich für Personen,

die betrügerisch Sozialleistungen (Hartz

IV) beziehen, dahingehend einzusetzen,

dass diese nicht zur Offenlegung ihrer

tatsächlichen Einkommens- und Vermö-

gensverhältnisse angehalten werden. Zu

Recht wird von den Menschen am unte-

ren Ende der Einkommensskala ver-

langt, dass diese umfassend Auskunft

über ihre Vermögensverhältnisse geben

und wird dies auch - zwar sicherlich

nicht flächendeckend, aber in Stichpro-

ben - überprüft. Eine Resolution zum

Schutz der Sozialbetrüger vermisse ich

insoweit sowohl im Berliner Anwaltsblatt

als auch in der Politik. Ebenso überflüs-

sig, wie eine solche Resolution wäre, ist

aber eine Resolution zum Schutz der

Steuerbetrüger.

Ich habe eine Reihe von Freunden in der

Republik Angola.

Bekanntermaßen

ein Land, das im

Korruptionsindex

von Transparency

International kon-

stant auf den hin-

teren Rängen zu

finden ist. Bereits

vor einigen Jahren

habe ich dazu eine

Diskussion mit ei-

nem der damali-

gen Chefs des

staatlichen Stadt-

reinigungsbetrie-

bes der Millionen-

stadt Luanda ge-

habt. Dieser er-

wähnte, dass die

Müllfahrer regel-

mäßig ihr sehr ge-

ringes Gehalt auf-

bessern, indem

sie, statt den Müll

abzufahren, gegen

Bezahlung Trans-

porte für Woh-

nungsumzüge

oder andere Un-

ternehmen durch-

führten. Er er-

wähnte des Weiteren, dass allenfalls 30-

40% der staatlichen Öleinnahmen im

Staatshaushalt des Landes auftauchten.

Der Rest verschwindet in den Taschen

derjenigen, die mittlerweile mit Gelände-

wagen der Marke „Hummer“ an den

Müllfahrzeugen vorbeifahren.

Mein Freund bemerkte dazu resigniert

unter Bezug darauf, dass er die Müllfah-

rer in Kenntnis der illegalen Geschäfte

gewähren lässt: „Wenn es an der Zim-

merdecke dreckig ist, fange ich nicht an,

den Fußboden zu fegen.“

Das, was derzeit in Deutschland betrie-

ben wird ist der Versuch, den Fußboden

zu fegen, ohne vorher den Dreck an der

Decke zu beseitigen.

RA Uwe Graupeter, Potsdam

Datensicherung in
der Kanzlei – keine

leichte Aufgabe
Für Kanzleien ist die regelmäßige Siche-

rung der Daten ein Muss. Nachlässigkeit

in diesem Punkt kann nicht nur gesetzli-

che Aufbewahrungspflichten verletzen,

sondern auch massive finanzielle Schä-

den nach sich ziehen.

Es muss nicht immer ein gezielter

Hacker-Angriff sein. Angenommen, Ihre

Kanzlei fällt einem Brand- oder auch

Wasserschaden zum Opfer. Vielleicht

wird Ihr Computersystem aber auch von

einem eingeschleppten Virus befallen...

So oder so gehen wichtige Daten verlo-

ren, wenn Sie zuvor keine Sicherungs-

vorkehrungen getroffen haben. Dabei

reicht schon ein einfacher Hardware-

Defekt aus, damit beispielsweise digi-
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tale Mandantenakten, Geschäftsbriefe

oder andere wichtige Dateien auf der

Festplatte nicht mehr abgerufen werden

können. Die Rekonstruktion ist häufig

unmöglich. Gut beraten ist dann, wer re-

gelmäßige Datensicherungen (neu-

deutsch: Backups) gemacht hat. Über

die verschiedenen Möglichkeiten, diese

durchzuführen, informiert dieser Beitrag.

Welche Daten sollten Sie sichern?

Auf jeden Fall sollten alle relevanten Do-

kumente gesichert werden. Darunter fal-

len der elektronische Schriftverkehr,

Mandantenakten, Berichte, Adres-

sbücher oder auch Kalenderfunktionen.

Insbesondere ist in Kanzleien die fün-

fjährige Mindestaufbewahrungspflicht

von Handakten (§ 50 Abs. 2 BRAO) zu

beachten. Dies gilt auch für die elektro-

nische Handakte (§ 50 Abs. 5 BRAO). In

diesem Fall trägt eine zuverlässige Da-

tensicherung dazu bei, ein mögliches

Verlustrisiko und damit eine Berufs-

pflichtverletzung auszuschließen. 

Bei einem ersten Datenbackup ist die

Sicherung des kompletten Systems

einschließlich aller persönlichen Einstel-

lungen zu empfehlen. Kommt es einmal

zu Problemen mit dem Betriebssystem

und ein Computer ist nicht mehr bedien-

bar, kann durch die Rückspiegelung so

eine aufwändige Neuinstallation – ggf.

verbunden mit Datenverlust – vermieden

werden. 

Welche Hilfsmittel kommen zur
Durchführung eines Backups 

in Frage?

Das kommt auf die Kanzleigröße an.

Kleinere Anwaltsbüros nutzen zum Bei-

spiel externe Festplatten mit großen

Speicherkapazitäten. Ebenfalls üblich

sind CDs, DVDs sowie USB-Sticks. Li-

mitierte Kapazitäten und die begrenzte

Haltbarkeit dieser Medien sind aller-

dings ein Manko dieser Variante. Gege-

benenfalls muss auf mehreren Datenträ-

gern gesichert werden, was im Fall einer

nötigen Wiederherstellung der Daten

viel Zeit in Anspruch nimmt.

Bei größeren Kanzleien wie auch in

großen Unternehmen ist die Magnet-

bandsicherung ein gängiges Verfahren.

Die regelmäßigen Investitionen in neue

Bänder und Laufwerke sowie das tägli-

che manuelle Wechseln beanspruchen

jedoch, neben dem finanziellen Auf-

wand, Personalressourcen und  wert-

volle Arbeitszeit. 

Wichtig bei den so genannten manuel-

len Backups mittels externer Hardware

wie CD, USB-Stick oder Magnetband

ist, die Datensicherung immer räumlich

getrennt von gesicherten Festplatten

des Computers oder Servers und für

Unbefugte unzugänglich aufzubewah-

ren. 

Welche innovativen Möglichkeiten
bieten sich außerdem?

Eine Alternative zu manuellen Backups

bietet das „Online Backup“ spezialisier-

ter Anbieter. Hierbei erfolgt die Datensi-

cherung von dem jeweiligen Computer

bzw. Server über inzwischen hochlei-

stungsfähige Internetleitungen auf so

genannte Backup-Server. Diese befin-

den sich in speziell gesicherten Rechen-

zentren, welche die Daten – jederzeit

verfügbar – aufbewahren. Seriöse An-

bieter betreiben diese Rechenzentren

auch vor dem Hintergrund des Daten-

schutzes in Deutschland und nicht im

vermeintlich günstigeren, aber weniger

regulierten Ausland. 

Bessere Kostenkontrolle 
beim Online Backup

Der finanzielle Aufwand beim Online

Backup ist in der Regel überschaubar

und für den Anwalt/ die Anwaltskanzlei

gut kalkulierbar. Je nach benötigtem

Volumen hat man eine monatlich feste

Summe, die man für seine Datensicher-

heit und -speicherung einplanen muss.

Kosten für externe Festplatten, Server-

bänder oder Personal, das sich um die

Sicherungskopien kümmert, entfallen

gänzlich. Online Backup ist zudem un-

problematisch skalierbar: Egal, ob

kleine Bürogemeinschaft oder Einzelan-

walt mit 5 Gigabyte Daten oder weniger

oder Großkanzlei mit mehr als 1 Tera-

byte Daten. Es bietet für jede Kanzlei-
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Datenverlust 
erzeugt oft Frust. 

Foto: istock

Online Backup steht
für einfache und zu-
verlässige Datensi-
cherung. 

Foto: istock
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größe die passende Lösung und ist da-

bei jederzeit flexibel erweiterbar. 

Ein Vorteil von Online Backups ist die

grenzenlose Mobilität. So kann der An-

walt, die Anwältin jederzeit wichtige

Mandantendaten und Dateien via Inter-

net abspeichern und zugleich auch si-

cher von unterwegs aus darauf zugrei-

fen. Zugang zu den Daten erhält der

Kunde über das Internet, er benötigt

dazu nur einen Computer und eine Inter-

netverbindung, z.B. über einen mobilen

Surfstick. Auf diese Weise können sen-

sible Daten auch nicht mehr durch einen

gestohlenen Laptop verloren gehen. 

Anwälte können sich auf ihre 
Kernkompetenzen konzentrieren

Weiterer Vorteil des Online Backups ist

der Gewinn an wertvoller Arbeitszeit.

Das Online Backup findet automatisch

in festgelegten Abständen statt, so dass

keine personellen Ressourcen gebun-

den werden. So ist z.B. kein eigener IT-

Fachmann im Büro erforderlich. Der

Kundenservice des Anbieters über-

nimmt in der Regel alle mit dem Backup

verbundenen Aufgaben für Sie und ist

im Fall von Problemen auch vor Ort zur

Stelle. 

Fazit

Datensicherung ist in der heutigen Zeit

aus dem Arbeitsalltag von Kanzleien

nicht mehr wegzudenken. Als unterstüt-

zende und dennoch unerlässliche Ne-

benaufgabe sichert sie die Basis jeder

Firma. Egal, für welche Form der Daten-

sicherung Sie sich entscheiden, sie

muss vor allem regelmäßig geschehen

und sollte so sicher und zuverlässig sein

wie möglich. 

Weitere Informationen zum Thema so-

wie zwei Fallstudien über die erfolgrei-

che Einbindung des „Online Backups“

in den Kanzleialltag können Sie unter

http://www.dogado.de/de/online-

backup abrufen. Die dogado Internet

GmbH mit Sitz in Dortmund ist ein Inter-

net Service Provider, dessen Kernkom-

petenzen auf den Bereichen Online

Backup, Virtualisierung, Managed Ho-

sting und Reseller-Lösungen liegen.

Naciye Schmidt

Limmer / Hertel / Frenz / Mayer
(Hrsg.)
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ISBN 978-3-89655-413-0

178,00 EUR

Das Handbuch

in 2. Auflage ist

bereits ein Stan-

dardwerk. Es ist

ein Ratgeber im

Notariatsalltag –

mit den wesentli-

chen, rechtlichen

Facetten aus der

Praxis. Der Pra-

xisnutzen für die

Anwaltschaft ist

daher ebenso

sehr hoch. Die Inhalte im Überblick: Teil

1: Berufsrecht und Beurkundungsverfah-

ren, Teil 2: Immobilienrecht, Teil 3: Fami-

lienrecht, Teil 4: Erbrecht, Teil 5: Gesell-

schaftsrecht, Teil 6: Öffentliches Recht in

der notariellen Praxis, Teil 7: Internationa-

les Privatrecht. Das Würzburger Notar-

handbuch vermittelt Spezialwissen über

diese komplexen Materien. So können

die Aspekte eines Falles rechtssicher z.

B. bei der Vertragsgestaltung umgesetzt

werden. Geboten wird ein Überblick über

alle rechtlichen Facetten des Notariats.

Das Werk ist nach den Vertragstypen der

notariellen Praxis gegliedert und – inner-

halb des jeweiligen Vertragstyps – nach

den typischen Klauseln. Es hat einen ho-

hen Praxisbezug z. B. durch Checklisten,

Formulierungsbeispiele und Muster. Auf-

genommen sind die aktuelle Rechtspre-

chung, Gesetze und Literatur. Berück-

sichtigt sind die Reformen seit der Veröf-

fentlichung der ersten Auflage. Am An-

fang jedes Kapitels steht ein

vollständiges Grundmuster. Innerhalb

des Kapitels finden sich Muster für Son-

derfälle. Sämtliche Muster und Formulie-

rungsbeispiele sind zusätzlich auch auf

der beiliegenden CD-ROM aufgenom-

men. Insgesamt 500 Muster können da-

her direkt in die eigene Textverarbeitung

übernommen werden. 

Dr. Eckart Yersin

Rechtsanwalt und Notar

Prof. Dr. Dr. h.c. Peter Gottwald
(Hrsg.)

Münchener Prozessformularbuch

Band 3 Familienrecht 

Verlag C.H.Beck

3. Auflage, 2010, XXVIII; 1136 Seiten,

in Leinen mit CD-ROM, 118,00 EUR,

ISBN: 978-3-406-57647-8 

Der Band 3 des

Münchener Pro-

zessformular-

buchs bietet auf

über 1100 Seiten

alle in der Praxis

gebräuchlichen

Muster des Fa-

milienrechts. Na-

mentlich dem

anwaltlichen

Praktiker bietet

das Werk bei der

Formulierung von Anträgen und

Schriftsätzen eine wertvolle Unterstüt-

zung. Gleichzeitig erleichtert das Mün-

chener Prozessformularbuch den Zu-

gang zu den einschlägigen Vorschriften

des materiellen Rechts. 

Die Neuauflage wird anlässlich des

FamFG vorgelegt und berücksichtig

natürlich die Änderungen durch das so

genannte FamFG-Reparaturgesetz.

Durch diese Reform wurde eine kom-

plette Neustrukturierung des Werks er-

forderlich. Neue Kapitel, wie zum Beispiel

zu den Adoptionssachen, Abstam-

mungssachen und Unterbringungssa-

chen enthalten zahlreiche neue Muster. 

Das Buch wendet sich an Anwälte, die ei-

nen schnellen Zugang zur Antrags- und

Klagetechnik in Verfahren des Familien-

rechts suchen, aber auch an den Spezia-

listen, der im Einzelfall einen kompeten-

ten Wegweiser benötigt. 

RAin Katrin Böttcher, 

Müncheberg

Bücher
Von
Praktikern gelesen
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04.05. Aktuelle Entwicklungen im Individualarbeitsrecht Dr. Jobst-Hubertus Bauer RAK Berlin in Kooperation mit 

dem DAI

www.rak-berlin.de

05.05. Das Insolvenzverfahren: Grundzüge für Heike Metzger DeutscheAnwaltAkademie

nichtjuristische Mitarbeiter www.anwaltakademie.de

05.05. Der perfekte Mietvertrag RAin Katrin Dittert Ring Deutscher Makler

RA Mathias Münch www.rdm-berlin-brandenburg.de

06. - 08.05. Einführung in das Notariat - Grundlagen-Seminar Sylvia Granata, RENO Berlin-Brandenburg

Monika Wiesner, www.reno-berlinbrandenburg.de

Lydia Wank

07.05. Ausgewählte Kernprobleme im Wohn- und Dr. iur. Carsten Brückner DAI

Geschäftsraummietverhältnis www.anwaltsinstitut.de 

07.05. Brennpunkte des Arbeitsrechts des öffentlichen RA Michael Geissler Bundesvereinigung 

Dienstes (z.B. Befristung, Personalgestellung, Urlaub) Öffentliches Recht

und aktuelle Rechtsprechung zu TVöD/TV-L www.bör.de, www.bör.eu

07.05. Internationale Zwangsvollstreckung Ernst Riedel Fortbildungsförderverein

(Vollstreckung im Ausland u.v.m.) www.reno-berlinbrandenburg.de

07.05. Neue Entwicklungen im Amts- und Dr. Peter Itzel DeutscheAnwaltAkademie

Staatshaftungsrecht www.anwaltakademie.de

07.05. Steuerrecht aktuell Dr. Nils Trossen DeutscheAnwaltAkademie

www.anwaltakademie.de

07.05. Strafverfahren gegen Ärzte in Ausübung ihres Berufes Rüdiger Weidhaas, DeutscheAnwaltAkademie

Patrick Weidinger www.anwaltakademie.de

08.05. Die Berufshaftpflicht des Arztes und ihre Versicherung Patrick Weidinger DeutscheAnwaltAkademie

www.anwaltakademie.de

08.05. Grundzüge der Zwangsvollstreckung  -  Teil II Prof. Brigitte Steder Fortbildungsförderverein

(Gerichtsvollziehervollstreckung etc.) www.reno-berlinbrandenburg.de

10.05. Hochschulrecht - Grundlagen und Dr. Josef Lindner Bundesvereinigung

aktuelle Praxisprobleme Dr. Christian Birnbaum Öffentliches Recht

www.bör.de, www.bör.eu

11.05. Aktuelle Rechtsprechung des Kammergerichts zum RiKG Dr. Gangolf Hess Berliner Anwaltsverein

gewerblichen Rechtsschutz und Urheberrecht www.berliner-anwaltsverein.de

11.05. Italienisch in der Anwaltskanzlei Francesca Rosati RAK Berlin

www.rak-berlin.de

12.05. „Der Lissabon-Vertrag: Prof. Dr. Juristische Gesellschaft zu Berlin

Demokratie-Souveränität-Verfassungsidentität" Christian Calliess www.juristische-gesellschaft.de

12.05. Aktuelle Schwerpunkte im Steuerrecht Bernd Rätke DAI

www.anwaltsinstitut.de 

18. - 19.05. Intensivseminar Öffentliches Gesundheitsrecht Prof. Dr. Thomas Clemens DAI

Prof. Dr. Michael Quaas www.anwaltsinstitut.de 

18.05. Italienisch in der Anwaltskanzlei Francesca Rosati RAK Berlin

www.rak-berlin.de

Terminkalender
Für weitere Informationen wenden Sie sich bitte an den jeweiligen Veranstalter

Datum Thema Referent Veranstalter
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18.05. Vergütung in der Zwangsvollstreckung, der Gundel Baumgärtel, RA-MICRO Berlin Mitte GmbH

Zwangsversteigerung und der Zwangsverwaltung gepr. Bürovorsteherin www.ra-micro-berlin-mitte.de

19.05. - 23.06. Englisch Kurs  für Fortgeschrittene Teil II Sebastian Turnbull Fortbildungsförderverein

für ReNo-Fachangestellte www.reno-berlinbrandenburg.de

20.05. Richter- und Anwaltschaft im Dialog: Aktuelle VRiLG Heinz Hansens Berliner Anwaltsverein

Rechtsprechung zu Gerichtskosten, RVG und PKH www.berliner-anwaltsverein.de

21.05. Haftungsfallen im Gesellschaftsrecht Dr. Heribert Heckschen, DAI

Dr. Andreas Heidinger www.anwaltsinstitut.de 

21.05. Restschuldbefreiung im Verbraucher- und Dr. Gerhard Pape RAK Brandenburg i.K.m. DAI

Regelinsolvenzverfahren www.rak-brb.de

www.anwaltsinstitut.de 

25.05. RVG Crashkurs für Einsteiger Sylvia Granata, RA-MICRO Berlin Mitte GmbH

gepr. Bürovorsteherin www.ra-micro-berlin-mitte.de

25.05. Stammtisch der ARGE Anwältinnen ARGE Anwältinnen im DAV

Führung Deutscher Bundestag mit Kuppelbesuch www.dav-anwaeltinnen.de

27.05. Die Verfahren vor dem "Volksgerichtshof" Prof. Dr. Forum Recht und Kultur

nach dem 20. Juli 1944 Johannes Tuchel im Kammergericht e.V.

www.forumrechtundkulturimkammer

gericht.de

27.05. Düsseldorfer Abfallrechtstag 2010 – Martin Beckmann, Lexxion Verlag  Berlin

Das neue Kreislaufwirtschaftsgesetz Dr. Ralf Bleicher, u.a. www.lexxion.de/konferenzen

28. - 29.05. 1. Berliner Gefangenentage: „In dubio pro securitate - AK Strafvollzug der Vereinigung

Sicherheitsbedürfnis contra Resozialisierung?“ Berliner Strafverteidiger und RAV 

e.V.

www.strafverteidiger-berlin.de

www.arbeitskreis-strafvollzug.de

28. - 29.05. Ausgewählte Problemfelder des privaten Baurechts Dr. Bernhard RAK Brandenburg i.K.m. DAI

von Kiedrowski www.rak-brb.de

www.anwaltsinstitut.de 

28.05. Kontopfändung unter veränderten Rahmen- Peter Mock, RA-MICRO Berlin Mitte GmbH

bedingungen ab dem 01.07.2010 Dipl.-Rechtspfleger www.ra-micro-berlin-mitte.de

29.05. Update SGB II Dr. M. Neumann ARBER|seminare

www.ARBER-seminare.de

31.05. Die steuerlichen Belange einer Rechtsanwaltskanzlei StB Björn Ahrens RAK Berlin

für Berufsanfänger - Teil 1 www.rak-berlin.de

31.05. - 01.06. Die aktuelle Rechtsprechung zum Beamtenrecht Prof. Dr. Helmut Bundesvereinigung 

Schnellenbach Öffentliches Recht

www.bör.de, www.bör.eu

02.06. Arbeitskreis Arbeitsrecht: Scheinselbstständigkeit RA’in Sonja Boss Arbeitskreis Arbeitsrecht im BAV

(Allgemeines und Besonderheiten im Medienbereich) www.berliner-anwaltsverein.de

02.06. Kostenerstattungs- und Vergütungsansprüche Gundel Baumgärtel, RA-MICRO Berlin Mitte GmbH

gepr. Bürovorsteherin www.ra-micro-berlin-mitte.de

02.06. RVG – Workshop Heinz Hansens Fortbildungsförderverein

- Aktuelle Rechtsprechung zum RVG - www.reno-berlinbrandenburg.de

04. - 05.06. Die praktische Durchsetzung von Forderungen im Marlies Stern RENO Berlin-Brandenburg

Büro vom Aufforderungsschreiben bis zum www.reno-berlinbrandenburg.de

vollstreckbaren Titel
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04. - 05.06. Intensiv-Seminar für Syndikusanwälte: Dr. Wolf-Peter Groß, Rechtsanwaltskammer Berlin,  

Der Weg zur „idealen“ kleinen Rechtsabteilung Michael Scheer Berliner Anwaltsverein, 

Arbeitsgemeinschaft der 

Syndikusanwälte im 

Deutschen Anwaltverein und 

Christoph H.Vaagt und Partner

04.06. Die Erbschaftsteuer im erbrechtlichen Mandat Dr. Klaus Walpert RAK Brandenburg i.K.m. DAI

www.rak-brb.de

www.anwaltsinstitut.de

04.06. Kolloquium zum Thema "Drei Jahre nach der Institut für Notarrecht der

WEG-Reform - eine Zwischenbilanz" Humboldt-Universität

http://ifn.rewi.hu-berlin.de

04.06. Schau-Spiel Anwalt Prof. Michael Keller, DeutscheAnwaltAkademie

Prof. Klaus Klawitter www.anwaltakademie.de

05.06. Selbstverständnis und Ethos von Strafverteidigung Wolf-Dieter Reinhardt RAV 

www.rav.de

07.06. Die steuerlichen Belange einer Rechtsanwaltskanzlei RA Nobert Ellermann, RAK Berlin

für Berufsanfänger - Teil 2 StB Christine www.rak-berlin.de

Seyerlein-Busch

07.06. Richter- und Anwaltschaft im Dialog: Ri’inKG Berliner Anwaltsverein

Aktuelle Rechtsprechung des Kammergerichts Heike Hennemann www.berliner-anwaltsverein.de

zum Familienrecht

08.06. Basiswissen für Verwalter RA Carsten Krueger Ring Deutscher Makler

RA Mathias Münch www.rdm-berlin-brandenburg.de

10.06. Aktuelle Fragen des Verwaltungsverfahrens- und Martin Redeker, Bundesvereinigung

-prozeßrechts: Tatsachenfeststellung im Richter am Öffentliches Recht

Verwaltungsverfahren und neue Entwicklungen in OVG Greifswald www.bör.de, www.bör.eu

der Rechtsprechung zur Klagebefugnis

11. - 12.06. Grundlagen und praktische Anwendung in der Monika Wiesner RENO Berlin-Brandenburg

Kostenfestsetzung, der PKH u. Zwangsvollstreckung www.reno-berlinbrandenburg.de

12.06. Gebührenoptimierung in Familiensachen - Streit- Dr. Monika Keske RAK Brandenburg i.K.m. DAI

werte und Gebühren nach neuem Familienrecht www.rak-brb.de

www.anwaltsinstitut.de 

14.06. Arzthaftungsrecht Arbeitskreis Medizinrecht im BAV

www.berliner-anwaltsverein.de

15.06. Aktuelle Gestaltungsfragen bei der GbR RA Dr. Nicco Hahn Berliner Anwaltsverein

www.berliner-anwaltsverein.de

17.06. 3. Klimarechtskonferenz in Berlin Lexxion Verlag 

www.lexxion.de/konferenzen

18. - 19.06. Das Notariat in der Praxis – Einführung Sylvia Granata, RENO Berlin-Brandenburg

- Urkunden und ihre Abwicklung - Monika Wiesner www.reno-berlinbrandenburg.de

18.06. Begutachtung psychiatrisch-psychosomatischer Claudia DAI

Erkrankungen im Leistungsrecht Böwering-Möllenkamp www.anwaltsinstitut.de

18.06. Managing Liability in Contracts Stuart G. Bugg DeutscheAnwaltAkademie

www.anwaltakademie.de

18.06. Schuldnertricks und Gläubigerstrategien Peter David DeutscheAnwaltAkademie

www.anwaltakademie.de

18.06. Trainings-Seminar: Forensische Befragungs- bzw. Axel Wendler DeutscheAnwaltAkademie

Vernehmungstechnik und -taktik www.anwaltakademie.de
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Im Steuerrecht tätige Anwältin sucht in der südlichen Hälfte

Berlins einen hellen ruhigen

Büroraum (25 qm)
bis max. 300 € p.m. warm (falls kleiner: Mitnutzung eines Be-

sprechungsraumes erforderlich). Gerne in U- bzw. S-Bahn-

Nähe.

email: ascon@alice-dsl.net oder Tel. 86 20 18 31

RA BIETET BÜROGEMEINSCHAFT
IN BESTER LAGE (GENDARMENMARKT) ZU ATTRAKTIVEN

KONDITIONEN – AUCH GEEIGNET FÜR STB, WP, NOTAR.

TELEFON (030) 86 39 49 10

Wachsen Sie mit uns und nutzen Sie Ihre Chance in einer

aufstrebenden jungen aber bereits namhaften Berliner Wirt-

schaftsboutique. Mit derzeit zwölf Rechtsanwälten/innen

und einem Notariat beraten wir bundesweit unsere an-

spruchsvollen, überwiegend mittel-ständischen Mandanten

in allen Fragen des privaten und öffentlichen Wirtschafts-

rechts. 

Zur Verstärkung unsers Teams in Berlin suchen wir zum

nächstmöglichen Zeitpunkt 

eine(n) Rechtsanwältin / Rechtsanwalt
mit Schwerpunkt im 

Arbeitsrecht.
Sie passen gut zu uns, wenn Sie neben überdurch-

schnittlichen juristischen Kenntnissen bereits erste

qualifizierte Berufserfahrung von ein bis zwei Jahren

auf dem Gebiet des Arbeitsrechts, sowie möglichst

auch in den Bereichen des privaten und öffentlichen

Wirtschaftsrechts, sammeln und einen Lehrgang zum

Fachanwalt für Arbeitsrecht erfolgreich abschließen

konnten. 

Sie sind zielorientiert und überzeugen dabei durch ho-

hes Engagement, wirtschaftliches Verständnis sowie

unternehmerisches Handeln und Denken. Teamfähig-

keit, Durchsetzungsvermögen und Verhandlungsge-

schick runden Ihre Persönlichkeit ab.

Wir bieten Ihnen eine herausfordernde und spannende

Tätigkeit in einem sympathischen Team, eine lei-

stungsgerechte Vergütung und konkrete Perspektiven

in einer stetig wachsenden Sozietät. 

BETHGE.REIMANN.STARI
RECHTSANWÄLTE

Herr RA FAArbR Dammann 

Kurfürstendamm 67, 10707 Berlin

� ( (030) 89 04 92 - 12
www.brs-rechtsanwaelte.de

schaebsdat@brs-rechtsanwaelte.de

Gelegenheit:
Eingerichtete Anwaltskanzlei für 2-4 Anwälte/Steuerberater

am Olivaer Platz/Ku’damm-Nähe mit Kontakten zu Anwalts-

und Notariatsklientel zum Weitermachen nach über 40-jähri-

ger Tätigkeit ab sofort oder später. 236 m2 für 2.478,– €

netto kalt im 1. OG in repräsentativem Altbauambiente, mo-

dern ausgestattet mit 9 Zimmern, WC, Akten- und Kopier-

raum sowie sonstigen Nebenräumen. Für Inventar und Hard-

/Software nur 40.000,– € zzgl. MwSt. 

Provisionsfrei über Privatruf (030) 305 59 57

Bürogemeinschaft im Friedrichshain 
Junge Bürogemeinschaft im Friedrichshain mit angenehmer

Arbeitsatmosphäre bietet Kollegen/-in (RA, StB) schönen

Büroraum (ca. 14 m2, verkehrsgünstige Lage) zur 

Vermietung ab 280,00 €/netto. Im Mietpreis enthalten 

ist die Nutzung der Infrastruktur. Vereinbaren Sie einen 

Besichtigungstermin! 

RA Dirk Hermel 
Tel.: 030 290449-69 Mail: mail@rechtsanwalt-hermel.de

Nette Bürogemeinschaft in Berlin-Mitte
bietet Raum und Sekretariatsmitbenutzung. 

Informationen über RA Kraske: 030 / 34 38 92 18

Rechtsanwaltskanzlei sucht zur Verstärkung ihres Teams

eine/einen

Rechtsanwältin / Rechtsanwalt
für gewerbliche Schadensabwicklung im Kfz.-Gewährlei-

stungsrecht und Unfallschadensberarbeitung.

Fundierte Kenntnisse im Verkehrs- und Gewährleistungs-

recht werden erwartet.

Grundlegendes technisches Verständnis ist ebenso Voraus-

setzung wie solide prozessuale Kenntnisse.

Ihre aussagefähigen Bewerbungsunterlagen senden Sie

bitte an die

Rechtsanwälte PBWG Partnerschaftsgesellschaft
z. H. RA Ingmar Pering

Am Yachthafen 7, 16761 Hennigsdorf

Wir bitten in den Bewerbungen ausführlich die vorgenannten

Qualifikationen durch einen Fachanwaltslehrgang oder ge-

eignete andere Tätigkeitsnachweise in den o.g. Schwer-

punkten nachzuweisen.

RA’in (Sozial- und Medizinrecht)
sucht KollegInnen mit Interesse am gemeinsamen Arbeiten

zwecks Bürogründung. Telefon: 030 695 17 40 Rechtsanwältin (39), Schwerpunkte Mietrecht und

Zwangsverwaltung sucht neue Stelle in netter Kanzlei!

Ich freue mich über eine Email an

vorwaerts_in_Berlin@web.de
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Gut eingeführte Einzelkanzlei nahe Wittenbergplatz

zu veräußern. Fax (030) 269 30 655

Einzelkanzlei am Olivaer Platz/Ecke
Kurfürstendamm in Berlin Wilmersdorf 

zu veräußern. Fax (030) 323 28 43

Leibnizstraße 59 / Nähe Kudamm
Im repräsentativen Altbau, erste Etage, Fahrstuhl, Parkett/
Stuck, wird ein Büroraum frei und zwar zwecks Zusammen-
arbeit in Bürogemeinschaft.

Gabriele Volmary, Fachanwältin für Familienrecht
Leibnizstr. 59, 10629 Berlin, Tel. 32 70 38 27, Fax: 32 70 38 29

Rechtsanwältin und Notarin

sucht Notariat zur Übernahme (allbezirklich) oder Büro-
gemeinschaft vorzugsweise im Raum Steglitz-Zehlendorf.

(Spezialisierung: Erbrecht, Grundstücks- und Familienrecht)

Fax: 03 222 243 618 6 • 

Tel.: 0157 7 286 1312 oder 030 394 60 34

Strafrecht
interessiert & promoviert?

Dr. Frank & Coll.
Fachanwälte für Strafrecht

www.dr-frank.de

Rechtsanwaltskanzlei sucht zur Verstärkung ihres Teams bei

der Betreuung eines großen deutschen Unternehmens aus

der Reisebranche eine / einen

Rechtsanwältin / Rechtsanwalt
im Bereich Reiserecht – Reiseverkehrsrecht.

Grundlegende Kenntnisse im AGB-Recht und Reiserecht

sind Vorraussetzung.

Bereitschaft zur Wahrnehmung von Terminen in ganz

Deutschland ist erforderlich.

Ihre aussagefähigen Bewerbungsunterlagen senden Sie

bitte an die

Rechtsanwälte PBWG Partnerschaftsgesellschaft
z. H. RA Ingmar Pering

Am Yachthafen 7, 16761 Hennigsdorf

Wir bitten in den Bewerbungen ausführlich die vorgenannten

Qualifikationen durch geeignete Tätigkeitsnachweise in den

o.g. Schwerpunkten nachzuweisen.

Engagierter & prozesserfahrener RECHTSANWALT
mit 8 J. Berufserfahrung im Zivil- und Wirtschaftsrecht sucht
neuen Wirkungskreis in Berlin, gern auch Bürogemein-

schaft. Weitere Tätigkeitsfelder sind Bau- und Mietrecht, 

Arbeits- und Sozialrecht, Verkehrsrecht und Ordnungswid-

rigkeiten. Umfassende Erfahrung in der Betreuung des Mit-

telstandes in allen anfallenden Fragestellungen. Gern lasse

ich Ihnen meine Unterlagen zukommen. 

Kontakt: do.schenk@web.de

Schumacher & Partner wächst weiter und

sucht Büroräume
für zwei Rechtsanwälte (m/w) 

in zentraler Lage zur Untermiete.

RA René Janenz, LL.M. Eur.
Tel: 030 / 26 07 41 038

E-Mail: r.janenz@schumacherundpartner.de

Fachanwältin für Arbeitsrecht (Schwerpunkt 

Arbeitgeberberatung) sucht Büroraum in Berlin-Mitte

zur Untermiete oder in Bürogemeinschaft mit Möglichkeit zur

Mitbenutzung von Konferenz- u. Nebenräumen

Kontakt: arbeitsrecht-berlin@web.de

Rechtsanwalt, 3 Jahre BE, Examina vollbefr. u. befr.,

Fachanwaltslehrgang Steuerrecht, Tsp.: Bankrecht, Versi-

cherungsrecht, Haftungsrecht der freien Berufe, sucht neue

Tätigkeit.

Zuschriften unter Chiffre AW 4/2010-3 an

CB-Verlag Carl Boldt, Postfach 45 02 07, 12172 Berlin

Wir suchen zur Unterstützung unseres Teams in einer auf

den Gebieten des Urheber- und Medienrechts, gewerbli-

chen Rechtsschutzes und ausgerichteten Kanzlei eine(n)

hochmotivierte(n), selbstbewusste(n, gutgelaunte(n)

Rechtsanwältin / Rechtsanwalt
Bewerben Sie sich, damit wir Sie kennenlernen können. 

Denecke, von Haxthausen & Partner
Rechtsanwälte Partnerschaft 

Reinhardtstraße 52 • 10117 Berlin-Mitte 

Tel: (030) 8020815 0 • E-Mail: info@dvhup.com
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Büroräume
Hohenzollerndamm nahe Fehrbelliner Platz [U3, U7]

in etabliertem Geschäftshaus [u.a. Architekt, Steuerberater,
Wirtschaftsprüfer], Aufzug, Stellplätze, Keller-/Archivräume,

sofort bezugsfrei, provisionsfrei
ca. 188 m2 + 210 m2, KM ab 5 € zzgl. NKV 2,25 €/m2 + Mwst.

Frau Heinemann meine-makler.de 
heinemann@meine-makler.de 45 97 68 35, 0173 605 17 62

Anwaltsservice für  a l le  Fäl le
Ch. Schellenberg

Tel.: 030-757 64 033  Mobil: 0160-99 25 52 91

DER BETRIEB zu verkaufen
Gebunden 1971 - 2003, 4 1/2 m repräsentative Dekoration!

Preis 200,-- € + 7% MWSt. bei Abholung. Tel. 030 - 803 60 58

Bürogemeinschaft in Friedrichshagen, Bölschestr. 98,

bei moderaten Kosten, zur kollegialen Zusammenarbeit an-

zubieten. Repräsentative, möblierte  Kanzleiräume, incl. In-

frastruktur vorhanden. 

Tel. (030) 526 01 80 www.dierechtlicheseite.de

Eis & Wendt, Masekowsky
Rechtsanwälte und Notare

Wir sind
• das  älteste Notariat auf Sylt mit den jüngsten Ideen
• ein Team aus zehn Fachangestellten, einem Bürovorste-

her, drei Anwaltsnotaren, einem Anwalt und weiteren
Mitarbeitern

• kompetent, schnell und freundlich

Sie sind
• Notarfachangestellte/r mit Zusatzausbildung zum/zur

Bürovorsteher/in, Notarfachwirt/in oder Notarreferent/in
• Reif für die Insel

Notariats-Bürovorsteher/in als
juristische/r Mitarbeiter/in 

Wir erwarten:
• Fundierte Kenntnisse insbesondere im Immobilienrecht,

gerne auch im Erb- und/oder Gesellschaftsrecht
• Zielorientierte Arbeitsweise
• Kommunikations- und Teamfähigkeit
• Freude am Erfolg der gemeinsamen Arbeit

Ihre Aufgaben:
• Selbständiges Entwerfen von Urkunden einschl. Mandan-

tengespräch und Abwicklung
• Eigenverantwortliche Verrichtung aller in einem Notariat

anfallenden Tätigkeiten
• Kompetente Betreuung von Mandanten

Bitte senden Sie uns Ihre Bewerbungsunterlagen per Post:
Eis & Wendt, Masekowsky, 

Bismarckstr. 5, 25980 Sylt/Westerland 
oder per e-mail: k.masekowsky@syltrecht.de

oder rufen Sie uns an: 04651/9820-0 und verlangen 
Herrn Eis, Wendt oder Masekowsky

Rüdiger Eis Andreas Wendt
Kai Masekowsky Dr. Oliver Brandl

1 bis 2 Räume (20 qm/ 25 qm) in Anwalts- und

Consultingbüro nähe Kudamm, Fasanenstrasse in bester

Lage zu vermieten, Kosten variieren je nach Inan-

spruchnahme von Sekretariat und technischer Einrichtung/

Besprechungsräumen. Reine Raumkosten ca. 1.000 Euro

incl. anteiliger Wirtschaftsräume. 

Anfragen unter Tel. (030) 890 29 20

BÜROGEMEINSCHAFT IN POTSDAM
Junge, zivilrechtlich orientierte Kanzlei in zentraler Lage (wenige
Gehminuten zum Amts- und Landgericht) bietet repräsentativen

Büroraum zwecks Gründung einer Bürogemeinschaft. 
Ideal auch für Existenzgründer.

kontakt@anwaltskanzlei-sommer.de

Rechtsanwalts- und Notariatskanzlei bietet
Bürogemeinschaft (1 bis 2 Arbeitszimmer) 

in bester Lage in Berlin-Charlottenburg

Zuschriften unter Chiffre AW 4/2010-1 an

CB-Verlag Carl Boldt, Postfach 45 02 07, 12172 Berlin

Büroräume zu vermieten in Charlottenburg:
25 qm Untermiete oder 43 qm Hauptmieter: 

Telefon 0178 - 265 7252

Bürogemeinschaft in Berlin-Mitte bietet 

preiswerten, modernen Büroraum (ca. 11 m2) 

in verkehrsgünstiger Lage. Telefon: (030) 44 31 850

Untermieter (RA, Notar, StBer, WP) 
für repräsentative Büroräume 

in bester City- West- Lage 
in langjährig bestehender Rechtsanwalts- und Notariats-

kanzlei zu günstigen Konditionen zur Erweiterung der Büro-

gemeinschaft gesucht.

Geboten werden 1 bis 2 Räume, Mitbenutzung der gesam-

ten Technik und des Konferrenzraumes; bei Bedarf steht

Personal zur Verfügung.

Näheres unter lennartz@ralennartz.de

Erfahrener promovierter Rechtsanwalt,
Fachanwalt für Arbeitsrecht,  Betriebswirt, steuerrechtli-

che Kenntnisse, sucht Tätigkeit, gerne auch in Teilzeit in

Anwalts- und/oder Steuerberatungs- bzw. WP- kanzelei.

Emai: bernhard.prins@gmx.de"

Büro am Theodor-Heuss-Platz
Wir bieten: zwei Büroräume (25 qm u. 18. qm) zur Unter-

miete und gemeinsamen Nutzung des Sekretariats und

Wartebereichs an RAin/RA – gegenseitige Vertretung bei

Verhinderung ist möglich und erwünscht.

Zuschriften unter Chiffre AW 4/2010-2 an

CB-Verlag Carl Boldt, Postfach 45 02 07, 12172 Berlin
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Terminsvertretungen

Berliner Anwaltsblatt 4/2010 3.

Terminsvertretungen
an allen Gerichten in  Fürstenwalde, Strausberg,

Königs Wusterhausen und Frankfurt (Oder)

Rechtsanwälte Hilke1 · Reschke · Schmidt
1 RA Hilke ausgeschieden zum 31.05.2007

Eisenbahnstraße 140 Tel.: (03361) 69 32 40
15517 Fürstenwalde Fax: (03361) 69 32 50

Rechtsanwaltskanzlei mit Sitz in Berlin und München
übernimmt Termins- und Prozessvertretungen aller Art:

CLLB München CLLB Berlin
Liebigstr. 21, 80538 München Dircksenstr. 47, 10178 Berlin

Tel.: (089) 552 999 50 Tel.: (030) 288 789 60

Fax: (089) 552 999 90 Fax: (030) 288 789 620

mail: kanzlei@cllb.de

web: http://www.cllb.de

Terminsvertretungen vor den

Amtsgerichten Zossen, Luckenwalde und
Königs Wusterhausen übernimmt

Rechtsanwalt Uwe Bamberg,
Fischerstraße 10, 15806 Zossen
Tel. 03377/33 05 31 Fax 03377/33 05 32

Terminsvertretungen 
an allen Amts- und Landgerichten

im Großraum Hannover/Braunschweig 

RA Michael Richter 
Friesenstr. 48a • 30161 Hannover

Tel.: (0511) 676 57 35 • Fax (0511) 676 57 36 

anwalt@kanzleirichter.de

Terminsvertretungen vor den Gerichten in

Cottbus, Lübben, Senftenberg und Guben
übernehmen

Bohn & Kollegen • Rechtsanwälte
Ostrower Wohnpark 2 • 03046 Cottbus

Telefon: 0355/3 83 24 30 • Fax: 0355/3 83 24 31

Terminsvertretungen

BRANDENBURG AN DER HAVEL

Terminsvertretung beim Amtsgericht und Arbeitsgericht 

sowie Brandenburgischen Oberlandesgericht

Rechtsanwälte Thomas Küppers     Romy Ortel

Kanzlei Scherbarth, Hergaden, Küppers & Partner GbR
Magdeburger Straße 21 Telefon: 03381/324-717

14770 Brandenburg Telefax: 03381/30 49 99

Wir übernehmen Termins- und Prozessvertretungen
aller Art an 11 Kanzleistandorten bundesweit:

Hamburg, Düsseldorf, Köln, Dortmund, Essen, Aachen,
München, Frankfurt, Nürnberg, Stuttgart, sowie 

Frankreich (Paris), Italien (Rom) und Spanien (Alicante).

Kontaktaufnahme bitte über
RA Dr. Dirk Christoph Ciper, 

Kurfürstendamm 59, 10707 Berlin, Tel. 030-8532064, 
E-Mail: RA.Ciper@t-online.de, www.Ciper.de

MIT EINER ANZEIGE IN DER

RUBRIK

TERMINSVERTRETUNGEN
SIND SIE BEI ÜBER

15.600 RECHTSANWÄLTEN

IN BERLIN, BRANDENBURG UND

MECKLENBURG-VORPOMMERN

PRÄSENT.
ANZEIGENSCHLUSS

JEWEILS AM 25. DES VORMONATS

CB-VERLAG CARL BOLDT

Terminsvertretungen bei den Amtsgerichten und Arbeitsgerichten
im Großraum Brandenburg/Havel

sowie beim Brandenburgischen Oberlandesgericht

A N D R E A S  W O L F
RECHTSANWALT

Hauptstraße 21 Tel.: 03381/22 66 51
14776 Brandenburg Fax: 03381/22 66 56
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INFOLINE 0800 726 42 76
Produktinformationen für Interessenten

ra-micro 7 live erleben:

AdvoTec 2010, Stand E 16
13.–15. Mai 2010 in Aachen

Besuchen Sie uns auf der 
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